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A. Bekanntmachungen nach dem NHG 
 
Das Präsidium der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat die Änderung der folgenden Ordnung am 
10.06.2026 beschlossen.  
 
 

Rahmenvorgaben des Präsidiums für die Finanzordnung der Studierendenschaft 
gemäß § 20 Abs. 4 des niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) 

 
Das Finanzwesen der Studierendenschaft richtet sich gemäß § 20 Abs. 4 S. 3 NHG nach einer nach Maß-
gabe der §§ 105 bis 112 der LHO von ihr zu beschließenden Finanzordnung. Aufgrund von § 20 Abs. 4 S. 4 
NHG erlässt das Präsidium der Leibniz Universität Hannover hierzu folgende Rahmenvorgaben: 
 
 
Präambel 
Die Studierenden haben die im Rahmen der Finanzverwaltung anfallenden Aufgaben neben ihrem Studium 
zu erledigen. Daher sollen sowohl die Rahmenvorgaben des Präsidiums als auch die von der Studierenden-
schaft zu erlassene Finanzordnung einerseits alles Erforderliche abbilden und andererseits dabei so einfach 
und klar sein, dass alle ohne Weiteres in der Lage sind, den Haushaltsplan zu erstellen und zu lesen, Buch 
zu führen und die laufenden Finanzgeschäfte der Studierendenschaft zu bewältigen. 
 
1. Allgemeines 
Die Studierendenschaft beschließt für ihr Finanzwesen unter Beachtung dieser Rahmenvorgaben und nach 
Maßgabe der §§ 105 bis 112 LHO eine Finanzordnung, welche durch das Präsidium genehmigt werden 
muss.  
Neue Ordnungen der Studierendenschaft sowie Änderungen bestehender Ordnungen mit finanziellen oder 
haushaltsrelevanten Auswirkungen sind vor ihrer Beschlussfassung durch den Studentischen Rat mit dem 
Finanzdezernat, der Innenrevision und ggf. dem Justiziariat der Leibniz Universität abzustimmen.  
Die Rahmenvorgaben fußen auf der niedersächsischen Landeshaushaltsordnung. Sofern einzelne Regelun-
gen in diesen Rahmenvorgaben nicht genannt oder präzisiert werden, gelten die gesetzlichen Bestimmun-
gen.  
Das Finanzwesen der Studierendenschaft basiert auf den Grundsätzen der Kameralistik, die bis auf weiteres 
als zweckmäßig angesehen wird. § 110 LHO, der alternativ die Aufstellung eines Wirtschaftsplans vorsieht, 
findet keine Anwendung. 
Die veranschlagten Einnahmen und Ausgaben stellen einschließlich der Investitionen (§ 13 Abs. 3 S. 2 LHO) 
einen Globalhaushalt dar und sind damit gegenseitig deckungsfähig. Der Haushaltsplan ist die Grundlage für 
die jährliche Bewirtschaftung der Finanzmittel.  
Der Haushaltsplan ist für je ein Haushaltsjahr (01. April bis 31. März) aufzustellen und zu bewirtschaften. 
Das Rechnungswesen basiert auf einer Einnahmen- und Ausgabenrechnung.  
Dazu ist für die Einnahmen und Ausgaben einschließlich Investitionen eine Systematik nach Nr. 2.1 dieser 
Rahmenvorgaben zu wählen, die es auch in der Buchführung Ungeübten erlaubt, die Grundsätze von Klar-
heit und Wahrheit zu gewährleisten. 
Der AStA berichtet dem Studierendenparlament mindestens einmal im Semester schriftlich und mündlich 
über den Vollzug des Haushaltsplans und die Budgetsituation. 
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2. Wirtschaftsführung 
2.1 Aufstellung des Haushaltsplans 
Für den jährlichen Umgang mit den Finanzen der Studierendenschaft ist ein Haushaltsplan zu erstellen. Die-
ser bildet die zu der Tätigkeit und den Einzelaktivitäten der Studierendenschaft gehörende Finanzplanung ab 
und gibt die sich daraus ergebenden Einnahmen und Verpflichtungen vollständig wieder. 
Der Haushaltsplan ist für das folgende Haushaltsjahr im Vorjahr zu erstellen und vom Studierendenparla-
ment bis zum 31. Januar des Vorjahres zu verabschieden. Binnen 14 Tagen ist dieser dem Dezernat Finan-
zen zur Prüfung vorzulegen. Dieses leitet den Haushaltsplan schließlich dem Präsidium der Leibniz Universi-
tät Hannover zur Genehmigung zu. 
Bis zum Beschluss des Haushaltsplans durch das Studierendenparlament und der Genehmigung durch das 
Präsidium gemäß § 108 LHO können nur solche Ausgaben getätigt werden, die zur Aufrechterhaltung des 
Geschäftsbetriebs erforderlich sind. Änderungen des Haushaltsplans (z.B. für außerplanmäßige Ausgaben) 
sind ebenfalls vom Studierendenparlament zu verabschieden und vom Präsidium zu genehmigen. 
Die Einnahmen und Ausgaben der Studierendenschaft untergliedern sich im Haushaltsplan in übergeordnete 
Einnahme- und Ausgabetitel. Diese geben Auskunft über die Quelle und voraussichtliche Höhe der geplan-
ten Einnahmen sowie den Verwendungszweck und voraussichtliche Höhe der geplanten Ausgaben. Wesent-
liche Abweichungen von der vorherigen Haushaltsplanung (> 20 %) sind schriftlich zu erläutern und zu be-
gründen. 
Für die Darstellung der Einnahmen, Ausgaben und Investitionen ist eine Systematik zu wählen, die mindes-
tens folgende Unterscheidungen ermöglicht:  

- Einnahmen nach Herkunft,  
- Personalausgaben inkl. Aufwandsentschädigungen, 
- Sachausgaben gegliedert nach Verwendungszwecken,  
- Investitionen (Wertgrenze 5.000 €). 

Je Einnahme-, Ausgabe- und Investitionsposition sind im Haushaltsplan anzugeben: 
- das Ist des zuletzt festgestellten Haushaltsjahres, 
- der Planwert des laufenden Haushaltsjahres und 
- der zu beschließende Planwert des folgenden Haushaltsjahres. 

Der Haushaltsplan muss auch über das Vermögen der Studierendenschaft informieren, d. h. über das Anla-
gevermögen ist ein Bestandsverzeichnis zu führen (VV zu § 73 LHO). Ferner ist nachzuweisen, über welche 
Rücklagen die Studierendenschaft verfügt und ob bzw. wie geplant wird, diese im Haushaltsjahr zu verwen-
den. 
 
2.2  Ausführung des Haushaltsplans 
Die Studierendenschaft ist zur sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung verpflichtet.  
Zur Erfüllung Ihrer Aufgaben erhebt die Studierendenschaft Beiträge von den immatrikulierten Studierenden 
der Leibniz Universität Hannover. Für alle freiwilligen Maßnahmen, die voraussichtlich Einnahmen generie-
ren, ist eine Kalkulation zu erstellen. Diese muss alle anfallenden Ausgaben, die voraussichtlichen Einnah-
men und eine Darstellung der Deckung beinhalten. Diese Kalkulation ist zu den Rechnungsunterlagen zu 
nehmen.  
Die Ausgaben der Studierendenschaft haben sich an ihren gesetzlich zugewiesenen Aufgaben zu orientie-
ren. So-weit sich Ausgaben nicht offenkundig von dem Aufgabenkatalog des § 20 Abs. 1 NHG ableiten las-
sen, ist stets zu prüfen, ob eine Maßnahme, ein Projekt oder dergleichen einer der Aufgaben unterfällt. 
Die für die Finanzen der Studierendenschaft Verantwortlichen haben sich zu vergegenwärtigen, dass Ausga-
ben, die von den Aufgaben der Studierendenschaft nicht gedeckt sind, unter Umständen strafrechtliche Re-
levanz, ins-besondere unter dem Aspekt der Untreue haben können. 
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3. Buchführung und Rechnungswesen 
Die Buchführung ist so zu gestalten, dass die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie die Grunds-
ätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in 
elektronischer Form sowie zum Datenzugriff gewahrt sind. Für alle Buchungen und Zahlungen gilt das Vier-
Augen-Prinzip, d. h. Durchführung und Kontrolle der Durchführung müssen durch zwei verschiedene Perso-
nen erfolgen. Ferner sind diese nicht zur Zeichnung in eigenen Angelegenheiten befugt. 
Mit der Lohn- und Gehaltsbuchhaltung ist ein fachkundiger Dritter zu beauftragen.  
Die Studierendenschaft unterhält für ihre liquiden Mittel und zur Durchführung des Zahlungsverkehrs Ge-
schäftskonten bei einem Geldinstitut mit Sitz in Deutschland, welches die zeitnahe Kontoführung und die 
Einlagensicherung gewährleistet. Es ist sicherzustellen, dass jegliche Einzahlungen und Auszahlungen aus-
schließlich über die Geschäftskonten erfolgen. Nebenbuchhaltungen, Schattenhaushalte oder schwarze 
Kassen sind unzulässig. 
Der Umgang mit Bargeld ist soweit möglich zu vermeiden und auf die Bereiche zu begrenzen, welche eine 
Bargeldauszahlung erfordern. Hierzu zählen unter anderem die Darlehensvergabe, Aufwandsentschädigun-
gen und in Teilen die Auszahlung von Finanzierungsanträgen. Für diese Zwecke obliegt es der verantwortli-
chen Person, Bar-geld in Höhe von bis zu 5.000 € in einem normkonformen Geldbehälter aufzubewahren. 
Ebenfalls werden dort jegliche Zahlungsmittel, Sparbücher und sonstige Zahlungsunterlagen aufbewahrt und 
gegen unbefugten Zugriff geschützt. Das übrige Bargeld ist spätestens am auf die Einnahme folgenden 
Werktag gegenüber einer verantwortlichen Person tagesgenau nachzuweisen und abzurechnen und von 
dieser unverzüglich auf ein Geschäftskonto ein-zuzahlen. 
Nicht benötigte Finanzmittel sollten bis zu ihrer Verwendung zinsbringend bei einem Geldinstitut mit Sitz 
aus-schließlich in Deutschland angelegt werden. Eine Vermögensanlage darf ausschließlich mündelsicher, 
d. h. Wert-verluste der Anlage sind praktisch ausgeschlossen, erfolgen.  
Kredite zur Finanzierung von Maßnahmen oder Investitionen dürfen nicht aufgenommen werden. 
 
4. Jahresrechnung 
Nach Ende des Haushaltsjahres ist eine Rechnungslegung vorzunehmen. Diese soll zeigen, dass mit den 
Finanzmitteln der Studierendenschaft ordnungsgemäß und wirtschaftlich umgegangen wurde und inwiefern 
die zugrunde gelegte Kalkulation eingetreten ist. Sie zeigt auch die Erfüllung des Haushaltsplans in realen 
Daten. Die Ergebnis-se der Rechnungslegung sind ihrerseits Grundlage der Haushaltsplanung des Folge-
jahres. 
Die Jahresrechnung ist bis Ende April im nachfolgenden Haushaltsjahr aufzustellen. Die wesentlichen 
Punkte der Jahresrechnung sind vom AStA in einem Kurzbericht festzuhalten. Dieser Bericht enthält somit 
einen Vergleich von Soll und Ist und eine Kommentierung der wichtigsten Zahlen der Jahresrechnung. 
Danach ist die Jahresrechnung durch mindestens zwei unabhängige und unbefangene Prüferinnen oder 
Prüfer zu prüfen. Die Prüfung soll innerhalb von drei Monaten nach Ende des Haushaltsjahres abgeschlos-
sen sein. Sie hat sich auch darauf zu erstrecken, ob wirtschaftlich verfahren wurde und ob bei der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung die geltende Finanzordnung eingehalten wurde. Das Ergebnis der Prüfung ist 
in einem Bericht festzuhalten. 
Das Studierendenparlament hat die Aufgabe, über die Jahresrechnung unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse der Prüfung sowie über die Entlastung des AStA per Beschluss bis Ende Juli des nachfolgenden Haus-
haltsjahres zu befinden. 
Nach der Entlastung durch das Studierendenparlament sind die Jahresrechnung und die dazugehörigen Un-
terlagen im Rahmen der jährlichen Prüfung durch das Präsidium zu genehmigen. 
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5. Jährliche Prüfung 
Gemäß § 20 Abs. 4 S. 4 NHG überprüft die Leibniz Universität Hannover mindestens einmal jährlich die Ein-
haltung der Rahmenvorgaben des Präsidiums durch die Studierendenschaft. 
Nach Entlastung durch das Studierendenparlament sind: 

- die Jahresrechnung, 
- der Kurzbericht des AStA sowie 
- der Bericht über die Prüfung der Jahresrechnung 

dem Dezernat Finanzen der Leibniz Universität Hannover unverzüglich vorzulegen, welches die Einhaltung 
der geltenden Regelungen und Rahmenvorgaben prüft und im Anschluss dem Präsidium zur Genehmigung 
vorlegt. 
Die Innenrevision der Leibniz Universität Hannover oder auch andere vom Präsidium Beauftragte haben dar-
über hinaus das Recht zu Sonderprüfungen, wenn die jährlichen Prüfungen dazu Anlass geben oder dies 
vom Präsidium für erforderlich gehalten wird. 
 
6. Weitere Vorgaben 
Die Finanzordnung hat über die o. g. Punkte hinaus insbesondere Regelungen für folgende Sachverhalte 
vorzusehen:  

- zur Kontoüberwachung, 
- zu Aufbewahrungsfristen (z. B. von Belegen), 
- Verpflichtungen, die über ein Haushaltsjahr hinausgehen, 
- Einkauf von Waren- u. Dienstleistungen (Anwendung des geltenden Vergaberechts), 
- zum Inhalt und zur zeitlichen Nähe von Abrechnungen (z. B. von Veranstaltungen), 
- zum Zahlungsverkehr (z. B. Kontovollmachten), 
- Verkauf von Leistungen und Gütern, 
- Reisen in Erfüllung der Aufgaben der Studierendenschaft, 
- Gründung von Vereinen und Unternehmen sowie Beteiligung an solchen (diese unterliegen dem Zu-

stimmungserfordernis des Präsidiums), 
- Begründung und Vergütung von Beschäftigungsverhältnissen jeglicher Art, inklusive tarifrechtlicher 

Aspekte, 
 
7. Veröffentlichungen (Verkündungsblatt/ Internet) 
Die vom Präsidium festgelegten Rahmenvorgaben für die Studierendenschaft, die Finanzordnung sowie der 
Zu-satz zur Finanzordnung und alle Ordnungen mit finanziellen Auswirkungen, wie insbesondere die Bei-
tragsordnung, die Ordnungen des Semesterticketausfallfonds, der Mensafreitische und AStA-Darlehen an 
Studierende sowie beschlossene/ genehmigte Haushaltspläne und die Jahresrechnungen der Studierenden-
schaft, sind im Verkündungsblatt der Leibniz Universität zu veröffentlichen. 
Ordnungen ohne finanzielle Auswirkungen, Richtlinien sowie dazugehörige Dokumente, Formulare etc. sind 
zeitnah auf den Internetseiten des AStA zu veröffentlichen und aktuell zu halten.  
 
8. Inkrafttreten 
Die Rahmenvorgaben hat das Präsidium am 10.06.2026 beschlossen. Diese treten nach ihrer Bekanntma-
chung im Verkündungsblatt der Leibniz Universität Hannover in Kraft.  
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Der Stiftungsrat der Stiftung Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 29.06.2026 gemäß § 18 Abs. 8 und 
14 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 62 Abs. 4 Satz 1 NHG die folgende Ordnung über den Zugang und die Zulassung 
für den für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen für Fachbachelor (LBS-Sprint) 
genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 
Ordnung über den Zugang und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Lehramt an 

berufsbildenden Schulen für Fachbachelor (LBS-Sprint) 
 
Der Rat der Leibniz School of Education hat am 29.04.2026 diese Ordnung nach § 18 Abs. 8 NHG und 14 
sowie § 7 NHZG beschlossen. 
 
§ 1  Geltungsbereich 
(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung für den Masterstudiengang Lehramt an 

berufsbildenden Schulen für Fachbachelor (LBS-Sprint). Die wählbaren Unterrichtsfächer und beruflichen 
Fachrichtungen sind in Anlage 1 aufgeführt. 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen richten sich nach § 2. 
(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung 

stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens 
vergeben (§ 4). Erfüllen nicht mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze 
zur Verfügung stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt. 

 
§ 2  Zugangsvoraussetzungen 
(1) Zugangsvoraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen für 

Fachbachelor (LBS-Sprint) ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber 
a) - entweder an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-

Signatarstaaten angehört, einen Bachelorabschluss oder diesem gleichwertigen Abschluss in einer 
der beruflichen Fachrichtungen Bautechnik, Elektrotechnik, Farbtechnik und Raumgestaltung, 
Holztechnik, Lebensmittelwissenschaft, Metalltechnik oder Pflege in einem fachlich geeigneten 
vorangegangenen Studium nach Anlage 2 erworben hat, oder 

- an einer anderen ausländischen Hochschule einen gleichwertigen Abschluss in einem fachlich 
geeigneten vorangegangenen Studium erworben hat; die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der 
Bewertungsvorschläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim Ständigen 
Sekretariat der Kultusministerkonferenz (http://anabin.kmk.org) festgestellt, 

sowie 
b) Nachweise nach Anlage 3 erbracht hat. 
Die Entscheidung darüber, ob das vorangegangene Studium fachlich geeignet ist, trifft der 
Zulassungsausschuss nach Maßgabe der Anlage 2; die Feststellung kann mit einer Nebenbestimmung 
versehen werden, noch fehlende Module innerhalb von zwei Semestern nachzuholen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind Bewerberinnen und Bewerber vorläufig zugangsberechtigt, deren 
Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertigen Abschluss zum Bewerbungszeitpunkt noch nicht 
vorliegt, wenn mindestens 150 Leistungspunkte erbracht wurden und zu erwarten ist, dass der 
Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertigen Abschluss spätestens bis zum Ende des ersten 
Semesters des Masterstudienganges erlangt wird. Können Bewerberinnen und Bewerber die geforderten 
150 LP nicht bis zum 15.7. (Wintersemester) bzw. zum 15.1. (bei Zulassung für das Sommersemester) 
des Jahres nachweisen, entscheidet der Zulassungsausschuss im Einzelfall über eine Zulassung unter 
Auflagen und den Nachweis der erforderlichen Leistungspunkte bis zum 15.9. (bei Zulassung für das 
Wintersemester) bzw. 15.3. (bei Zulassung für das Sommersemester) des Jahres. Aus den bisherigen 
Prüfungsleistungen ist eine Durchschnittsnote zu ermitteln, die im Auswahlverfahren nach § 4 
berücksichtigt wird, unabhängig davon, ob das Ergebnis der Bachelorprüfung hiervon abweicht. 

(3) Für das Fach Sport ist eine erfolgreiche Aufnahmeprüfung gemäß der Ordnung für die Feststellung der 
besonderen Eignung für das Fach Sport an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität nachzuweisen. 
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(4) Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch 
ihren Bachelorabschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen darüber hinaus über 
für das Studium ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache auf dem Sprachniveau C1 GER 
verfügen. Für Details zum Nachweis siehe: https://www.llc.uni-hannover.de/de/testen-pruefen/akzeptierte-
sprachnachweise-an-der-luh/. 
 

§ 3  Studienbeginn und Bewerbungsfrist 
(1) Der Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen für Fachbachelor (LBS-Sprint) beginnt 

jeweils zum Sommer- und zum Wintersemester. Die Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 
erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15. Juli (Ausschlussfrist) eines Jahres für die Bewerbung 
zum Wintersemester und bis zum 15. Januar (Ausschlussfrist) eines Jahres für die Bewerbung zum 
Sommersemester bei der Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung ist über ein Online-Portal der 
Hochschule zu stellen. Anträge auf Zulassung außerhalb des Verfahrens der Studienplatzvergabe und 
der festgesetzten Zulassungszahlen müssen für das Sommersemester bis zum 01.04. und für das 
Wintersemester bis zum 01.10. bei der Hochschule eingegangen sein. Die Bewerbung für die berufliche 
Fachrichtung Pflege ist nur zum Wintersemester möglich. Die Bewerbung bzw. der Antrag nach Satz 3 
gelten nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden Bewerbungstermins. Die Hochschule ist 
nicht verpflichtet, die Angaben der Bewerberinnen und Bewerber von Amts wegen zu überprüfen. 

(2) Der Bewerbung sind - bei Zeugnissen und Nachweisen in beglaubigter Kopie - folgende Unterlagen in 
beglaubigter deutscher Fassung oder englischer Übersetzung, falls die Originale nicht in englischer oder 
deutscher Sprache abgefasst sind, beizufügen: 

a) das Abschlusszeugnis des Bachelorstudiengangs oder - wenn dieses noch nicht vorliegt - eine 
Bescheinigung über die erbrachten Leistungen, die Leistungspunkte und über die 
Durchschnittsnote, 

b) ein Lebenslauf, 
c) Nachweise nach Anlage 3. 
d) Nachweise nach § 2 Abs. 3 und 4. 
e) Sonstige Nachweise, sofern diese für die Prüfung der Zugangsvoraussetzung/die Durchführung 

des Auswahlverfahrens erforderlich sind. 
(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren 

ausgeschlossen. Die Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 
 
§ 4  Zulassungsverfahren 
(1) Die Auswahlentscheidung erfolgt innerhalb jeder Gruppe auf Basis einer Reihung, die anhand der 

Abschluss- bzw. Durchschnittsnote nach § 3 Absatz 2 Buchstabe a) erstellt wird.  Besteht zwischen 
einzelnen Bewerberinnen und/oder Bewerbern Ranggleichheit, bestimmt sich die Reihenfolge auf der 
Liste nach dem Los. 

(2) Es werden folgende Gruppen gebildet, in denen die Auswahl erfolgt: 
Gruppe 1: berufliche Fachrichtung Bautechnik 
Gruppe 2: berufliche Fachrichtung Elektrotechnik 
Gruppe 3: berufliche Fachrichtung Farbtechnik und Raumgestaltung 
Gruppe 4: berufliche Fachrichtung Holztechnik 
Gruppe 5: berufliche Fachrichtung Lebensmittelwissenschaft 
Gruppe 6: berufliche Fachrichtung Metalltechnik 
Gruppe 7: berufliche Fachrichtung Pflege 
Die Zuordnung der Bewerberinnen und Bewerber zu den Gruppen richtet sich nach der in der Bewerbung 
angegebenen beruflichen Fachrichtung laut Anlage 1. 

(3) Der Zulassungsausschuss (§ 5) trifft die Auswahlentscheidung. 
(4) Die Zulassung in einer Gruppe gilt zugleich als Zulassung für das in der Bewerbung gewählte zweite 

Fach 
  

https://www.llc.uni-hannover.de/de/testen-pruefen/akzeptierte-sprachnachweise-an-der-luh/
https://www.llc.uni-hannover.de/de/testen-pruefen/akzeptierte-sprachnachweise-an-der-luh/
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(5) Im Übrigen bleiben die allgemein für die Immatrikulation geltenden Bestimmungen der 
Immatrikulationsordnung der Leibniz Universität Hannover unberührt. Die Einschreibung der 
Bewerberinnen und Bewerber, die nach § 2 Absatz 1, Satz 2 noch fehlende Module nachzuholen haben, 
erlischt, wenn die hierfür erforderlichen Nachweise nicht innerhalb eines Jahres erbracht worden sind 
und die Bewerberin oder der Bewerber dies zu vertreten hat, dies gilt jedoch nicht für die Nachweise 
nach Anlage 3. Gleiches gilt, wenn nach § 2 Abs. 2 der erfolgreiche Bachelorabschluss oder ein diesem 
gleichwertiger Abschluss nicht bis zum 15. April (Beginn im Wintersemester) oder 15. Oktober (Beginn im 
Sommersemester) eines Jahres nachgewiesen wird und die Bewerberin oder der Bewerber dies zu 
vertreten hat. 
 

§ 5  Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang  
Lehramt an berufsbildenden Schulen für Fachbachelor (LBS-Sprint) 
(1) Für die Vorbereitung der Auswahlentscheidung bilden die Fakultät für Architektur und Landschaft, die 

Fakultät für Elektrotechnik und Informatik, die Fakultät für Maschinenbau, die Naturwissenschaftliche 
Fakultät, die Fakultät für Mathematik und Physik und die Philosophische Fakultät einen gemeinsamen 
Zulassungsausschuss für den Masterstudiengang Lehramt an berufsbildenden Schulen für Fachbachelor 
(LBS-Sprint).  

(2) Dem Zulassungsausschuss gehören mindestens fünf stimmberechtigte Mitglieder aus den unter Abs. 1 
genannten Fakultäten an, die der Hochschullehrer- oder der Mitarbeitergruppe angehören müssen, und 
ein Mitglied der Studierendengruppe mit beratender Stimme. Bei der Auswahl der Bewerberinnen und 
Bewerber für die berufliche Fachrichtung Pflege gehört dem Zulassungsausschuss auch ein 
stimmberechtigtes Mitglied der Hochschule Hannover an. Wenigstens zwei Mitglieder müssen der 
Hochschullehrergruppe angehören. Die Mitglieder werden durch den Fakultätsrat der jeweiligen Fakultät 
eingesetzt. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr; 
Wiederbestellung ist möglich. Der Zulassungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens drei 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. 

(3) Die Aufgaben des Zulassungsausschusses sind: 
a) Prüfung der eingehenden Zulassungsanträge auf formale Richtigkeit 
b) Prüfung der Zugangsvoraussetzungen 
c) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen und Bewerber 

einschließlich der Erteilung mit der Zulassung verbundener Auflagen gem. § 2 Abs. 1 und Auflagen 
gemäß Anlage 3. 

 
§ 6  Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 
(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Leibniz Universität 

Hannover einen Zulassungsbescheid in Textform. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die 
Bewerberin oder der Bewerber in Textform zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. 
Liegt diese Erklärung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese 
Rechtsfolge ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen. 

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbescheid. 
In dem Ablehnungsbescheid ist der Ablehnungsgrund aufgeführt, und im Falle von fachlich geeigneten 
Bewerbenden, die aus Kapazitätsgründen nicht zugelassen werden können, der erreichte Rangplatz und 
der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des zuletzt zugelassenen Bewerbers. Der 
Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 4 Abs. 1 durchgeführt. 
(4) Wenn nach Abschluss des Zulassungsverfahrens noch Studienplätze vorhanden sind, werden noch 

verfügbare Studienplätze auf Antrag durch Los vergeben. Der Antrag ist über ein Online-Portal der 
Hochschule zu stellen. Der Bewerbungszeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor dem Vorlesungsbeginn 
und endet mit dem Abschluss des Verfahrens. 
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§ 7  Zulassung für höhere Fachsemester 
(1) Die freien Studienplätze in einem höheren zulassungsbeschränkten Semester werden in nachstehender 

Reihenfolge an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, 
a) für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, eine besondere 

Härte bedeuten würde, 
b) die im gleichen oder einem vergleichbaren Studiengang 

ba) an einer anderen deutschen Hochschule oder einer Hochschule eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum eingeschrieben sind oder waren, 

bb) mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen Staatsangehörigen 
gleichgestellt an einer ausländischen Hochschule eingeschrieben sind oder waren, 

c) die sonstige Gründe geltend machen. 
(2) Innerhalb jeder der drei Fallgruppen des Absatzes 1 entscheidet über die Zulassung das Ergebnis der 

Bachelorprüfung oder einer der Bachelorprüfung äquivalenten Prüfung, bei gleichem Ergebnis die für die 
Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen Gründe und bei dann 
noch gleichartigen Fällen letztlich das Los. 

 
§ 8  Inkrafttreten 
Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 1  
 
Wählbare berufliche Fachrichtungen und Unterrichtsfächer für den Masterstudiengang Lehramt an 
berufsbildenden Schulen für Fachbachelor (LBS-Sprint) an der Gottfried-Wilhelm- Leibniz- 
Universität Hannover 
 

Wählbare berufliche Fachrichtungen: 
- Bautechnik  
- Elektrotechnik 
- Farbtechnik und Raumgestaltung  
- Holztechnik 
- Lebensmittelwissenschaft 
- Metalltechnik 
- Pflege (in Kooperation mit der Hochschule Hannover) 
 

Wählbare Unterrichtsfächer: 
- Chemie 
-  Deutsch 
- Evangelische Religion 
- Informatik 
- Katholische Religion 
- Mathematik 
- Physik 
- Politik 
- Sport 
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Anlage 2 
 
Fachlich geeignete Studiengänge entsprechend § 2 Abs. 1 Buchst. a) 
 
a) Berufliche Fachrichtung Bautechnik  

- Architektur 
- Bauen im Bestand 
- Bauingenieurwesen 
- Bau- und Umweltingenieurwesen 
- Baumanagement 
- Energieeffizientes Bauen und Sanieren 
- Ingenieurpädagogik, FR Bautechnik 
 

b) Berufliche Fachrichtung Elektrotechnik 
- Elektrotechnik / Electronics Engineering 
- Nachrichtentechnik 
- Antriebstechnik 
- Fahrzeugelektronik 
- Elektronik / Mikroelektronik 
- Elektrische Energietechnik / Energiemanagement / Energieversorgung 
- Elektrotechnik – Erneuerbare Energien 
- Automatisierungstechnik / Industrial Automation 
- Energie- und Gebäudetechnik 
- Elektro- und Informationstechnik / Kommunikationstechnik 
- Mechatronik 
- Ingenieurpädagogik, FR Elektrotechnik 
- Technische Informatik / Computer Engineering / Industrial Informatics / Ingenieurinformatik / 

Prozessinformatik 
 

c) Berufliche Fachrichtung Farbtechnik und Raumgestaltung 
- Konservierung und Restaurierung FR - Architekturoberflächen, Wandmalerei und Steinpolychromie 
- Oberflächentechnik  
- Chemieingenieurwesen / Farbe und Lack  
- Angewandte Oberflächen- und Materialwissenschaften 
 

d) Berufliche Fachrichtung Holztechnik  
- Holzbau-Projektmanagement/ Bauingenieurwesen 
- Holzbau und Ausbau 
- Holzingenieurwesen 
- Holztechnik (Wood Technology) 
- Holz- und Holzwerkstofftechnik 
- Bautechnik mit Schwerpunkt Holztechnik 
- Ingenieurpädagogik, FR-Holztechnik bzw. Bautechnik mit Schwerpunkt Holztechnik 
- Innenausbau 
- Ingenieurwesen – Studienrichtung Holz- und Möbeltechnik 
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e) Berufliche Fachrichtung Lebensmittelwissenschaft 
- Ernährungs- und Lebensmittelwissenschaftliche Studiengänge oder Studiengänge der 
- Ökotrophologie mit mindestens: 
- 12 ECTS-LP, die dem Bereich „Chemie“ zugeordnet werden können; dazu 
- zählen u.a. Allgemeine Chemie, Anorganische Chemie, Organische Chemie, 
- Lebensmittelchemie, 
- 12 ECTS-LP, die dem Bereich „Lebensmittel“ zugeordnet werden können; 
- dazu zählen u.a. Lebensmitteltechnologie, Lebensmittelmikrobiologie, 
- Lebensmittelhygiene, Lebensmittelqualität, Lebensmittelkunde, Sensorik, 
- 12 ECTS-LP, die dem Bereich „Ernährung“ zugeordnet werden können; dazu 
- zählen u.a. Humanbiologie, Allgemeine Physiologie, Ernährungsphysiologie, 
- Biochemie, Humanernährung. 
 

f)  Berufliche Fachrichtung Metalltechnik 
- Maschinenbau / Maschinenwesen 
- Maschinenbau/ Produktionstechnik / Konstruktionstechnik / Fertigungstechnik / 

Präzisionsmaschinenbau 
- Fahrzeugtechnik / Automotive / Automobiltechnologie 
- Maschinenbau – Erneuerbare Energien 
- Produktion und Logistik / Supply Change Management-Maschinenbau 
- Mechatronik 
- Verfahrenstechnik / Energie-Umwelttechnik 
- Ingenieurpädagogik, FR Metalltechnik 
- Fahrzeug-Servicetechnik und Serviceprozesse 
- Ingenieure mit Zusatzqualifikation Kraftfahrzeugsachverständige/r 
- Versorgungstechnik / Energie- und Gebäudetechnik 
 

Wirtschaftsingenieurwissenschaftliche Studiengänge gelten als fachlich geeignet, wenn sie mindestens 150 
LP fachwissenschaftliche Anteile ausweisen. 

 
g) Berufliche Fachrichtung Pflege  

- Pflege oder Pflegewissenschaft mit den Wahl-Schwerpunkten ‚Berufspädagogik Pflege/ 
Pflegepädagogik‘ oder ‚Erweiterte Pflegepraxis/ Beratung‘ 

- Andere pflegewissenschaftliche Studiengänge (B.A. oder B.Sc.) gelten als gleichwertig, wenn sie 
einen pflegewissenschaftlichen Anteil von mindestens 120 Leistungspunkten ausweisen. 

- Für deren bezugswissenschaftlichen Anteile gelten folgende Mindestanforderungen: 
- Gesundheits- und pflegewissenschaftliche Grundlagen aus Recht, Politik, Wirtschaft, Management 

sowie Gesundheitssystem/ -versorgung(-sforschung): mindestens 15 ECTS 
- Naturwissenschaftliche/ evidenzbasierte Grundlagen der Pflege: mindestens 15 ECTS 
- Gesundheits- und pflegewissenschaftliche Grundlagen aus Geistes- und Sozialwissenschaften (z.B. 

Pädagogische Psychologie; Persönlichkeits-, Entwicklungs-, Gesundheits- und Sozialpsychologie; 
Berufs- und Professionssoziologie: mindestens 15 ECTS 
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Anlage 3 
Zusätzliche Nachweise 
 
a) Berufliche Fachrichtungen Bautechnik, Elektrotechnik, Farbtechnik und Raumgestaltung, 

Holztechnik, Lebensmittelwissenschaft und Metalltechnik  
Bewerberinnen und Bewerber, die aus ihrem Studium mit Bachelorabschluss oder mit diesem 
gleichwertigen Abschluss nicht mindestens 8 Leistungspunkte (ECTS) in der Didaktik der beruflichen 
Fachrichtung und 8 Leistungspunkte in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik und/oder keine 
einschlägige Berufsausbildung nachweisen können, müssen folgende zusätzliche Nachweise erbringen:  
- insgesamt mindestens 8 Leistungspunkte (ECTS) in der Didaktik der beruflichen Fachrichtung und 

mindestens 8 Leistungspunkte in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik.  
- eine fachrichtungsbezogene abgeschlossene Berufsausbildung oder fachrichtungsbezogene Praktika 

im Umfang von 52 Wochen nach Maßgabe der Nds. MasterVo-Lehr, Anlage 5. 
Können Bewerberinnen und Bewerber die vorstehenden Nachweise nicht in vollem Maße erbringen, 
erfolgt die Zulassung mit der Auflage, diese bis zum Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit 
nachzureichen. Spätestens zwei Semester nach Studienbeginn sind von dem fachrichtungsbezogenen 
Praktikum mindestens 12 Wochen nachzuweisen. 
 

b) Berufliche Fachrichtung Pflege  
Bewerberinnen und Bewerber müssen eine fachrichtungsbezogene abgeschlossene Berufsausbildung 
nach Maßgabe der Nds. MasterVo-Lehr, Anlage 5 nachweisen. 
Bewerberinnen und Bewerber, die aus ihrem Studium mit Bachelorabschluss oder einem mit diesem 
gleichwertigen Abschluss nicht mindestens 8 Leistungspunkte (ECTS) in der Didaktik der beruflichen 
Fachrichtung und 8 Leistungspunkte in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik nachweisen können, 
müssen folgende zusätzliche Nachweise erbringen:  
- insgesamt mindestens 8 Leistungspunkte (ECTS) in der Didaktik der beruflichen Fachrichtung und 

mindestens 8 Leistungspunkte in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik. 
Können Bewerberinnen und Bewerber die vorstehenden Nachweise nicht in vollem Maße erbringen, 
erfolgt die Zulassung mit der Auflage, diese bis zum Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit 
nachzureichen. 
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Anlage 4 
Nachweis berufspraktischer Tätigkeiten gemäß der Verordnung über Masterabschlüsse für 
Lehrämter in Niedersachsen (zu § 6, 6 Nds. MaVO-Lehr) vom 11.06.2026 
 
Für den Abschluss des Masterstudiengangs Lehramt an berufsbildenden Schulen sind berufspraktische 
Tätigkeiten nachzuweisen durch eine abgeschlossene fachrichtungsbezogene Berufsausbildung oder 
fachrichtungsbezogene Praktika.  
Die fachrichtungsbezogenen Praktika müssen insgesamt mindestens 52 Wochen in Vollzeit oder in Teilzeit 
entsprechend mehr umfassen. Das einzelne Praktikum muss mindestens vier Wochen dauern (vgl. Nds. 
MaVO-Lehr § 6 Abs 5). 
Der Nachweis der berufspraktischen Tätigkeiten ist bis zur Anmeldung zum Modul Masterarbeit zu 
erbringen. 
 
Vorgaben zum Nachweis berufspraktischer Tätigkeit 
gemäß Anlage 5 zu § 6 Abs 5 Nds. MaVO-Lehr 
 
Ziel des Unterrichts an berufsbildendenden Schulen ist die Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz bei 
Schülerinnen und Schülern. 
 
Lehrerinnen und Lehrer an berufsbildenden Schulen müssen deshalb Lehr-Lernprozesse an der 
betrieblichen Ausbildungssituation der Schülerinnen und Schüler orientieren. Dazu sind der jeweiligen 
Fachrichtung entsprechende berufspraktische Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten auf der Ebene 
beruflicher Grundbildung nachzuweisen und zu dokumentieren. 
 
1. Technische und gewerbliche Fachrichtungen 
 
a) Bautechnik 
Praktika in den Ausbildungsbereichen 
– Hochbau, 
– Ausbau und 
– Tiefbau, 
wobei mindestens die Hälfte der Praktikumszeit im Ausbildungsbereich Hochbau abgeleistet werden muss. 
Im Fall einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügt die Berufsausbildung in einem der genannten 
Ausbildungsbereiche. 
 
b) Holztechnik 
Praktika in den Ausbildungsbereichen  
– Tischlerin oder Tischler, 
– Holzmechanikerin oder Holzmechaniker und 
– Zimmerin oder Zimmerer, 
wobei mindestens die Hälfte der Praktikumszeit im Ausbildungsbereich der Tischlerin oder des Tischlers 
abgeleistet werden muss. 
Im Fall einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügt die Berufsausbildung in einem der genannten 
Ausbildungsbereiche. 
  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 15 

c) Farbtechnik und Raumgestaltung 
Praktika in den Ausbildungsbereichen  
– Malerin und Lackiererin oder Maler und Lackierer, 
– Fahrzeuglackiererin oder Fahrzeuglackierer, 
– Raumausstatterin oder Raumausstatter und 
– Gestalterin für visuelles Marketing oder Gestalter für visuelles Marketing, 
wobei mindestens die Hälfte der Praktikumszeit im Ausbildungsbereich der Malerin und Lackiererin oder des 
Malers und Lackierers abgeleistet werden muss. 
Im Fall einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügt die Berufsausbildung in einem der genannten 
Ausbildungsbereiche. 
 
d) Elektrotechnik 
Praktika in den Ausbildungsbereichen  
– Haus- und Gerätetechnik, 
– Anlagen und Betriebstechnik, 
– Kommunikationstechnik und 
– Informationstechnik, 
wobei mindestens die Hälfte der Praktikumszeit im Ausbildungsbereich der Haus- und Gerätetechnik abge-
leistet werden muss. Insgesamt müssen drei Ausbildungsbereiche absolviert werden. 
Im Fall einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügt die Berufsausbildung in einem der genannten Aus-
bildungsbereiche. 
 
e) Metalltechnik 
Praktika in den Ausbildungsbereichen  
– Metall- und Kunststoffverarbeitung, 
– Montage und Wartung von technischen Systemen und 
– Fertigung von Baugruppen, 
wobei mindestens die Hälfte der Praktikumszeit im Ausbildungsbereich der Metall- und Kunststoffverarbei-
tung abgeleistet werden muss. 
Im Fall einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügt die Berufsausbildung in einem der genannten Aus-
bildungsbereiche. 
[…] 
g) Lebensmittelwissenschaft (Ernährung) 
Praktika in den Ausbildungsbereichen  
– Gastronomie, 
– Bäckerei oder Konditorei und 
– Fleischerei, 
wobei das Praktikum in den Ausbildungsbereichen jeweils die Produktion, den Verkauf und den Service be-
inhalten muss und mindestens die Hälfte der Praktikumszeit im Ausbildungsbereich Gastronomie abgeleistet 
werden muss. 
Im Fall einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügt die Berufsausbildung in einem der genannten Aus-
bildungsbereiche. 
 
2. Fachrichtungen für personenbezogene Dienstleistungen 
[…] 
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d) Pflegewissenschaften  
aa) Abgeschlossene Berufsausbildung im Beruf 

– Altenpflegerin oder Altenpfleger, 
– Ergotherapeutin oder Ergotherapeut, 
– Hebamme, Entbindungspflegerin oder Entbindungspfleger, 
– Heilerziehungspflegerin oder Heilerziehungspfleger, 
– Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger, 
– Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, 
– Logopädin oder Logopäde, 
– Podologin oder Podologe, 
– Technische Assistentin in der Medizin oder Technischer Assistent in der Medizin, 
– Orthoptistin oder Orthoptist, 
– Pharmazeutisch-technische Assistentin oder Pharmazeutisch-technischer Assistent, 
– Physiotherapeutin oder Physiotherapeut, 
– Diätassistentin oder Diätassistent oder 
– Masseurin und Medizinische Bademeisterin oder Masseur und Medizinischer Bademeister. 

bb) Das Kultusministerium kann weitere Ausbildungsberufe zulassen. Gleichwertige berufspraktische Tätig-
keiten können in gesondert gelagerten Einzelfällen von der für Lehramtsprüfungen zuständigen Landes-
behörde anerkannt werden.   
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Anlage 5 
Nachweis von Sprachanforderungen gemäß Verordnung über Masterabschlüsse für Lehrämter in 
Niedersachsen (zu § 6,6, Nds. MasterVO-Lehr vom 11.06.2026) 
 
Sprachanforderungen 
Der Nachweis der Sprachanforderungen kann bis zur Anmeldung der Masterarbeit nachgeholt werden. 
[…] 
5. Lehramt an berufsbildenden Schulen  
[…] 
c) Katholische Religion:  
fachbezogene Grundkenntnisse in Latein  
Der Nachweis ist zu führen durch:  
1. Abiturzeugnis,  
2. Zeugnis des Erweiterten Sekundarabschlusses I nach vierjährigem Unterricht in der jeweiligen Sprache 

(mindestens ausreichend),  
3. Abschlusszertifikat einer Volkshochschule (B 2),  
4. erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung der Hochschule, die mindestens Kenntnisse wie unter 

Nummer 2 vermittelt,  
5. Zeugnisse über die mindestens zweijährige Teilnahme an dem in der jeweiligen Sprache geführten 

Unterricht einer ausländischen Schule,  
6. weitere Zeugnisse, die Kenntnisse belegen, die dem unter Nummer 2 genannten Niveau entsprechen.  
Fachbezogene Grundkenntnisse und fachbezogene Kenntnisse in Griechisch, Hebräisch oder Latein 
werden nachgewiesen durch die erfolgreiche Teilnahme an dazu angebotenen Lehrveranstaltungen der 
Hochschule, durch einen Nachweis nach den Nummern 1 bis 6 oder durch den Nachweis des Graecums, 
des Hebraicums, des Kleinen Latinums, des Latinums oder des Großen Latinums. 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am  
29.04.2026 die nachstehende Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Digital Business beschlossen. Das Präsi-
dium hat die Prüfungsordnung am 01.07.2026 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) des Niedersächsischen Hochschulgesetzes 
genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leib-
niz Universität Hannover zum 01.10.2026 in Kraft. 
 
 

Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Digital Business 
an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 

 
Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Prüfungsordnung erlas-
sen: 
 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums, Zwischenprüfung 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan, Prüfungsausschuss) 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
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Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Ba-

chelorprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissen-
schaftlichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten, die fachlichen 
Zusammenhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
(1) 1Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist die Studiendekanin oder der Stu-

diendekan zuständig. 
 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenen-

falls Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem 
Pflichtmodul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche geglie-
dert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik oder der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als Prüfungsberechtigte sowie die Beisitzenden. 2Das nach 
§ 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die durch die Prüfung fest-
zustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 3Soweit sie die Voraussetzungen nach Satz 2 er-
füllen, können auch Prüfende bestellt werden, die nicht Mitglieder oder Angehörige der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf nur bestellt werden, wer mindes-
tens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation erworben hat. 5Die Bestel-
lung von Beisitzenden kann vom nach § 3 zuständigen Organ auch auf die Prüfenden delegiert werden. 
 
§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in An-
lage 1 beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens 
zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zuge-
hörigen Lehrveranstaltung erbracht werden. 

(2) 1Prüfungsleistungen sind die Bachelorarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klau-
suren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1.  
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(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungs-
form durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der 
ersten Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestand-
teile, wenn Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern 
sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten las-
sen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 

a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 
Standards verfasst wurde, 

b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Während des Semesters können in Ergänzung zu den jeweiligen Prüfungsleistungen bis zu fünf kleine 
Leistungen in Form von Präsentationen oder Kurzarbeiten angeboten werden. 2Die Teilnahme der Stu-
dierenden ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Leistungen während 
des Semesters erfolgreich teilgenommen, wird das erreichte Ergebnis bei der Bewertung der Prüfungs-
leistung als Bonus berücksichtigt. 4Der Anteil der Leistung beziehungsweise Leistungen darf maximal zu 
20 vom Hundert in die Prüfungsnote eingehen. 5Die Anzahl sowie die Bewertung der Leistungen ist von 
den Prüfenden zu Beginn des Semesters anzugeben. 6Die Bestnote für die Prüfungsleistung kann auch 
ohne die Teilnahme an den Leistungen erreicht werden. 7Eine Nichtteilnahme an einzelnen Leistungen 
beziehungsweise ein Nichtbestehen einzelner Leistungen führt nicht zu einer Verschlechterung der Ge-
samtbewertung der Prüfungsleistung. 8Die ergänzenden Leistungen sind so zu gestalten, dass der inner-
halb des jeweiligen Moduls in den Anlagen vorgesehene Zeitaufwand für Präsenz- und Selbststudium 
(Leistungspunkte) eingehalten wird. 

(7) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Bewertung des Testats können Einzelkriterien wie Hausübungen oder mündliche beziehungs-
weise schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausge-
wiesen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit ei-
nem Gewicht von maximal 25 vom Hundert ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbe-
wertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden 
erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchfüh-
rung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind von der oder dem zuständigen Prü-
fenden bis spätestens zu Veranstaltungsbeginn durch Aushang bekannt zu geben. 

 
§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in ei-
nem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen 
schriftliche, mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise 
in digitaler Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfü-
gung gestellt, abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen 
werden, so sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und  
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c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Au-
thentifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, 
dass die bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Ein-
klang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu prüfenden Personen sind in prä-
ziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, 
zu welchem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht wer-
den. 5Auf die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfol-
gen: 

a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informatio-
nen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder 
eines Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung 
verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Perso-
nenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind 
darauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspa-
pier abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungs-
raum muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 

(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikations-
einrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabil-
der der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hinter-
gründe können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlich-
keitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken er-
forderlich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwa-
chung ist unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfin-
den, wobei die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind 
unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Vi-
deoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- 
oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige 
Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Video-
aufsicht dürfen ausschließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelas-
senen Videokonferenzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden 
eine Versicherung an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig 
und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht 
eingereicht wird, wird die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen In-
halte der elektronischen Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 
  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 22 

(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, so-
dass die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prü-
fung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zuläs-
sig, sofern deren Nutzung allen zu prüfenden Personen gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich 
sowie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheber-
rechten oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-
Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 

(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Bachelorarbeit 
(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prü-

fungsleistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche 
Leistung vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum 
nach Abschluss der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Bachelorarbeit soll 
zeigen, dass die zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
dem Fach eigenständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul 
Bachelorarbeit werden 15 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Das Thema der Bachelorarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bear-
beitung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 

(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
2Eine erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Er-
folgt eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer fest-
gelegtes Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 
4§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bachelorarbeit ist binnen 3 Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Bachelorarbeit soll innerhalb 
eines Monats, spätestens nach zwei Monaten, von der oder dem Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 
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(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Bachelorarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Bachelorarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, 
müssen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der 
Gewichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Bachelorarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit der 
Prüferin oder dem Prüfer auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten 
Einzelfall die Abfassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 be-
schließt das nach § 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Prüferin beziehungsweise der Prüfer der Bachelorarbeit muss Mitglied der Fakultät für Elektrotechnik 
und Informatik oder der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Bachelorprüfung 
(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist oder bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters keine 
30 Leistungspunkte erreicht worden sind und bis zum Ende des sechsten Fachsemesters keine 90 Leis-
tungspunkte erreicht worden sind. 2Über die endgültig nicht bestandene Bachelorprüfung ergeht ein 
schriftlicher Bescheid. 

(3) 1Das nach § 3 zuständige Organ kann auf Antrag des oder der Studierenden aus wichtigen Gründen eine 
angemessene Fristverlängerung gewähren, wenn die 30 Leistungspunkte bis zum Ende des Prüfungs-
zeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters und die 90 Leistungspunkte des sechsten Fachse-
mesters nicht erreicht wurden. 2Die wichtigen Gründe sind entsprechend den Vorgaben in § 15 Absatz 6 
anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 

(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 
§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhoch-
schulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungs-

leistungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 
(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 

2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für 
die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentli-
chen Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des 
Prüfenden, eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Mo-
dul, für das die Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 
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(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 
vom Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu 
ersetzenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Ori-
entierungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Aus dem Ausland anerkannte Prüfungs-
leistungen bleiben immer unbenotet. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, so-
fern sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch 
nicht bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Personen zugelassen 

werden, die nach § 1 der Ordnung für Juniorstudierende eingetragen sind und die erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Bestandene Prüfungsleistungen können auf Antrag für ein späteres Studium angerechnet werden, so-
weit die Gleichwertigkeit festgestellt ist. 2§ 10 gilt entsprechend. 

 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Bachelorstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in 

dem betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 
2Weitere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) Die Zulassung für Prüfungen in Bachelorstudiengängen wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Stu-
diengang, insbesondere im Studiengang Wirtschaftsinformatik, kein Prüfungsanspruch mehr besteht. 

 
§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des 
Zeitraums gemäß Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zustän-
dige Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zuge-
lassen werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Bachelorarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach An-
lage 1 in diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, 
dass zu einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
 
§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Bachelorarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt.  
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(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt wer-
den. 2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit 
oder ohne Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung 
durchgeführt, muss an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teil-
nehmen. 4Eine mündliche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht 
überschreiten. 5Die Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahl-
verfahren) auch in einer anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach 
der Ergänzungsprüfung kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend 
(4,0)" oder bei unbenoteten Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die 
Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 
Anwendung gefunden hat. 8Studierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) im letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergän-
zungsprüfung zu dieser zu laden. 9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 10Diese Regelung gilt ein-
malig für die Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), die als erste im letzten Wiederholungsver-
such mit „nicht ausreichend" beziehungsweise „nicht bestanden" bewertet wird. 

 
§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 

vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von 
allen übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung mög-
lich. 4Ausgenommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 be-
ziehungsweise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 
2Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 

(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), 
mündlichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewer-
tet. 

(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis 
oder den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des 
nach § 3 zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest 
muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus fol-
gende Beeinträchtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entschei-
dung über die Anerkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu 
notwendige Betreuung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, El-
tern, Großeltern sowie Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 
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(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen 
zulässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 
zuständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in 
diesem Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern 
an der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese 
ein Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Ver-
anstaltungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu 
prüfende Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen 
vor Beginn der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt 
sie oder er von einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht 
zu einem Prüfungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und 
geht gemäß § 17 Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird 
für das Versäumnis einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger 
Grund gemäß Absatz 6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungs-
begleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
 
§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(1) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Bachelorarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

 4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 
1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 
(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende 

die Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in 
diesem Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Ab-
satz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen 
Gewichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entspre-
chend § 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, 
wenn die errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprü-
fungsleistungen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die 
schriftliche Hausarbeit zugrunde gelegt. 
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(5) 1Eine nach dem Antwortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte 
Prüfung ist bestanden, wenn die zu prüfende Person mindestens 50 vom Hundert der maximal zu verge-
benden Punkte erreicht hat (absolute Bestehensgrenze). 2Abweichend davon wird in den Fällen, in denen 
der Mittelwert aller Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist als die absolute Bestehensgrenze, 
der so ermittelte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. 3Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse werden die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jeder zu prü-
fenden Person addiert. 

(6) 1Hat eine zu prüfende Person bei Leistungen nach dem Antwortwahlverfahren die für das Bestehen der 
Prüfung erforderliche Mindestzahl an Punkten nach Absatz 4 erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn mindestens 95 vom Hundert, 
1,3 = „sehr gut“, wenn mindestens 90 vom Hundert, 
1,7 = „gut“, wenn mindestens 85 vom Hundert 
2,0 = „gut“, wenn mindestens 80 vom Hundert, 
2,3 = „gut“, wenn mindestens 75 vom Hundert, 
2,7 = „befriedigend“, wenn mindestens 70 vom Hundert, 
3,0 = „befriedigend“, wenn mindestens 65 vom Hundert, 
3,3 = „befriedigend“, wenn mindestens 60 vom Hundert, 
3,7 = „ausreichend“, wenn mindestens 55 vom Hundert und 
4,0 = „ausreichend“, wenn die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht wurden. 2Hat eine zu prüfende Person die für das Bestehen der Prü-
fung erforderliche Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht ausreichend“. 

 
§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte 
Einsatz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leis-
tung stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Bachelorprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ 
oder besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfun-
gen abgeprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergrei-
fenden Prüfung vergeben. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestan-
den worden sind. 

(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abge-
legt werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der 
Gesamtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestan-
den, kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflicht-
modulen oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

(4) Ein Kompetenzbereich ist bestanden, wenn alle ihm zugehörigen Module gemäß Anlage 1 bestanden 
oder die Anzahl der gemäß Anlage 1 erforderlichen Leistungspunkte erbracht wurden. 
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§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen be-
standenen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine ge-
ringfügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamt-
note entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Bachelorprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von 
§ 17 Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Ge-
wichtungen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Ge-
samtnote lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Bachelorprüfung mindestens 1,3 und ist die Bachelorarbeit mindestens mit 
der Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf den Dokumenten ge-
mäß § 21 vermerkt. 

(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Be-
rechnung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die 
erste Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend Absatz 3 aus den Noten der im Rahmen des Kompetenz-
bereiches bestandenen benoteten Prüfungsleistungen oder Modulen gebildet. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Bachelorprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und ei-
nem Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement 
und eine Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an 
das Prüfungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average 
(GPA). 

(2) 1Das Zeugnis gibt die Kompetenzbereiche und deren Noten, den Titel der Bachelorarbeit und deren Note 
sowie die erworbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prä-
dikat „mit Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 

 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf dem Zeugnis abgebildet. 3Das Verzeichnis der 
bestandenen Module (einschließlich des Moduls Bachelorarbeit) weist die zugeordneten Lehrveranstal-
tungen und Leistungspunkte sowie die Bewertung der Prüfungsleistungen aus. 4Alle Noten werden als 
Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der Bachelorprüfung wird auf allen Dokumenten der 
Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für die Berechnung der Gesamtnote relevante 
Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle Abschlussdokumente ist das Tagesdatum 
des Drucks. 

(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Ab-
satz 2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 
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(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im 
Zeugnis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwert-äqui-
valenten aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwert-
äquivalente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der 
GPA gemäß § 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der 
Bildung der Gesamtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist 
gegebenenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden 
vom Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben. 

 
§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe 
der Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 

(3) 1Bringt eine zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen 
Bewertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der 
oder dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden 
zur Stellungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antrags-
gemäß, so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach 
§ 3 zuständige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewer-
tung insbesondere darauf, ob 
1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet 

worden ist, oder ob 
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
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Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
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Anlage 1: Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs 
Das Studium gliedert sich in einen Pflichtmodulbereich (Anlagen 1.1 bis 1.5) in den Semestern 1-5 (123 
Leistungspunkte), einem wirtschaftswissenschaftlichen Seminar (Anlage 1.6) in Semester 5 (5 Leistungs-
punkte), einem Kompetenzbereich Vertiefung Informatik/ Wirtschaftswissenschaft mit Wahlmodulen (Anlage 
1.7) in den Semestern 4-6 (25 Leistungspunkte), dem Bereich Studium Generale (Anlage 1.8) in Semester 4 
(2 Leistungspunkte), dem Projekt Digital Business (Anlage 1.9) in Semester 5 (10 Leistungspunkte) sowie 
der Bachelorarbeit (Anlage 1.10) in Semester 6 (15 Leistungspunkte). 
„K x oder KA x“ bedeutet eine Klausur von x Minuten Dauer. 
Bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters müssen 30 Leistungs-
punkte erreicht worden sein und bis zum Ende des sechsten Fachsemesters müssen 90 Leistungspunkte 
erreicht worden sein. Bei Fristüberschreitung gilt § 8 Abs. 2. 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre 
Anlage 1.1.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

BWL I: Unternehmensfüh-
rung & Einführung in die 
BWL 

Einführung in die BWL 
1 - - K 60 oder 

KA 60 6 Unternehmensführung und -
gründung 

BWL II: Marketing & Perso-
nal 

Marketing 
2 - - K 60 oder 

KA 60 8 
Personal 

BWL V: Information & Ope-
rations Management 

Operations Management 
2 - - K 60 oder 

KA 60 8 
Informationsmanagement 

BWL III: Finanzwirtschaft & 
Kapitalmärkte 

Investition und Finanzierung 
3 - - K 60 oder 

KA 60 8 
Kapitalmarkttheorie 

BWL IV: 
Externe und Interne Unter-
nehmensrechnung & Un-
ternehmensbesteuerung 

Externe Unternehmensrech-
nung 

4 - - K 90 oder 
KA 90 12 Interne Unternehmens-rech-

nung 

Unternehmensbesteuerung 

Strategisches IT-Manage-
ment 

Strategisches IT-Manage-
ment 4 - - K 60 oder 

KA 60 5 

Summe: 47 

 
Anlage 1.1.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.1.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.2: Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre 
Anlage 1.2.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

VWL I: Einführung Einführung in die Volkswirt-
schaftslehre 3 - - K 60 oder 

KA 60 6 

Summe: 6 
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Anlage 1.2.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.2.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.3: Kompetenzbereich Akademisches Arbeiten 
Anlage 1.3.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Einführung in die Informa-
tik 

Vorlesung, 
Übung, 
Tutorium 

1 - - VbP unbe-
notet 5 

Summe: 5 

 
Anlage 1.3.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.3.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.4: Kompetenzbereich Grundlagen der Informatik 
Anlage 1.4.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Datenstrukturen und Algo-
rithmen 

Vorlesung, 
Übung 1 - - 

K 90/MP/ 
VbP 

unbenotet 
5 

Programmieren I Vorlesung, 
Übung 1 - 1 

K 90/MP/ 
VbP 

unbenotet 
5 

Programmieren II Vorlesung, 
Übung 2 - 1 

K 90/MP/ 
VbP 

unbenotet 
5 

Grundlagen der Software-
Technik 

Vorlesung, 
Übung 3 - - K 90/MP/ 

VbP 5 

Grundlagen der IT-Sicher-
heit 

Vorlesung, 
Übung 3 - - K 90/MP/ 

VbP 5 

Grundlagen der Daten-
banksysteme 

Vorlesung, 
Übung 4 - - K 90/MP/ 

VbP 5 

Grundlagen der Data Sci-
ence 

Vorlesung, 
Übung 5 - - K 90/MP/ 

VbP 5 

Grundlagen der Mensch-
Computer-Interaktion 

Vorlesung, 
Übung 5 - - K 75/MP/ 

VbP 5 

Summe: 40 

 
Anlage 1.4.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.4.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.5: Kompetenzbereich Grundlagen der Mathematik 
Anlage 1.5.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Mathematik I: Lineare Al-
gebra 

Vorlesung, 
Übung 1 - 1 K 120/MP 10 

Mathematik II: Analysis Vorlesung, 
Übung 2 - 1 K 90/MP 5 

Diskrete Strukturen für 
Studierende der Informa-
tik 

Vorlesung, 
Übung 2 - 1 K 90/MP 5 

Statistische Methoden der 
Data Science 

Vorlesung, 
Übung 3 - - K 90/MP/ 

VbP 5 

Summe: 25 

 
Anlage 1.5.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.5.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.6: Wirtschaftswissenschaftliches Seminar 
Anlage 1.6.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.6.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.6.c: Wahlmodule 
Die Studierenden müssen genau 5 Leistungspunkte durch ein wirtschaftswissenschaftliches Seminar aus den 
Kompetenzbereichen BWL oder VWL erwerben. Die Seminare und deren Umfang ergeben sich aus der An-
kündigung des Lehrprogramms (Studienplan) bzw. dem Modulkatalog Digital Business, aus der Ankündigung 
ergeben sich auch die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. Die Module können nach 
folgendem Schema erbracht werden. 
 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Seminar 5 bis 6 - - VbP 5 

Summe: 5 

 
 
Anlage 1.7: Kompetenzbereich Vertiefung Informatik/Wirtschaftswissenschaft 
Anlage 1.7.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.7.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.7.c: Wahlmodule 
In der Vertiefung Informatik/Wirtschaftswissenschaft müssen 25 Leistungspunkte erbracht werden. Die Wahl-
module und deren Umfang und Zuordnung zu den Bereichen Informatik und Wirtschaftswissenschaft sowie 
die Leistungspunkte des jeweiligen Moduls ergeben sich aus der Ankündigung des Lehrprogramms (Studien-
plan) bzw. dem Modulkatalog Digital Business, aus der Ankündigung ergeben sich auch die Formen der hier-
bei zu erbringenden Prüfungsleistungen. Die Module können nach folgenden Schemata erbracht werden. 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs- 
punkte 

Wahlmodul Informatik 

Vorlesung, Übung / 
Vorlesung, Übung, Seminar/ 
Vorlesung, Übung, Projekt / 
Vorlesung, Übung, Labor 

4 bis 6 - 0 bis 1 
K/MP/PJ/ 
HA/HM/ 

VbP 
5 

Wahlmodul Wirtschafts-
wissenschaft Vorlesung oder Kolloquium 4 bis 6 - - 

K oder MP 
oder HA 
oder HM 

5 

Summe: 25 

 
 
Anlage 1.8: Schlüsselkompetenzen/Studium Generale 
Anlage 1.8.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.8.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.8.c: Wahlmodule 
Die Studierenden erwerben mindestens 2 Leistungspunkte für den Bereich Studium Generale. Die Prüfungs-
leistungen sind aus dem gesamten Lehrangebot der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover frei 
wählbar und können ohne Antrag ausgewählt werden. 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studienleis-
tung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Studium Generale nach Maßgabe des An-
bieters 5 bis 6 - - 

nach Maß-
gabe des An-

bieters 
2 bis 5 

Summe: 2 bis 5 

 
 
Anlage 1.9: Projektarbeit Digital Business 
Anlage 1.9.a: Pflichtmodule 
In der Projektarbeit Digital Business müssen genau 10 Leistungspunkte erbracht werden. Die Projektarbeit 
und deren Umfang sowie die Leistungspunkte der Projektarbeit ergeben sich aus der Ankündigung des Lehr-
programms (Studienplan) bzw. dem Modulkatalog Digital Business, aus der Ankündigung ergeben sich auch 
die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistung. 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Projektarbeit Digital Busi-
ness 

Projektarbeit Digital Busi-
ness 5 - - VbP unbe-

notet 10 

Summe: 10 
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Anlage 1.9.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.9.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.10: Bachelorarbeit 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Vorausset-
zung 

Studien-leis-
tung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Bachelorarbeit 
Bachelorarbeit 

6 - 
- BA (70%) 

15 
Präsentation - VbP (30%) 

Das Modul Bachelorarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Bachelorarbeit hat einen Bearbeitungsum-
fang von 12 Leistungspunkten.  
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spä-
tere Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten 
sie als nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prü-
fungsaufgaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil 
einer zu prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes In-
teresse geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag 
der zu prüfende Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- 
und Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 
2Themen sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu 
einem vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, 
künstlerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer 
schriftlichen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen 
Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion ver-
langen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 
4Die Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
8Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgaben-
stellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung 
der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienar-
beit wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe 
des Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauf-
tragte Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden 
Person zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der 
Anfertigung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch 
der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur inner-
halb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten 
Lehrveranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus ei-
ner Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie 
die Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen 
Meldezeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstal-
tungen und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprü-
fungen geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der 
vorausgesetzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 
6Eine VbP kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 
2Sie beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Aus-
arbeitung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungs-
konzepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seiten-
zahl oder die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Be-
ginn der Prüfung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können 
dem Bericht als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entspre-
chend den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden 
kritisch beurteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Metho-
den und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskus-
sion ihren oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes 
berechtigtes Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 
5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-
Wissenschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegen-
stände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstle-
risch-Wissenschaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden 
Person sind Zuhörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben 
mit schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre 
praktische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Be-
zug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der 
räumlichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 41 

Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädago-
gisch-praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder 
auch einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem 
Prüfenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung 
statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Stu-
dierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion er-
folgt veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zu-
sammenstellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzen-
des Gespräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenz-
orientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompe-
tenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordi-
nativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungs-
weise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende 
Person abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen 
und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 
3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 
2Die Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminar-
leiter beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewer-
tet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planeri-
sche Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maß-
stäben und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur 
Verfügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die 
anbietende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimp-
orte) einer abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgen-
den Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spä-
testens 14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungs-
zeit im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 
Zeitraum für 

Prüfungsform VbP 
Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen im-
mer an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der 
festgelegten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis 
zum Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen. 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am  
29.04.2026 die nachstehende Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieur vom 
04.07.2017 beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 01.07.2026 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) des Niedersäch-
sischen Hochschulgesetzes genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10. 2026 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang  
Wirtschaftsingenieurwesen 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 04.07.2017, 
mit Änderungen vom 07.09.2022 und 27.08.2024 (berichtigt am 16.12.2024) 

 
Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende geänderte Prüfungsord-
nung erlassen: 
 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums, Zwischenprüfung 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 6a Digitale Prüfungsformate 
§ 6b Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
§ 7 Bachelorarbeit 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Zusätzliche Module und Prüfungen 
§ 10 Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhochschu-

lisch erworbener Kompetenzen 
§ 11 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
§ 12 Zulassung zu Prüfungsleistungen 
§ 13 Anmeldung 
§ 14 Wiederholung 
§ 15 Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
§ 16 Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
§ 17 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 19 Leistungspunkte und Module 
§ 20 Gesamtnotenbildung 
§ 21 Zeugnisse und Bescheinigungen 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 Verfahrensvorschriften 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
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§ 24 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
 
 

Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Ba-

chelorprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissen-
schaftlichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten, die fachlichen 
Zusammenhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist die Studiendekanin oder der Studien-
dekan zuständig. 
 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenen-

falls Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem 
Pflichtmodul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche geglie-
dert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Fakultät für Elektronik und Informatik, der Fakultät für Maschinenbau oder der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als Prüfungsberechtigte sowie die 
Beisitzenden. 2Das nach § 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestellen, sofern diese mindestens 
die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 3Soweit sie die Voraus-
setzungen nach Satz 2 erfüllen, können auch Prüfende bestellt werden, die nicht Mitglieder oder Angehörige 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf nur bestellt 
werden, wer mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation erwor-
ben hat. 5Die Bestellung von Beisitzenden kann vom nach § 3 zuständigen Organ auch auf die Prüfenden 
delegiert werden. 
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§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in An-
lage 1 beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens 
zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zuge-
hörigen Lehrveranstaltung erbracht werden. 

(2) 1Prüfungsleistungen sind die Bachelorarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klau-
suren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1. 

(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungs-
form durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der 
ersten Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestand-
teile, wenn Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern 
sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten las-
sen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 

a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 
Standards verfasst wurde, 

b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Während des Semesters können in Ergänzung zu den jeweiligen Prüfungsleistungen bis zu fünf kleine 
Leistungen in Form von Präsentationen oder Kurzarbeiten angeboten werden. 2Die Teilnahme der Stu-
dierenden ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Leistungen während 
des Semesters erfolgreich teilgenommen, wird das erreichte Ergebnis bei der Bewertung der Prüfungs-
leistung als Bonus berücksichtigt. 4Der Anteil der Leistung beziehungsweise Leistungen darf maximal zu 
20 vom Hundert in die Prüfungsnote eingehen. 5Die Anzahl sowie die Bewertung der Leistungen ist von 
den Prüfenden zu Beginn des Semesters anzugeben. 6Die Bestnote für die Prüfungsleistung kann auch 
ohne die Teilnahme an den Leistungen erreicht werden. 7Eine Nichtteilnahme an einzelnen Leistungen 
beziehungsweise ein Nichtbestehen einzelner Leistungen führt nicht zu einer Verschlechterung der Ge-
samtbewertung der Prüfungsleistung. 8Die ergänzenden Leistungen sind so zu gestalten, dass der inner-
halb des jeweiligen Moduls in den Anlagen vorgesehene Zeitaufwand für Präsenz- und Selbststudium 
(Leistungspunkte) eingehalten wird. 

(7) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Bewertung des Testats können Einzelkriterien wie Hausübungen oder mündliche beziehungs-
weise schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausge-
wiesen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit ei-
nem Gewicht von maximal 25 vom Hundert ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbe-
wertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden 
erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchfüh-
rung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind von der oder dem zuständigen Prü-
fenden bis spätestens zu Veranstaltungsbeginn durch Aushang bekannt zu geben. 
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§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in ei-
nem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen 
schriftliche, mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise 
in digitaler Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfü-
gung gestellt, abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen 
werden, so sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 

c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Au-
thentifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, 
dass die bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Ein-
klang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu prüfenden Personen sind in prä-
ziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, 
zu welchem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht wer-
den. 5Auf die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfol-
gen: 

a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informatio-
nen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder 
eines Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung 
verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Perso-
nenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind 
darauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspa-
pier abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungs-
raum muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 
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(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikations-
einrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabil-
der der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hinter-
gründe können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlich-
keitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken er-
forderlich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwa-
chung ist unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfin-
den, wobei die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind 
unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Vi-
deoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- 
oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige 
Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Video-
aufsicht dürfen ausschließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelas-
senen Videokonferenzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden 
eine Versicherung an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig 
und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht 
eingereicht wird, wird die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen In-
halte der elektronischen Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 

(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, so-
dass die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prü-
fung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zuläs-
sig, sofern deren Nutzung allen zu prüfenden Personen gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich 
sowie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheber-
rechten oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-
Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 

(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Bachelorarbeit 
(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prü-

fungsleistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche 
Leistung vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum 
nach Abschluss der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Bachelorarbeit soll 
zeigen, dass die zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
dem Fach eigenständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul 
Bachelorarbeit werden 15 Leistungspunkte vergeben. 

(2) Das Thema der Bachelorarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bearbei-
tung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 
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(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
2Eine erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Er-
folgt eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer fest-
gelegtes Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 
4§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bachelorarbeit ist binnen drei Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Bachelorarbeit soll innerhalb 
eines Monats, spätestens nach zwei Monaten, von der oder dem Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Bachelorarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Bachelorarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, 
müssen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der 
Gewichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Bachelorarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit der 
Prüferin oder dem Prüfer auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten 
Einzelfall die Abfassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 be-
schließt das nach § 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Prüferin beziehungsweise der Prüfer der Bachelorarbeit muss Mitglied der Fakultät für Elektrotechnik 
und Informatik, der Fakultät für Maschinenbau oder der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Bachelorprüfung 
(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist oder bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters keine 
30 Leistungspunkte erreicht worden sind. 2Über die endgültig nicht bestandene Bachelorprüfung ergeht 
ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1Das nach § 3 zuständige Organ kann auf Antrag des oder der Studierenden aus wichtigen Gründen eine 
angemessene Fristverlängerung gewähren, wenn die 30 Leistungspunkte bis zum Ende des Prüfungs-
zeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters nicht erreicht wurden. 2Die wichtigen Gründe sind 
entsprechend den Vorgaben in § 15 Absatz 6 anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 

(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 
§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhoch-
schulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungs-

leistungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 51 

(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 
2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für 
die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentli-
chen Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des 
Prüfenden, eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Mo-
dul, für das die Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 

(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 
vom Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu 
ersetzenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Ori-
entierungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Aus dem Ausland anerkannte Prüfungs-
leistungen bleiben immer unbenotet. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, so-
fern sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch 
nicht bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Personen zugelassen 

werden, die nach § 1 der Ordnung für Juniorstudierende eingetragen sind und die erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Bestandene Prüfungsleistungen können auf Antrag für ein späteres Studium angerechnet werden, so-
weit die Gleichwertigkeit festgestellt ist. 2§ 10 gilt entsprechend. 

 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Bachelorstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in 

dem betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 
2Weitere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) Die Zulassung für Prüfungen in Bachelorstudiengängen wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Stu-
diengang, insbesondere im Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen, kein Prüfungsanspruch mehr be-
steht. 
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§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des 
Zeitraums gemäß Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zustän-
dige Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zuge-
lassen werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Bachelorarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach An-
lage 1 in diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, 
dass zu einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
 
§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Bachelorarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt. 

(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt wer-
den. 2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit 
oder ohne Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung 
durchgeführt, muss an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teil-
nehmen. 4Eine mündliche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht 
überschreiten. 5Die Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahl-
verfahren) auch in einer anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach 
der Ergänzungsprüfung kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend 
(4,0)" oder bei unbenoteten Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die 
Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 
Anwendung gefunden hat. 8Studierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) im letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergän-
zungsprüfung zu dieser zu laden. 9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 10Diese Regelung gilt ein-
malig für die Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), die als erste im letzten Wiederholungsver-
such mit „nicht ausreichend" beziehungsweise „nicht bestanden" bewertet wird. 

 
§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 

vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von 
allen übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung mög-
lich. 4Ausgenommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 be-
ziehungsweise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 
2Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 
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(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), 
mündlichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewer-
tet. 

(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis 
oder den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des 
nach § 3 zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest 
muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus fol-
gende Beeinträchtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entschei-
dung über die Anerkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu 
notwendige Betreuung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, El-
tern, Großeltern sowie Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 

(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen 
zulässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 
zuständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in 
diesem Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern 
an der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese 
ein Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Ver-
anstaltungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu 
prüfende Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen 
vor Beginn der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt 
sie oder er von einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht 
zu einem Prüfungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und 
geht gemäß § 17 Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird 
für das Versäumnis einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger 
Grund gemäß Absatz 6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungs-
begleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
 
§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(2) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Bachelorarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

 4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 
1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden.  
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(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende 
die Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in 
diesem Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Absatz 3 Satz 
4 gilt entsprechend. 

(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen 
Gewichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entspre-
chend § 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, 
wenn die errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprü-
fungsleistungen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die 
schriftliche Hausarbeit zugrunde gelegt. 

(5) 1Eine nach dem Antwortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte 
Prüfung ist bestanden, wenn die zu prüfende Person mindestens 50 vom Hundert der maximal zu verge-
benden Punkte erreicht hat (absolute Bestehensgrenze). 2Abweichend davon wird in den Fällen, in denen 
der Mittelwert aller Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist als die absolute Bestehensgrenze, 
der so ermittelte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. 3Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse werden die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jeder zu prü-
fenden Person addiert. 

(6) 1Hat eine zu prüfende Person bei Leistungen nach dem Antwortwahlverfahren die für das Bestehen der 
Prüfung erforderliche Mindestzahl an Punkten nach Absatz 4 erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn mindestens 95 vom Hundert, 
1,3 = „sehr gut“, wenn mindestens 90 vom Hundert, 
1,7 = „gut“, wenn mindestens 85 vom Hundert 
2,0 = „gut“, wenn mindestens 80 vom Hundert, 
2,3 = „gut“, wenn mindestens 75 vom Hundert, 
2,7 = „befriedigend“, wenn mindestens 70 vom Hundert, 
3,0 = „befriedigend“, wenn mindestens 65 vom Hundert, 
3,3 = „befriedigend“, wenn mindestens 60 vom Hundert, 
3,7 = „ausreichend“, wenn mindestens 55 vom Hundert und 
4,0 = „ausreichend“, wenn die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht wurden. 2Hat eine zu prüfende Person die für das Bestehen der Prü-
fung erforderliche Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht ausreichend“. 

 
§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte 
Einsatz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leis-
tung stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Bachelorprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ 
oder besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfun-
gen abgeprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergrei-
fenden Prüfung vergeben. 
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(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestan-
den worden sind. 

(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abge-
legt werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der 
Gesamtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestan-
den, kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflicht-
modulen oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

(4) Ein Kompetenzbereich ist bestanden, wenn alle ihm zugehörigen Module gemäß Anlage 1 bestanden 
oder die Anzahl der gemäß Anlage 1 erforderlichen Leistungspunkte erbracht wurden. 

 
§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen be-
standenen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine ge-
ringfügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamt-
note entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Bachelorprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von 
§ 17 Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Ge-
wichtungen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Ge-
samtnote lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Bachelorprüfung mindestens 1,3 und ist die Bachelorarbeit mindestens mit 
der Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf den Dokumenten ge-
mäß § 21 vermerkt. 

(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Be-
rechnung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die 
erste Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend Absatz 3 aus den Noten der im Rahmen des Kompetenz-
bereiches bestandenen benoteten Prüfungsleistungen oder Modulen gebildet. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Bachelorprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und ei-
nem Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement 
und eine Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an 
das Prüfungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average 
(GPA). 
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(2) 1Das Zeugnis gibt die Kompetenzbereiche und deren Noten, den Titel der Bachelorarbeit und deren Note 
sowie die erworbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prä-
dikat „mit Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf 
dem Zeugnis abgebildet. 3Das Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich des Moduls Bachelo-
rarbeit) weist die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie die Bewertung der Prü-
fungsleistungen aus. 4Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der Ba-
chelorprüfung wird auf allen Dokumenten der Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für 
die Berechnung der Gesamtnote relevante Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle 
Abschlussdokumente ist das Tagesdatum des Drucks. 

(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Ab-
satz 2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 

(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im 
Zeugnis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwert-äqui-
valenten aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwert-
äquivalente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der 
GPA gemäß § 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der 
Bildung der Gesamtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist 
gegebenenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden 
vom Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben. 

 
§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe 
der Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 
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(3) 1Bringt eine zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen 
Bewertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der 
oder dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden 
zur Stellungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antrags-
gemäß, so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach 
§ 3 zuständige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewer-
tung insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewer-

tet worden ist, oder ob 
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
(2) 1Studierende, die sich bis zum 30.09.2021 an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in den 

Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben sind, unterliegen ab Inkrafttreten den 
Regelungen dieser Prüfungsordnung. 2Über Ausnahmen in Bezug auf Anlage 1 entscheidet auf begrün-
deten Antrag, der innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung zu stellen ist, 
das nach § 3 zuständige Organ. 3Gegebenenfalls erforderliche allgemeine Überführungsregeln werden 
vom nach § 3 zuständigen Organ in Ergänzung zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung beschlos-
sen. 

(3) 1Studierende, die sich bis zum 30.09.2021 dieser Ordnung an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover in den Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben haben, können bis 
zum 30.09.2028 nach der Prüfungsordnung vom 04.07.2017 in der Fassung der letzten Änderung studie-
ren. 2Danach können Prüfungen nach dieser Prüfungsordnung nicht mehr abgenommen werden und 
diese Prüfungsordnung tritt außer Kraft. 3Die Bachelorarbeiten können letztmalig zum 01. Juli 2028 ange-
meldet werden. 4Danach ist ein vollständiger Wechsel in die zu diesem Zeitpunkt gültige Prüfungsord-
nung des Bachelorstudiengangs Wirtschaftsingenieurwesen vom 07.09.2022 verpflichtend. 

 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 58 

Anlagenverzeichnis 
 
Anlage 1:  Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs Wirtschaftsingenieur 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre 
Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.1.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.2: Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre 
Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.2.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.2.c): Wahlmodule -– entfällt – 
 
Anlage 1.3.: Kompetenzbereich Grundlagen der Ingenieurwissenschaften 
Anlage 1.3.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.3.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.3.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.4.: Kompetenzbereich Elektrotechnik und Informationstechnik 
Anlage 1.4.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.4.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.4.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.5.: Kompetenzbereich Mathematik 
Anlage 1.5.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.5.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.5.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.6.: Kompetenzbereich Konstruktionslehre und Werkstoffkunde 
Anlage 1.6.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.6.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.6.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.7.: Kompetenzbereich Energietechnik und Naturwissenschaften 
Anlage 1.7.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.7.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.7.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.8.: Kompetenzbereich Produktionstechnik 
Anlage 1.8.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.8.b): Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.8.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.9.: Kompetenzbereich Energietechnik 
Anlage 1.9.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.9.b): Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.9.c): Wahlmodule – entfällt – 
Anlage 1.10.: Kompetenzbereich Digitalisierung und Automatisierung 
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Anlage 1.10.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.10.b): Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.10.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.11.: Modul „Bachelorarbeit“ 
 
 
Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
Anlage 2.2: Glossar 
 
 
Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
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Anlage 1: Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs 
 
Das Studium gliedert sich in einen Pflichtmodulbereich (Anlagen 1.1 bis 1.7) in den Semestern 1-6 (150 
Leistungspunkte), einen technischen Kompetenzbereich mit Wahlpflichtmodulen (Anlagen 1.8 bis 1.10) in 
den Semestern 5-6 (15 Leistungspunkte) sowie der Bachelorarbeit (15 Leistungspunkte) gemäß Anlage 
1.11. 
K „x“ bedeutet eine Klausur von x Minuten Dauer. 
Bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 (am 14.04. für das Wintersemester bzw. am 14.10. 
für das Sommersemester) des dritten Fachsemesters müssen 30 Leistungspunkte erreicht worden sein. Bei 
Fristüberschreitung gilt § 8 Abs. 2. 
Die Studierenden müssen mindestens 15 Leistungspunkte in einem der drei technischen Kompetenzberei-
che Produktionstechnik, Energietechnik oder Digitalisierung und Automatisierung erwerben. Die Module und 
deren Umfang und Zuordnung zum technischen Kompetenzbereich sowie die Leistungspunkte des jeweili-
gen Moduls ergeben sich aus den Anlagen 1.8, 1.9 und 1.10. Der technische Kompetenzbereich ist spätes-
tens sechs Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit des fünften Semesters durch unwiderruflichen schrift-
lichen Antrag auszuwählen. 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre 
Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

BWL I: Unternehmens-
führung & Einführung 
in die BWL 

Einführung in die BWL 
Unternehmensführung und  
-gründung 

1 - - K 60 oder 
KA 60 6 

BWL II: Marketing & 
Personal 

Marketing 
Personal 2 - - K 60 oder 

KA 60 8 

BWL III: Finanzwirt-
schaft & Kapitalmärkte 

Investition und Finanzierung 
Kapitalmarkttheorie 3 - - K 60 oder 

KA 60 8 

BWL IV: Externe und 
Interne Unterneh-
mensrechnung &  
Unternehmensbesteu-
erung 

Externe Unternehmens-
rechnung 
Interne Unternehmensrech-
nung  
Unternehmensbesteuerung 

4 - - K 90 oder 
KA 90 12 

BWL V: Information & 
Operations  
Management 

Operations Management 
Informationsmanagement 4 - - K 60 oder 

KA 60 8 

Summe: 42 

 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.1.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.2: Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre 
Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

VWL I: Einführung Einführung in die Volkswirt-
schaftslehre 1 - - K 60 oder 

KA 60 6 

VWL II: Mikro- 
ökonomik Mikroökonomische Theorie 2 - - K 60 oder 

KA 60 8 

VWL III: Makro- 
ökonomik 

Makroökonomische  
Theorie  5 - - K 60 oder 

KA 60 8 

VWL V: Arbeitsökono-
mik & Öffentliche Fi-
nanzen 

Arbeitsökonomik 
Öffentliche Finanzen 6 - - K 60 oder 

KA 60 8 

Summe: 30 

 
Anlage 1.2.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.2.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.3: Kompetenzbereich Grundlagen der Ingenieurwissenschaften 
Anlage 1.3.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Grundlagen der Tech-
nischen Mechanik I 

Grundlagen der Techni-
schen Mechanik I 1 - - K 90 5 

Grundlagen der Tech-
nischen Mechanik II 

Grundlagen der Techni-
schen Mechanik II 2 - - K 90 5 

Summe: 10 

 
Anlage 1.3.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.3.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.4: Kompetenzbereich Elektrotechnik und Informationstechnik 
Anlage 1.4.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Grundlagen der Elekt-
rotechnik: Gleich- und 
Wechselstromnetz-
werke / Grundlagenla-
bor I 

Grundlagen der Elektro-
technik: Gleich- und Wech-
selstromnetzwerke 

1 - - K 150 
8 

Elektrotechnisches Grund-
lagenlabor I 2 - 1 - 

Grundlagen der Elekt-
rotechnik: Elektrische 
und magnetische Fel-
der 

Grundlagen der Elektro-
technik: Elektrische und 
magnetische Felder 

2 - - K 150 8 

Grundlagen digitaler 
Systeme 

Grundlagen digitaler Sys-
teme 3 - - K 90 5 

Grundzüge der Infor-
matik und Program-
mierung 

Grundzüge der Informatik 
und Programmierung 5 - 1 - 5 

Summe: 26 

 
Anlage 1.4.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.5: Kompetenzbereich Mathematik 
Anlage 1.5.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Mathematik für die In-
genieurwissenschaf-
ten I 

Mathematik für die Ingeni-
eurwissenschaften I 1 - - K 90 oder 

VbP 8 

Mathematik für die In-
genieurwissenschaf-
ten II 

Mathematik für die Ingeni-
eurwissenschaften II 2 - - K 90 oder 

VbP 8 

Mathematik für die In-
genieurwissenschaf-
ten III - Numerik 

Mathematik für die Ingeni-
eurwissenschaften III - Nu-
merik 

3 - - 
K 90 oder 

KA 90 
oder MP 

6 

Summe: 22 

 
Anlage 1.5.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.6: Kompetenzbereich Konstruktionslehre und Werkstoffkunde 
Anlage 1.6.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Werkstoffkunde I Werkstoffkunde I 3 - - K 120 oder 
KA 120 5 

Konstruktionslehre I 
Konstruktionslehre I 3 - - K 120 

4 
Konstruktives Projekt I 3 - 1 - 

Summe: 9 

 
Anlage 1.6.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.7: Kompetenzbereich Energietechnik und Naturwissenschaften 
Anlage 1.7.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Naturwissenschaftli-
che Grundlagen - Phy-
sik 

Naturwissenschaftliche 
Grundlagen - Physik 3 - 1 - 

5 
Naturwissenschaftliche 
Grundlagen - Physik 4 - - K 120 oder 

KA 120 

Thermodynamik im 
Überblick 

Thermodynamik im Über-
blick  5 - - K 120 

5 
Thermodynamik im Über-
blick 5 - 1 - 

Summe: 10 

 
Anlage 1.7.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.7.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 64 

Anlage 1.8: Kompetenzbereich Produktionstechnik 
Anlage 1.8.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.8.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Einführung in die Fer-
tigungstechnik 

Einführung in die Ferti-
gungstechnik 5 - - K 90 5 

Handhabungs- und 
Montagetechnik 

Handhabungs- und Monta-
getechnik 5 - - K 90 5 

Diskrete Steuerung 
und Regelung 

Diskrete Steuerung und 
Regelung 

5 
- 

- K 90 
5 

5 1 - 

Automatisierung: 
Komponenten und An-
lagen 

Automatisierung: Kompo-
nenten und Anlagen 6 - - K 90 5 

Summe: 15 

 
Anlage 1.8.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.9: Kompetenzbereich Energietechnik 
Anlage 1.9.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.9.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prü-
fungs-

leistung 
Leistungs-

punkte 

Wärmeübertragung I 
Wärmeübertragung I 5  - - K 90 

5 
AML B 5 - 1 - 

Strömungsmechanik I 
Strömungsmechanik I 5 - - K 90 

5 
AML A 5 - 1 - 

Grundlagen der elektro-
magnetischen Energie-
wandlung 

Grundlagen der elektro-
magnetischen Energie-
wandlung 

5 - - K 120 5 

Grundlagen der Elektri-
schen Energieversor-
gung 

Grundlagen der Elektri-
schen Energieversorgung 6 

- 
- K 100 

oder MP 
5 

Grundlagen der Elektri-
schen Energieversorgung 6 1 - 

Summe: 15 

 
Anlage 1.9.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.10: Kompetenzbereich Digitalisierung und Automatisierung 
Anlage 1.10.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.10.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prü-
fungs-

leistung 
Leistungs-

punkte 

Regelungstechnik I 
Regelungstechnik I 5 - - K 120 

5 
Regelungstechnik I 5 - 1 - 

oder 

Regelungstechnik I 
Regelungstechnik I 6 - - K 90 

5 Regelungstechnisches 
Praktikum 6 - 1 - 

Digitale Signalverarbei-
tung 

Digitale Signalverarbeitung 5 - - K 90 oder 
MP 5 

Digitale Signalverarbeitung 5 - 1 - 

Automatisierung: Steue-
rungstechnik 

Automatisierung: Steue-
rungstechnik 5 - - K 90 5 

Grundlagen der elektri-
schen Messtechnik 

Grundlagen der elektri-
schen Messtechnik 6 - - K 60 5 

Summe: 15 

 
Anlage 1.10.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.11.: Bachelorarbeit 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung Prüfungsleistung Leistungs-

punkte 

Bachelorarbeit 

Bachelorarbeit 

6 - 

- BA 

16 Präsentation - VbP 

Einführung in das wis-
senschaftliche Arbeiten 1 - 

Das Modul Bachelorarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Prüfungsleistung Bachelorarbeit (BA) hat 
einen Bearbeitungsumfang von 12 Leistungspunkten. 
.  
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spä-
tere Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten 
sie als nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prü-
fungsaufgaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil 
einer zu prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes In-
teresse geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag 
der zu prüfende Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- 
und Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 
2Themen sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu 
einem vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, 
künstlerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer 
schriftlichen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen 
Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion ver-
langen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 
4Die Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
8Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgaben-
stellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung 
der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienar-
beit wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe 
des Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauf-
tragte Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden 
Person zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der 
Anfertigung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch 
der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur inner-
halb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten 
Lehrveranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus ei-
ner Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie 
die Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen 
Meldezeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstal-
tungen und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprü-
fungen geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der 
vorausgesetzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 
6Eine VbP kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 
2Sie beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Aus-
arbeitung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungs-
konzepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seiten-
zahl oder die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Be-
ginn der Prüfung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können 
dem Bericht als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entspre-
chend den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden 
kritisch beurteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Metho-
den und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskus-
sion ihren oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes 
berechtigtes Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 
5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-
Wissenschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegen-
stände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstle-
risch-Wissenschaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden 
Person sind Zuhörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben 
mit schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre 
praktische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Be-
zug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der 
räumlichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
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Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädago-
gisch-praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder 
auch einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem 
Prüfenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung 
statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Stu-
dierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion er-
folgt veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zu-
sammenstellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzen-
des Gespräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenz-
orientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompe-
tenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordi-
nativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungs-
weise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende 
Person abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen 
und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 
3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 
2Die Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminar-
leiter beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewer-
tet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planeri-
sche Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maß-
stäben und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur 
Verfügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die 
anbietende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimp-
orte) einer abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgen-
den Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spä-
testens 14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungs-
zeit im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 
Zeitraum für 

Prüfungsform VbP 
Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen im-
mer an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der 
festgelegten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis 
zum Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen. 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am  
29.04.2026 die nachstehende Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieur vom 
07.09.2022, in der Fassung der letzten Änderung beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 01.07.2026 gemäß § 
37 Abs. 1 Nr. 5. b) des Niedersächsischen Hochschulgesetzes genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Be-
kanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2026 in Kraft. 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 07.09.2022,  
mit Änderungen vom 27.08.2024 (berichtigt am 16.12.2024) 

 
Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 
Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende geänderte Prüfungsordnung 
erlassen: 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums, Zwischenprüfung 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 6a Digitale Prüfungsformate 
§ 6b Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
§ 7 Bachelorarbeit 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Zusätzliche Module und Prüfungen 
§ 10 Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhochschulisch 

erworbener Kompetenzen 
§ 11 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
§ 12 Zulassung zu Prüfungsleistungen 
§ 13 Anmeldung 
§ 14 Wiederholung 
§ 15 Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
§ 16 Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
§ 17 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 19 Leistungspunkte und Module 
§ 20 Gesamtnotenbildung 
§ 21 Zeugnisse und Bescheinigungen 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 Verfahrensvorschriften 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
§ 24 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung  
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Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Ba-

chelorprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaft-
lichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten, die fachlichen Zusam-
menhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen Fachkennt-
nisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium beträgt 
180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 
oder 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
1Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist die Studiendekanin oder der Studien-
dekan zuständig. 
 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenen-

falls Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem 
Pflichtmodul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche geglie-
dert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Fakultät für Elektronik und Informatik, der Fakultät für Maschinenbau oder der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als Prüfungsberechtigte sowie die 
Beisitzenden. 2Das nach § 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die 
durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 3Soweit sie die Vorausset-
zungen nach Satz 2 erfüllen, können auch Prüfende bestellt werden, die nicht Mitglieder oder Angehörige der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf nur bestellt wer-
den, wer mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation erworben hat. 
5Die Bestellung von Beisitzenden kann vom nach § 3 zuständigen Organ auch auf die Prüfenden delegiert 
werden. 
 
§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in Anlage 1 
beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens zu Be-
ginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zugehörigen 
Lehrveranstaltung erbracht werden. 

  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 75 

(2) 1Prüfungsleistungen sind die Bachelorarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klau-
suren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1. 

(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungsform 
durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der ersten 
Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestandteile, wenn 
Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprüfungsleistungen 
besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern sich 
die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 

a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 
Standards verfasst wurde, 

b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Während des Semesters können in Ergänzung zu den jeweiligen Prüfungsleistungen bis zu fünf kleine 
Leistungen in Form von Präsentationen oder Kurzarbeiten angeboten werden. 2Die Teilnahme der Studie-
renden ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Leistungen während des 
Semesters erfolgreich teilgenommen, wird das erreichte Ergebnis bei der Bewertung der Prüfungsleistung 
als Bonus berücksichtigt. 4Der Anteil der Leistung beziehungsweise Leistungen darf maximal zu 20 vom 
Hundert in die Prüfungsnote eingehen. 5Die Anzahl sowie die Bewertung der Leistungen ist von den Prü-
fenden zu Beginn des Semesters anzugeben. 6Die Bestnote für die Prüfungsleistung kann auch ohne die 
Teilnahme an den Leistungen erreicht werden. 7Eine Nichtteilnahme an einzelnen Leistungen beziehungs-
weise ein Nichtbestehen einzelner Leistungen führt nicht zu einer Verschlechterung der Gesamtbewertung 
der Prüfungsleistung. 8Die ergänzenden Leistungen sind so zu gestalten, dass der innerhalb des jeweiligen 
Moduls in den Anlagen vorgesehene Zeitaufwand für Präsenz- und Selbststudium (Leistungspunkte) ein-
gehalten wird. 

(7) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind genau 
einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 3In 
die Bewertung des Testats können Einzelkriterien wie Hausübungen oder mündliche beziehungsweise 
schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausgewiesen, 
sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit einem Ge-
wicht von maximal 25 vom Hundert ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbewertung 
möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden erhalten 
bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchführung von 
Testaten und ihre Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind von der oder dem zuständigen Prüfenden bis 
spätestens zu Veranstaltungsbeginn durch Aushang bekannt zu geben. 

 
§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in einem 
bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen schriftliche, 
mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise in digitaler 
Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfügung gestellt, 
abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen werden, so 
sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 Satz 1 gilt 
entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
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b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 
eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 

c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur ord-
nungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Authen-
tifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, dass die 
bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Einklang mit den 
datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-
Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu prüfenden Personen sind in präziser, transpa-
renter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu welchem 
Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht werden. 5Auf die 
Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektronischen 
Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfolgen: 

a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informationen 
wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder ei-
nes Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung ver-
arbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Personen-
bezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind da-
rauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspapier 
abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungsraum 
muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 

(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikationsein-
richtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabilder 
der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hintergründe 
können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlichkeits-
schutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken erforder-
lich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwachung ist 
unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfinden, wobei 
die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind unter Aus-
schluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Videoaufsicht 
erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- oder Tondaten 
der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- 
oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Videoaufsicht dürfen aus-
schließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelassenen Videokonfe-
renzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden eine Versicherung 
an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig und ohne unzulässige 
fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht eingereicht wird, wird 
die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen Inhalte der elektronischen 
Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 
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(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend ge-
stört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, sodass 
die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prüfung zu 
einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zulässig, 
sofern deren Nutzung allen zu prüfenden Personen gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich so-
wie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheberrechten 
oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-Richtlinie 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 

(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Bachelorarbeit 
(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prüfungs-

leistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche Leistung 
vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum nach Abschluss 
der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die 
zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach eigen-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul Bachelorarbeit wer-
den 15 Leistungspunkte vergeben. 

(2) Das Thema der Bachelorarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bearbei-
tung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 

(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 2Eine 
erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Erfolgt 
eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer festgelegtes 
Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 4§ 15 Ab-
satz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bachelorarbeit ist binnen drei Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Bachelorarbeit soll innerhalb 
eines Monats, spätestens nach zwei Monaten, von der oder dem Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wissen-
schaftliche Plausibilität unterzogen. 

  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 78 

(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Bachelorarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Bachelorarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, müs-
sen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der Ge-
wichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Bachelorarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit der 
Prüferin oder dem Prüfer auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten 
Einzelfall die Abfassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 be-
schließt das nach § 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Prüferin beziehungsweise der Prüfer der Bachelorarbeit muss Mitglied der Fakultät für Elektrotechnik 
und Informatik, der Fakultät für Maschinenbau oder der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Bachelorprüfung 
(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist oder bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters keine 
30 Leistungspunkte und des sechsten Fachsemesters keine 90 Leistungspunkte erreicht worden sind. 
2Über die endgültig nicht bestandene Bachelorprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1Das nach § 3 zuständige Organ kann auf Antrag des oder der Studierenden aus wichtigen Gründen eine 
angemessene Fristverlängerung gewähren, wenn die 30 Leistungspunkte bis zum Ende des Prüfungszeit-
raums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters und die 90 Leistungspunkte bis zum Ende des sechsten 
Fachsemesters nicht erreicht wurden. 2Die wichtigen Gründe sind entsprechend den Vorgaben in § 15 
Absatz 6 anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 

(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 
§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung 
außerhochschulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungsleis-

tungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 
(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 

2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für die 
Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentlichen 
Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Studien- und 
Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des Prüfenden, 
eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Modul, für das die 
Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländisches Bildungswe-
sen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wilhelm Leibniz Universi-
tät Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von Studien- und Prü-
fungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 
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(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 vom 
Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu erset-
zenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Orientie-
rungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz Univer-
sität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Aus dem Ausland anerkannte Prüfungs-
leistungen bleiben immer unbenotet. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, sofern 
sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch nicht 
bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Personen zugelassen 

werden, die nach § 1 der Ordnung für Juniorstudierende eingetragen sind und die erforderlichen Prüfungs-
vorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Bestandene Prüfungsleistungen können auf Antrag für ein späteres Studium angerechnet werden, soweit 
die Gleichwertigkeit festgestellt ist. 2§ 10 gilt entsprechend. 

 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Bachelorstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in dem 

betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 2Wei-
tere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) Die Zulassung für Prüfungen in Bachelorstudiengängen wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Stu-
diengang, insbesondere im Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen, kein Prüfungsanspruch mehr be-
steht. 

 
§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des Zeit-
raums gemäß Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zuständige 
Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zugelassen 
werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Bachelorarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach Anlage 1 in 
diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, dass zu 
einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
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§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Bachelorarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt. 

(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt werden. 
2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe 
des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung durchgeführt, muss 
an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teilnehmen. 4Eine münd-
liche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht überschreiten. 5Die 
Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) auch in einer 
anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach der Ergänzungsprüfung 
kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend (4,0)" oder bei unbenoteten 
Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die Ergänzungsprüfung ist ausge-
schlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 Anwendung gefunden hat. 8Stu-
dierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) im 
letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergänzungsprüfung zu dieser zu laden. 
9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 10Diese Regelung gilt einmalig für die Klausur (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren), die als erste im letzten Wiederholungsversuch mit „nicht ausreichend" beziehungs-
weise „nicht bestanden" bewertet wird. 

 
§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 

vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von allen 
übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung möglich. 4Aus-
genommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 beziehungs-
weise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 2Die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 

(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), münd-
lichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 Satz 1 
und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet. 
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(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder 
den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ ange-
zeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des nach § 3 
zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest muss eine 
Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus folgende Beein-
trächtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entscheidung über die An-
erkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von zwei Wochen nach 
Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu notwendige Betreu-
ung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, Eltern, Großeltern sowie 
Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 

(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen zu-
lässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 zu-
ständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in diesem 
Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern an 
der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese ein 
Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Veranstal-
tungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu prüfende 
Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen vor Beginn 
der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von 
einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht zu einem Prü-
fungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und geht gemäß § 17 
Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird für das Versäumnis 
einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger Grund gemäß Absatz 
6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungsbegleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
 
§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(3) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Bachelorarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 
4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 

1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen 
entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 
(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende die 

Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem 
Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Absatz 3 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
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(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen Ge-
wichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entsprechend 
§ 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, wenn die 
errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprüfungsleistun-
gen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die schrift-
liche Hausarbeit zugrunde gelegt. 

(5) 1Eine nach dem Antwortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte 
Prüfung ist bestanden, wenn die zu prüfende Person mindestens 50 vom Hundert der maximal zu verge-
benden Punkte erreicht hat (absolute Bestehensgrenze). 2Abweichend davon wird in den Fällen, in denen 
der Mittelwert aller Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist als die absolute Bestehensgrenze, 
der so ermittelte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. 3Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse werden die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jeder zu prüfen-
den Person addiert. 

(6) 1Hat eine zu prüfende Person bei Leistungen nach dem Antwortwahlverfahren die für das Bestehen der 
Prüfung erforderliche Mindestzahl an Punkten nach Absatz 4 erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn mindestens 95 vom Hundert, 
1,3 = „sehr gut“, wenn mindestens 90 vom Hundert, 
1,7 = „gut“, wenn mindestens 85 vom Hundert 
2,0 = „gut“, wenn mindestens 80 vom Hundert, 
2,3 = „gut“, wenn mindestens 75 vom Hundert, 
2,7 = „befriedigend“, wenn mindestens 70 vom Hundert, 
3,0 = „befriedigend“, wenn mindestens 65 vom Hundert, 
3,3 = „befriedigend“, wenn mindestens 60 vom Hundert, 
3,7 = „ausreichend“, wenn mindestens 55 vom Hundert und 
4,0 = „ausreichend“, wenn die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht wurden. 2Hat eine zu prüfende Person die für das Bestehen der Prü-
fung erforderliche Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht ausreichend“. 

 
§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte Ein-
satz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leistung 
stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungs-
leistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Bachelorprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ oder 
besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfungen ab-
geprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergreifenden Prü-
fung vergeben. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestanden 
worden sind. 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 83 

(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abgelegt 
werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der Ge-
samtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestanden, 
kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflichtmodulen 
oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

(4) Ein Kompetenzbereich ist bestanden, wenn alle ihm zugehörigen Module gemäß Anlage 1 bestanden oder 
die Anzahl der gemäß Anlage 1 erforderlichen Leistungspunkte erbracht wurden. 

 
§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen bestan-
denen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine gering-
fügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamtnote 
entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Bachelorprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von § 17 
Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Gewichtun-
gen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Gesamtnote 
lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Bachelorprüfung mindestens 1,3 und ist die Bachelorarbeit/das Modul Bachelo-
rarbeit mindestens mit der Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf 
den Dokumenten gemäß § 21 vermerkt. 

(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Berech-
nung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die erste 
Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend Absatz 3 aus den Noten der im Rahmen des Kompetenz-
bereiches bestandenen benoteten Prüfungsleistungen oder Modulen gebildet. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Bachelorprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und einem 
Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement und eine 
Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an das Prü-
fungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA). 

(2) 1Das Zeugnis gibt die Kompetenzbereiche und deren Noten, den Titel der Bachelorarbeit und deren Note 
sowie die erworbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prädi-
kat „mit Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf dem 
Zeugnis abgebildet. 3Das Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich des Moduls Bachelorarbeit) 
weist die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie die Bewertung der Prüfungsleis-
tungen aus. 4Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der Bachelorprü-
fung wird auf allen Dokumenten der Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für die Berech-
nung der Gesamtnote relevante Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle Abschlussdo-
kumente ist das Tagesdatum des Drucks. 
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(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Absatz 
2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 

(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im Zeug-
nis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwert-äquivalenten 
aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwertäqui-
valente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezimalstelle 
hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der GPA gemäß 
§ 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der Bildung der Ge-
samtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, welche 
die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen Leis-
tungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist gege-
benenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden vom 
Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben. 

 
§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe der 
Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer Rechts-

behelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 

(3) 1Bringt eine zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der oder 
dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden zur Stel-
lungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antragsgemäß, 
so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach § 3 zustän-
dige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewertung insbeson-
dere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
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4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet 
worden ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
(2) 1Studierende, die sich an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in den Bachelorstudiengang 

Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben haben, unterliegen ab Inkrafttreten den Regelungen dieser 
Prüfungsordnung. 2Über Ausnahmen in Bezug auf Anlage 1 entscheidet auf begründeten Antrag, der in-
nerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung zu stellen ist, das nach § 3 zuständige 
Organ. 3Gegebenenfalls erforderliche allgemeine Überführungsregeln werden vom nach § 3 zuständigen 
Organ in Ergänzung zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung beschlossen. 
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Anlagenverzeichnis 
 
Anlage 1:  Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs Wirtschaftsingenieurwesen 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre 
Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.1.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.2: Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre 
Anlage 1.2.a: Pflichtmodule 
Anlage 1.2.b: Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.2.c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.3.: Kompetenzbereich Grundlagen der Ingenieurwissenschaften 
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Anlage 1.3.b: Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.3.c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.4.: Kompetenzbereich Elektrotechnik und Informationstechnik 
Anlage 1.4.a: Pflichtmodule 
Anlage 1.4.b: Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.4.c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.5.: Kompetenzbereich Mathematik 
Anlage 1.5.a: Pflichtmodule 
Anlage 1.5.b: Wahlpflichtmodule – entfällt – 
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Anlage 1.6.c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.7.: Kompetenzbereich Energietechnik und Naturwissenschaften 
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Anlage 1.7.c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.8.: Kompetenzbereich Produktionstechnik 
Anlage 1.8.a: Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.8.b: Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.8.c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.9.: Kompetenzbereich Energietechnik 
Anlage 1.9.a: Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.9.b: Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.9.c: Wahlmodule – entfällt – 
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Anlage 1.10: Kompetenzbereich Digitalisierung und Automatisierung 
Anlage 1.10a: Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.10b: Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.10c: Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.11: Kompetenzbereich Ökonomie 
Anlage 1.11a: Pflichtmodule – entfällt – 
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Anlage 1.12b: Wahlpflichtmodule -entfällt- 
Anlage 1.12c: Wahlmodule - entfällt 
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Anlage 1: Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs 
 
Das Studium gliedert sich in einen Pflichtmodulbereich (Anlagen 1.1 bis 1.7) in den Semestern 1-6 (128 Leis-
tungspunkte), einen technischen Kompetenzbereich mit Wahlpflichtmodulen (Anlagen 1.8 bis 1.10) in den 
Semestern 5-6 (20 Leistungspunkte), einen ökonomischen Kompetenzbereich mit Wahlmodulen (Anlage 
1.11) in den Semestern 5-6 (mindestens 15 Leistungspunkte), dem Kompetenzbereich Akademisches Arbei-
ten (Anlage 1.12) in den Semestern 5-6 (2 Leistungspunkte) sowie der Bachelorarbeit (15 Leistungspunkte) 
gemäß Anlage 1.13. 
„K x“ und „KA x“ bedeutet eine Klausur von x Minuten Dauer. 
Bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters müssen 30 Leistungs-
punkte und des sechsten Fachsemesters 90 Leistungspunkte erreicht worden sein. Bei Fristüberschreitung 
gilt § 8 Abs. 2. 
Die Studierenden müssen mindestens 20 Leistungspunkte in einem der drei technischen Kompetenzbereiche 
Produktionstechnik, Energietechnik oder Digitalisierung und Automatisierung erwerben. Die Module und deren 
Umfang und Zuordnung zum technischen Kompetenzbereich sowie die Leistungspunkte des jeweiligen Mo-
duls ergeben sich aus den Anlagen 1.8, 1.9 und 1.10. Der technische Kompetenzbereich ist spätestens sechs 
Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit des fünften Semesters durch unwiderruflichen schriftlichen Antrag 
auszuwählen. 
Die Studierenden müssen mindestens 15 Leistungspunkte für den ökonomischen Kompetenzbereich erwer-
ben. Die Wahlmodule sind als Schemata dargestellt, deren Umfang und Zuordnung zum Kompetenzbereich 
sowie die Leistungspunkte des jeweiligen Moduls ergeben sich aus Anlage 1.11 und aus der Ankündigung 
des Lehrprogramms (Studienplan) bzw. dem Modulkatalog Wirtschaftsingenieur, aus der Ankündigung erge-
ben sich auch die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre 
Anlage 1.1.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

BWL I: Unternehmens-
führung & Einführung 
in die BWL 

Einführung in die BWL 
Unternehmensführung und 
-gründung 

1 - - K 60 oder 
KA 60 6 

BWL II: Marketing & 
Personal Marketing Personal 2 - - K 60 oder 

KA 60 8 

BWL III: Finanzwirt-
schaft & Kapitalmärkte 

Investition und Finanzie-
rung 
Kapitalmarkttheorie 

3 - - K 60 oder 
KA 60 8 

BWL IV: Externe und 
Interne Unternehmens-
rechnung & Unterneh-
mensbesteuerung 

Externe Unternehmens-
rechnung 
Interne Unternehmens-
rechnung 
Unternehmensbesteue-
rung 

4 - - K 90 oder 
KA 90 12 

BWL V: Information & 
Operations Manage-
ment 

Operations Management 
Informationsmanagement 4 - - K 60 oder 

KA 60 8 

Summe: 42 

 
Anlage 1.1.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.1.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.2: Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre 
Anlage 1.2.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prü-
fungs-

leistung 

Leis-
tungs-
punkte 

VWL I: Einführung Einführung in die 
Volkswirtschaftslehre 1 - - K 60 oder 

KA 60 6 

VWL III: Makroöko-
nomik 

Makroökonomische 
Theorie  5 - - K 60 oder 

KA 60 8 

Summe: 14 

 
Anlage 1.2.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.2.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.3: Kompetenzbereich Grundlagen der Ingenieurwissenschaften 
Anlage 1.3.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Grundlagen der Tech-
nischen Mechanik I 

Grundlagen der Techni-
schen Mechanik I 1 - - K 90 5 

Grundlagen der Tech-
nischen Mechanik II 

Grundlagen der Techni-
schen Mechanik II 2 - - K 90 5 

Summe: 10 

 
Anlage 1.3.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.3.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.4: Kompetenzbereich Elektrotechnik und Informationstechnik 
Anlage 1.4.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Grundlagen der Elekt-
rotechnik: Gleich- und 
Wechselstromnetz-
werke / Grundlagenla-
bor I 

Grundlagen der Elektro-
technik: Gleich- und Wech-
selstromnetzwerke 

1 - - K 150 
8 

Elektrotechnisches Grund-
lagenlabor I 2 - 1 - 

Grundlagen der Elekt-
rotechnik: Elektrische 
und magnetische Fel-
der 

Grundlagen der Elektro-
technik: Elektrische und 
magnetische Felder 

2 - - K 150 8 

Grundlagen digitaler 
Systeme 

Grundlagen digitaler Sys-
teme 3 - - K 90 oder 

MP 5 

Grundzüge der Infor-
matik und Programmie-
rung 

Grundzüge der Informatik 
und Programmierung 4 - 1 - 5 

Summe: 26 

 
Anlage 1.4.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.5: Kompetenzbereich Mathematik 
Anlage 1.5.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Mathematik für die  
Ingenieurwissenschaf-
ten I 

Mathematik für die  
Ingenieurwissenschaften I 1 - - K 90 oder 

VbP 8 

Mathematik für die  
Ingenieurwissenschaf-
ten II 

Mathematik für die  
Ingenieurwissenschaften II 2 - - K 90 oder 

VbP 8 

Mathematik für die  
Ingenieurwissenschaf-
ten III - Numerik 

Mathematik für die  
Ingenieurwissenschaften 
III - Numerik 

3 - - 
K 90 oder 

KA 90 
oder MP 

6 

Summe: 22 

 
Anlage 1.5.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.6: Kompetenzbereich Konstruktionslehre und Werkstoffkunde 
Anlage 1.6.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studienle-
istung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Werkstoffkunde I Werkstoffkunde I 3 - - KA 90 5 

Konstruktionslehre I: 
Gestaltung und Kon-
struktion 

Konstruktionslehre I 3 - - K 60 
4 

Konstruktives Projekt I 3 - 1 - 

Summe: 9 

 
Anlage 1.6.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.7: Kompetenzbereich Energietechnik 
Anlage 1.7.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Thermodynamik im 
Überblick + Labor 

Thermodynamik im Über-
blick + Übung + Übungen 
(Gruppe) 

5 - - K 90 
5 

Labor 5 - 1 - 

Summe: 5 

 
Anlage 1.7.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.7.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.8: Kompetenzbereich Produktionstechnik 
Anlage 1.8.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.8.b: Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Einführung in die Ferti-
gungstechnik 

Einführung in die Ferti-
gungstechnik 5 - - K 60 5 

Handhabungs- und 
Montagetechnik 

Handhabungs- und Monta-
getechnik 5  - - K 90 5 

Diskrete Steuerung und 
Regelung 

Diskrete Steuerung und 
Regelung 

5 
- 

- K 90 
5 

5 1 - 

Automatisierung: Kom-
ponenten und Anlagen 

Automatisierung: Kompo-
nenten und Anlagen 6 - - K 90 5 

Produktionssystematik Produktionssystematik 6 - - K 60 5 

Summe: 20 

 
Anlage 1.8.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.9: Kompetenzbereich Energietechnik 
Anlage 1.9.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.9.b: Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wärme- und Stoffüber-
tragung 

Wärme- und Stoffübertra-
gung + Übung 5 - - K 90 

5 
AML B 5 - 1 - 

Strömungsmechanik 

Strömungsmechanik + 
Übung + Übungen 
(Gruppe) 

5 - - K 90 
5 

AML A 5 - 1 - 

Grundlagen der elekt-
romagnetischen Ener-
giewandlung 

Grundlagen der elektro-
magnetischen Energie-
wandlung 

5 - - K 120 5 

Energiewende, erneu-
erbare Energien und 
smarte Stromnetze 

Energiewende, erneuer-
bare Energien und smarte 
Stromnetze 

6 

- 

- K 90 oder 
MP 

5 
Energiewende, erneuer-
bare Energien und smarte 
Stromnetze Laborübung 

6 1 - 

Planung und Führung 
von elektrischen Net-
zen 

Planung und Führung von 
elektrischen Netzen 5 - - K 90 oder 

MP 
5 Planung und Führung von 

elektrischen Netzen Labor-
übung 

5 - 1 - 

Summe: 20 

 
Anlage 1.9.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.10: Kompetenzbereich Digitalisierung und Automatisierung 
Anlage 1.10.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.10.b: Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Regelungstechnik I 
Regelungstechnik I + 
Übung 5 - - K 120 

5 
Labor 5 - 1 - 

oder 

Regelungstechnik I 

Regelungstechnik I + 
Übung + Übungen 
(Gruppe) 

6 - - K 90 
5 

Regelungstechnisches 
Praktikum 6 - 1 - 

Digitale Signalverarbei-
tung 

Digitale Signalverarbeitung 5 - - K 90 oder 
MP 5 

Digitale Signalverarbeitung 5 - 1 - 

Automatisierung:  
Steuerungstechnik 

Automatisierung:  
Steuerungstechnik 5 - - K 90 5 

Grundlagen der elektri-
schen Messtechnik 

Grundlagen der elektri-
schen Messtechnik 6 - - K 60 oder 

MP 5 

Industrial Communica-
tion Industrial Communication 6 - - K 90 5 

Summe: 20 

 
Anlage 1.10.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.11: Kompetenzbereich Ökonomie 
Anlage 1.11.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.11.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.11.c: Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 5 oder 6 - - 
K oder MP 
oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 5 oder 6 - - VbP 5 

Beschreibende Statistik Beschreibende Statistik 5 - - K 90 6 

VWL II: Mikroökonomik Mikroökonomische Theorie 6 - - K 60 oder 
KA 60 8 

VWL IV: Entwicklungs- 
und Umweltökonomie 
& Geld, Währung und 
Finanzmärkte 

Geld, Währung und Fi-
nanzmärkte 5 - - 

K 60 oder 
KA 60 8 

Economics of Develop-
ment and Environment 5 - - 

VWL V: Arbeitsökono-
mik & Öffentliche Fi-
nanzen 

Arbeitsökonomik 6 - - K 60 oder 
KA 60 8 

Öffentliche Finanzen 6 - - 

Summe: Mind. 15 

 
Anlage 1.12: Kompetenzbereich Akademisches Arbeiten 
Anlage 1.12.a: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Einführung in das wis-
senschaftliche  
Arbeiten 

Einführung in das wissen-
schaftliche  
Arbeiten 

5 oder 6 - - VbP 
unbenotet 2 

 
Anlage 1.12.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.12.c: Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.13: Bachelorarbeit 

Modul Lehrveranstaltungen  Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung Prüfungsleistung Leistungs-

punkte 

Bachelorarbeit 
Bachelorarbeit  

6 - 
- BA (70%) 

15 
Präsentation  - VbP (30%) 

Das Modul Bachelorarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Prüfungsleistung Bachelorarbeit hat einen 
Bearbeitungsumfang von 12 Leistungspunkten. 
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit einer 
fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spätere 
Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten sie als 
nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prüfungsauf-
gaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil einer zu 
prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die 
Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prüfende 
Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- und 
Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 2Themen 
sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu einem 
vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerüber-
greifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künst-
lerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftli-
chen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen Ausarbei-
tung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 4Die 
Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungsweise 
einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in 
einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung 
unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend 
machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 8Auf Antrag 
der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstel-
lung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung der 
erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten Zeit-
raums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienarbeit 
wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe des 
Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauftragte 
Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden Person 
zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der Anferti-
gung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einvernehmen 
mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch der Verlauf 
der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur innerhalb des ersten 
Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten Lehr-
veranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus einer 
Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie die 
Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen Melde-
zeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstaltungen 
und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprüfungen 
geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der vorausge-
setzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 6Eine VbP 
kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 2Sie 
beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Ausarbei-
tung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungskon-
zepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seitenzahl oder 
die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Beginn der Prü-
fung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können dem Bericht 
als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entsprechend 
den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden kritisch be-
urteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Methoden 
und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person nach-
weisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskussion ihren 
oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in 
einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes 
Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 5Dies erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-Wis-
senschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegenstände der 
Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem späteren 
Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die 
ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstlerisch-Wissen-
schaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zu-
hörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben mit 
schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre prak-
tische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Bezug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der räum-
lichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
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Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädagogisch-
praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder auch 
einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem Prü-
fenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 
2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studie-
rende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion erfolgt 
veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zusammen-
stellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzendes Ge-
spräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenzorientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompetenz 
im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordinativ-
rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungsweise 
Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende Person 
abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen und/oder 
planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der 
Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 2Die 
Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminarleiter 
beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewertet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planerische 
Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maßstäben 
und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 

 
  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 102 

Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur Ver-
fügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die anbie-
tende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimporte) einer 
abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgenden 
Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spätestens 
14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungszeit 
im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 

Zeitraum für 
Prüfungsform VbP 

Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen immer 
an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der festge-
legten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis zum 
Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
29.04.2026 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaft vom 
04.07.2017, in der Fassung der letzten Änderung beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 01.07.2026 gemäß 
§ 37 Abs. 1 Nr. 5. b) des Niedersächsischen Hochschulgesetzes genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen 
Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2026 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den 
Bachelorstudiengang Wirtschaftswissenschaft 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 04.07.2017,  
mit Änderungen vom 07.09.2022 und 27.08.2024 

 
Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende geänderter Prüfungs-
ordnung erlassen: 
 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums, Zwischenprüfung 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 6a Digitale Prüfungsformate 
§ 6b Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
§ 7 Bachelorarbeit 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Zusätzliche Module und Prüfungen 
§ 10 Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhochschu-

lisch erworbener Kompetenzen 
§ 11 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
§ 12 Zulassung zu Prüfungsleistungen 
§ 13 Anmeldung 
§ 14 Wiederholung 
§ 15 Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
§ 16 Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
§ 17 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 19 Leistungspunkte und Module 
§ 20 Gesamtnotenbildung 
§ 21 Zeugnisse und Bescheinigungen 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 Verfahrensvorschriften 
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Vierter Teil: Schlussvorschriften 
§ 24 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
 
 

Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Ba-

chelorprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissen-
schaftlichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen selbstständig zu arbeiten, die fachlichen 
Zusammenhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist die Studiendekanin oder der Studien-
dekan zuständig. 
 
 

Zweiter Teil: Bachelorprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenen-

falls Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem 
Pflichtmodul „Bachelorarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche geglie-
dert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als 
Prüfungsberechtigte sowie die Beisitzenden. 2Das nach § 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestel-
len, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation be-
sitzen. 3Soweit sie die Voraussetzungen nach Satz 2 erfüllen, können auch Prüfende bestellt werden, die 
nicht Mitglieder oder Angehörige der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin 
oder zum Beisitzer darf nur bestellt werden, wer mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation erworben hat. 5Die Bestellung von Beisitzenden kann vom nach § 3 zuständigen 
Organ auch auf die Prüfenden delegiert werden. 
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§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in An-
lage 1 beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens 
zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zuge-
hörigen Lehrveranstaltung erbracht werden. 

(2) 1Prüfungsleistungen sind die Bachelorarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klau-
suren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1. 

(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungs-
form durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der 
ersten Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestand-
teile, wenn Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern 
sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten las-
sen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 
2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Während des Semesters können in Ergänzung zu den jeweiligen Prüfungsleistungen bis zu fünf kleine 
Leistungen in Form von Präsentationen oder Kurzarbeiten angeboten werden. 2Die Teilnahme der Stu-
dierenden ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Leistungen während 
des Semesters erfolgreich teilgenommen, wird das erreichte Ergebnis bei der Bewertung der Prüfungs-
leistung als Bonus berücksichtigt. 4Der Anteil der Leistung beziehungsweise Leistungen darf maximal zu 
20 vom Hundert in die Prüfungsnote eingehen. 5Die Anzahl sowie die Bewertung der Leistungen ist von 
den Prüfenden zu Beginn des Semesters anzugeben. 6Die Bestnote für die Prüfungsleistung kann auch 
ohne die Teilnahme an den Leistungen erreicht werden. 7Eine Nichtteilnahme an einzelnen Leistungen 
beziehungsweise ein Nichtbestehen einzelner Leistungen führt nicht zu einer Verschlechterung der Ge-
samtbewertung der Prüfungsleistung. 8Die ergänzenden Leistungen sind so zu gestalten, dass der inner-
halb des jeweiligen Moduls in den Anlagen vorgesehene Zeitaufwand für Präsenz- und Selbststudium 
(Leistungspunkte) eingehalten wird. 

(7) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Bewertung des Testats können Einzelkriterien wie Hausübungen oder mündliche beziehungs-
weise schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausge-
wiesen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit ei-
nem Gewicht von maximal 25 vom Hundert ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbe-
wertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden 
erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchfüh-
rung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind von der oder dem zuständigen Prü-
fenden bis spätestens zu Veranstaltungsbeginn durch Aushang bekannt zu geben. 
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§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in ei-
nem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen 
schriftliche, mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise 
in digitaler Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfü-
gung gestellt, abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen 
werden, so sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 

c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Au-
thentifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, 
dass die bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Ein-
klang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu prüfenden Personen sind in prä-
ziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, 
zu welchem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht wer-
den. 5Auf die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfol-
gen: 

a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informatio-
nen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder 
eines Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung 
verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Perso-
nenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind 
darauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspa-
pier abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungs-
raum muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 
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(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikations-
einrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabil-
der der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hinter-
gründe können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlich-
keitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken er-
forderlich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwa-
chung ist unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfin-
den, wobei die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind 
unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Vi-
deoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- 
oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige 
Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Video-
aufsicht dürfen ausschließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelas-
senen Videokonferenzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden 
eine Versicherung an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig 
und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht 
eingereicht wird, wird die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen In-
halte der elektronischen Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 

(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, so-
dass die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prü-
fung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zuläs-
sig, sofern deren Nutzung allen zu prüfenden Personen gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich 
sowie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheber-
rechten oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-
Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 

(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Bachelorarbeit 
(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prü-

fungsleistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche 
Leistung vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum 
nach Abschluss der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Bachelorarbeit soll 
zeigen, dass die zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
dem Fach eigenständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul 
Bachelorarbeit werden 15 Leistungspunkte vergeben. 

(2) Das Thema der Bachelorarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bearbei-
tung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 

  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 108 

(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
2Eine erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Er-
folgt eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer fest-
gelegtes Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 
4§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bachelorarbeit ist binnen drei Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Bachelorarbeit soll innerhalb 
eines Monats, spätestens nach zwei Monaten, von der oder dem Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Bachelorarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Bachelorarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, 
müssen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der 
Gewichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Bachelorarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit der 
Prüferin oder dem Prüfer auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten 
Einzelfall die Abfassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 be-
schließt das nach § 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Prüferin beziehungsweise der Prüfer der Bachelorarbeit muss Mitglied der Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Bachelorprüfung 
(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist oder bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters keine 
30 Leistungspunkte und des sechsten Fachsemesters keine 90 Leistungspunkte erreicht worden sind. 
2Über die endgültig nicht bestandene Bachelorprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1Das nach § 3 zuständige Organ kann auf Antrag des oder der Studierenden aus wichtigen Gründen eine 
angemessene Fristverlängerung gewähren, wenn die 30 Leistungspunkte bis zum Ende des Prüfungs-
zeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters und die 90 Leistungspunkte bis zum Ende des 
sechsten Fachsemesters nicht erreicht wurden. 2Die wichtigen Gründe sind entsprechend den Vorgaben 
in § 15 Absatz 6 anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 

(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 
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§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung 
außerhochschulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungs-

leistungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 
(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 

2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für 
die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentli-
chen Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des 
Prüfenden, eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Mo-
dul, für das die Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 5Werden Studien- 
und/oder Prüfungsleistungen des fünften Fachsemesters im Rahmen eines Auslandsstudiums erbracht, 
können sie pauschal anerkannt werden. 

(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 
vom Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu 
ersetzenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Ori-
entierungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Aus dem Ausland anerkannte Prüfungs-
leistungen bleiben immer unbenotet. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, so-
fern sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch 
nicht bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Erbringung von Prüfungsleistungen durch Juniorstudierende 
(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Personen zugelassen 

werden, die nach § 1 der Ordnung für Juniorstudierende eingetragen sind und die erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Bestandene Prüfungsleistungen können auf Antrag für ein späteres Studium angerechnet werden, so-
weit die Gleichwertigkeit festgestellt ist. 2§ 10 gilt entsprechend. 
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Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Bachelorstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in 

dem betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 
2Weitere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) Die Zulassung für Prüfungen in Bachelorstudiengängen wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Stu-
diengang, insbesondere in einem der Studiengänge Wirtschaftswissenschaft, Betriebswirtschaftslehre 
oder Volkswirtschaftslehre, kein Prüfungsanspruch mehr besteht. 

 
§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des 
Zeitraums gemäß Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zustän-
dige Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zuge-
lassen werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Bachelorarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach An-
lage 1 in diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, 
dass zu einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
 
§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Bachelorarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt. 

(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt wer-
den. 2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit 
oder ohne Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung 
durchgeführt, muss an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teil-
nehmen. 4Eine mündliche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht 
überschreiten. 5Die Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahl-
verfahren) auch in einer anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach 
der Ergänzungsprüfung kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend 
(4,0)" oder bei unbenoteten Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die 
Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 
Anwendung gefunden hat. 8Studierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) im letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergän-
zungsprüfung zu dieser zu laden. 9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 10Diese Regelung gilt ein-
malig für die Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), die als erste im letzten Wiederholungsver-
such mit „nicht ausreichend" beziehungsweise „nicht bestanden" bewertet wird. 

 
§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
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(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 
vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von 
allen übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung mög-
lich. 4Ausgenommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 be-
ziehungsweise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 
2Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 

(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), 
mündlichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewer-
tet. 

(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis 
oder den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des 
nach § 3 zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest 
muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus fol-
gende Beeinträchtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entschei-
dung über die Anerkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu 
notwendige Betreuung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, El-
tern, Großeltern sowie Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 

(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen 
zulässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 
zuständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in 
diesem Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern 
an der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese 
ein Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Ver-
anstaltungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu 
prüfende Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen 
vor Beginn der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt 
sie oder er von einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht 
zu einem Prüfungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und 
geht gemäß § 17 Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird 
für das Versäumnis einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger 
Grund gemäß Absatz 6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungs-
begleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
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§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(4) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Bachelorarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

 4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 
1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 
(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende 

die Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in 
diesem Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Absatz 3 Satz 
4 gilt entsprechend. 

(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen 
Gewichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entspre-
chend § 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, 
wenn die errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprü-
fungsleistungen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die 
schriftliche Hausarbeit zugrunde gelegt. 

(5) 1Eine nach dem Antwortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte 
Prüfung ist bestanden, wenn die zu prüfende Person mindestens 50 vom Hundert der maximal zu verge-
benden Punkte erreicht hat (absolute Bestehensgrenze). 2Abweichend davon wird in den Fällen, in denen 
der Mittelwert aller Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist als die absolute Bestehensgrenze, 
der so ermittelte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. 3Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse werden die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jeder zu prü-
fenden Person addiert. 

(6) 1Hat eine zu prüfende Person bei Leistungen nach dem Antwortwahlverfahren die für das Bestehen der 
Prüfung erforderliche Mindestzahl an Punkten nach Absatz 4 erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn mindestens 95 vom Hundert, 
1,3 = „sehr gut“, wenn mindestens 90 vom Hundert, 
1,7 = „gut“, wenn mindestens 85 vom Hundert 
2,0 = „gut“, wenn mindestens 80 vom Hundert, 
2,3 = „gut“, wenn mindestens 75 vom Hundert, 
2,7 = „befriedigend“, wenn mindestens 70 vom Hundert, 
3,0 = „befriedigend“, wenn mindestens 65 vom Hundert, 
3,3 = „befriedigend“, wenn mindestens 60 vom Hundert, 
3,7 = „ausreichend“, wenn mindestens 55 vom Hundert und 
4,0 = „ausreichend“, wenn die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht wurden. 2Hat eine zu prüfende Person die für das Bestehen der Prü-
fung erforderliche Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht ausreichend“. 
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§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte 
Einsatz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leis-
tung stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Bachelorprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ 
oder besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfun-
gen abgeprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergrei-
fenden Prüfung vergeben. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestan-
den worden sind. 

(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abge-
legt werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der 
Gesamtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestan-
den, kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflicht-
modulen oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

(4) Ein Kompetenzbereich ist bestanden, wenn alle ihm zugehörigen Module gemäß Anlage 1 bestanden 
oder die Anzahl der gemäß Anlage 1 erforderlichen Leistungspunkte erbracht wurden. 

 
§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen be-
standenen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine ge-
ringfügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamt-
note entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Bachelorprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von 
§ 17 Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Ge-
wichtungen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Ge-
samtnote lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Bachelorprüfung mindestens 1,3 und ist die Bachelorarbeit mindestens mit 
der Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf den Dokumenten ge-
mäß § 21 vermerkt. 
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(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Be-
rechnung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die 
erste Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend Absatz 3 aus den Noten der im Rahmen des Kompetenz-
bereiches bestandenen benoteten Prüfungsleistungen oder Modulen gebildet. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Bachelorprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und ei-
nem Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement 
und eine Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an 
das Prüfungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average 
(GPA). 

(2) 1Das Zeugnis gibt die Kompetenzbereiche und deren Noten, den Titel der Bachelorarbeit und deren Note 
sowie die erworbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prä-
dikat „mit Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf 
dem Zeugnis abgebildet. 3Das Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich des Moduls Bachelo-
rarbeit) weist die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie die Bewertung der Prü-
fungsleistungen aus. 4Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der Ba-
chelorprüfung wird auf allen Dokumenten der Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für 
die Berechnung der Gesamtnote relevante Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle 
Abschlussdokumente ist das Tagesdatum des Drucks. 

(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Ab-
satz 2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 

(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im 
Zeugnis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwert-äqui-
valenten aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwert-
äquivalente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der 
GPA gemäß § 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der 
Bildung der Gesamtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist 
gegebenenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden 
vom Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben.  
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§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe 
der Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 

(3) 1Bringt eine zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen 
Bewertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der 
oder dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden 
zur Stellungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antrags-
gemäß, so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach 
§ 3 zuständige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewer-
tung insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewer-

tet worden ist, oder ob 
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
(2) 1Studierende, die sich an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in den Bachelorstudiengang 

Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben haben, unterliegen ab Inkrafttreten den Regelungen dieser Prü-
fungsordnung. 2Über Ausnahmen in Bezug auf Anlage 1 entscheidet auf begründeten Antrag, der inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung zu stellen ist, das nach § 3 zuständige 
Organ. 3Gegebenenfalls erforderliche allgemeine Überführungsregeln werden vom nach § 3 zuständigen 
Organ in Ergänzung zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung beschlossen. 
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Anlagenverzeichnis 
Anlage 1: Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs Wirtschaftswissenschaft 
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Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.1.c): Wahlmodule 
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Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 
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Anlage 1.7: Schlüsselkompetenzen/Studium Generale 
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Anlage 2:  Prüfungsformen 
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Anlage 1: Kompetenzbereiche des Bachelorstudiengangs Wirtschaftswissenschaft 
 
Das Studium gliedert sich in einen Pflichtmodulbereich in den Semestern 1-4 (120 Leistungspunkte) und ei-
nen Wahlmodulbereich in den Semestern 5-6 (45 Leistungspunkte) sowie der Bachelorarbeit (15 Leistungs-
punkte). 
„K x“ und „KA x“ bedeutet eine Klausur von x Minuten Dauer. 
Bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des dritten Fachsemesters müssen 30 Leistungs-
punkte und bis zum Ende des sechsten Fachsemesters müssen 90 Leistungspunkte erreicht worden sein. 
Bei Fristüberschreitung gilt § 8 Abs. 2. 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre 
Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

BWL I: Unterneh-
mensführung & Ein-
führung in die BWL 

Einführung in die BWL 
Unternehmensführung und 
–gründung 

1 - - K 60 oder 
KA 60 6 

BWL II: Marketing & 
Personal Marketing Personal 2 - - K 60 oder 

KA 60 8 

BWL III: Finanzwirt-
schaft & Kapital-
märkte 

Investition und Finanzie-
rung 
Kapitalmarkttheorie 

3 - - K 60 oder 
KA 60 8 

BWL IV: Externe und 
Interne Unterneh-
mensrechnung & Un-
ternehmensbesteue-
rung 

Externe Unternehmens-
rechnung 
Interne Unternehmensrech-
nung 
Unternehmensbesteuerung 

4 - - K 90 oder 
KA 90 12 

BWL V: Information & 
Operations Manage-
ment 

Operations Management 
Informationsmanagement 4 - - K 60 oder 

KA 60 8 

Summe: 42 

 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.1.c): Wahlmodule 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte durch Wahlmodule. Die Wahlmodule sind als 
Schemata dargestellt, deren Umfang und Zuordnung zum Kompetenzbereich Betriebswirtschaftslehre im 5. 
und 6. Semester sowie die Leistungspunkte des jeweiligen Wahlmoduls ergeben sich aus der Ankündigung 
des Lehrprogramms (Studienplan) bzw. dem Modulkatalog der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; aus 
der Ankündigung ergeben sich auch die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. Innerhalb 
der Wahlmodule müssen genau 5 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (Seminar-
leistung (SE)) absolviert werden. 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 5 bis 6 - - 
K 60 oder 
MP oder 
HA oder 

HM 

5 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 5 bis 6 - - 
K 60 oder 
MP oder 
HA oder 

HM 

10 

Wahlmodul Seminar 5 oder 6 - - VbP 5 

Summe: Mind. 20 
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Anlage 1.2: Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre 
Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

VWL I: Einführung Einführung in die Volkswirt-
schaftslehre 1 - - K 60 oder 

KA 60 6 

VWL II: Mikroökono-
mik Mikroökonomische Theorie 2 - - K 60 oder 

KA 60 8 

VWL III: Makroökono-
mik Makroökonomische Theorie 3 - - K 60 oder 

KA 60 8 

VWL IV: Entwicklungs- 
und Umweltökonomie 
& Geld, Währung und 
Finanzmärkte 

Geld, Währung und Finanz-
märkte 
Economics of Development 
and Environment 

3 - - K 60 oder 
KA 60 8 

VWL V: Arbeitsökono-
mik & Öffentliche Fi-
nanzen 

Öffentliche Finanzen 
Arbeitsökonomik 4 - - K 60 oder 

KA 60 8 

Summe: 38 

 
Anlage 1.2.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.2.c): Wahlmodule 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte durch Wahlmodule. Die Wahlmodule sind als 
Schemata dargestellt, deren Umfang und Zuordnung zum Kompetenzbereich Volkswirtschaftslehre im 5. 
und 6. Semester sowie die Leistungspunkte des jeweiligen Wahlmoduls ergeben sich aus der Ankündigung 
des Lehrprogramms (Studienplan) bzw. dem Modulhandbuch der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; 
aus der Ankündigung ergeben sich auch die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. Inner-
halb der Wahlmodule müssen genau 5 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (Se-
minarleistung (SE)) absolviert werden. 
 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 5 bis 6 - - 

K 60 oder 
MP oder 
HA oder 

HM 

5 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 5 bis 6 - - 

K 60 oder 
MP oder 
HA oder 

HM 

10 

Wahlmodul Seminar 5 oder 6 - - VbP 5 

Summe: Mind. 20 
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Anlage 1.3: Kompetenzbereich Mathematik 
Anlage 1.3.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Mathematik für die 
Wirtschaftswissen-
schaft 1 

Mathematik für die Wirt-
schaftswissenschaft 1 1 - - K 120 8 

Mathematik für die 
Wirtschaftswissen-
schaft 2 

Mathematik für die Wirt-
schaftswissenschaft 2 2 - - K 60 4 

Summe: 12 

 
Anlage 1.3.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.3.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.4: Kompetenzbereich Rechtswissenschaft 
Anlage 1.4.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Öffentliches Recht Öffentliches Recht 1 - - K60 4 

Privatrecht Privatrecht 2 - - K 120 4 

Summe: 8 

 
Anlage 1.4.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.5: Kompetenzbereich Statistik 
Anlage 1.5.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Beschreibende Statistik Beschreibende Statistik 1 - - K 90 6 

Schließende Statistik Schließende Statistik 2 - - K 90 6 

Summe: 12 

 
Anlage 1.5.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.6: Kompetenzbereich Empirische Wirtschaftsforschung 
Anlage 1.6.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Empirische Wirt-
schaftsforschung 

Empirische Wirtschaftsfor-
schung 3 - - K 60 8 

Summe: 8 

 
Anlage 1.6.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.7: Schlüsselkompetenzen/Studium Generale 
Anlage 1.7.a: Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.7.b: Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.7.c: Wahlmodule 
Die Studierenden erwerben mindestens 5 Leistungspunkte für den Bereich Schlüsselkompetenzen/Studium 
Generale. Die Prüfungsleistungen sind aus dem gesamten Lehrangebot der Gottfried Wilhelm Leibniz Uni-
versität Hannover frei wählbar und können ohne Antrag ausgewählt werden. 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Vorausset-
zung 

Studienle-
istung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Studium Generale nach Maßgabe des Anbie-
ters 5 bis 6 - - 

nach Maß-
gabe des 
Anbieters 

5 bis 8 

Summe: 5 bis 8 

 
 
Anlage 1.8: Bachelorarbeit 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Vorausset-
zung 

Studien-leis-
tung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Bachelorarbeit 
Bachelorarbeit 

6 - 
- BA (70%) 

15 
Präsentation - VbP (30%) 

Das Modul Bachelorarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Prüfungsleistung Bachelorarbeit hat einen 
Bearbeitungsumfang von 12 Leistungspunkten. 
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spä-
tere Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten 
sie als nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prü-
fungsaufgaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil 
einer zu prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes In-
teresse geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag 
der zu prüfende Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- 
und Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 
2Themen sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu 
einem vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, 
künstlerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer 
schriftlichen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen 
Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion ver-
langen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 
4Die Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
8Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgaben-
stellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung 
der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienar-
beit wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe 
des Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauf-
tragte Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden 
Person zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der 
Anfertigung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch 
der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur inner-
halb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten 
Lehrveranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus ei-
ner Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie 
die Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen 
Meldezeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstal-
tungen und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprü-
fungen geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der 
vorausgesetzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 
6Eine VbP kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 
2Sie beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Aus-
arbeitung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungs-
konzepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seiten-
zahl oder die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Be-
ginn der Prüfung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können 
dem Bericht als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entspre-
chend den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden 
kritisch beurteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Metho-
den und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskus-
sion ihren oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes 
berechtigtes Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 
5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-
Wissenschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegen-
stände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstle-
risch-Wissenschaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden 
Person sind Zuhörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben 
mit schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre 
praktische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Be-
zug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der 
räumlichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
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Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädago-
gisch-praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder 
auch einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem 
Prüfenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung 
statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Stu-
dierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion er-
folgt veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zu-
sammenstellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzen-
des Gespräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenz-
orientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompe-
tenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordi-
nativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungs-
weise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende 
Person abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen 
und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 
3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 
2Die Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminar-
leiter beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewer-
tet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planeri-
sche Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maß-
stäben und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur 
Verfügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die 
anbietende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimp-
orte) einer abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgen-
den Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spä-
testens 14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungs-
zeit im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 
Zeitraum für 

Prüfungsform VbP 
Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen im-
mer an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der 
festgelegten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis 
zum Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen. 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
29.04.2026 die nachstehende Änderung der Prüfungsordnung für den berufsbegleitenden Masterstudiengang Arbeits-
wissenschaft vom 02.08.2017 beschlossen. Das Präsidium hat die Prüfungsordnung am 24.06.2026 gemäß 
§ 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2026 in Kraft. 
 
 
Änderung der Prüfungsordnung für den berufsbegleitenden Masterstudiengang Arbeitswissenschaft 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 02.08.2017, 07.09.2022 und 30.09.2024 
 

Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 
Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende geänderte Prüfungsordnung 
beschlossen: 
 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
 

Zweiter Teil: Masterprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 6a Digitale Prüfungsformate 
§ 6b Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
§ 7 Masterarbeit 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Zusätzliche Module und Prüfungen 
§ 10 Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhochschulisch 

erworbener Kompetenzen 
§ 11 Fernstudium 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
§ 12 Zulassung zu Prüfungsleistungen 
§ 13 Anmeldung 
§ 14 Wiederholung 
§ 15 Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
§ 16 Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
§ 17 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 19 Leistungspunkte und Module 
§ 20 Gesamtnotenbildung 
§ 21 Zeugnisse und Bescheinigungen 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 Verfahrensvorschriften 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
§ 24 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
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Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 

Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissen-
schaftlichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen auf fortgeschrittenem Niveau selbststän-
dig zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden; ferner soll festgestellt werden, ob er, 
die fachlichen Zusammenhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis not-
wendigen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den akade-
mischen Grad „Master of Arts (M. A.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier Se-
mester. 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist der Prüfungsausschuss zuständig, 
der im Einvernehmen mit der Studiendekanin oder dem Studiendekan durch den Fakultätsrat zur Erledigung 
dieser Aufgaben eingesetzt wird. 
 
 

Zweiter Teil: Masterprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenenfalls 

Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem Pflicht-
modul „Masterarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche gegliedert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als 
Prüfungsberechtigte sowie die Beisitzenden. 2Das nach § 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestel-
len, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation be-
sitzen. 3Soweit sie die Voraussetzungen nach Satz 2 erfüllen, können auch Prüfende bestellt werden, die 
nicht Mitglieder oder Angehörige der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin 
oder Beisitzer darf nur bestellt werden, wer mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation erworben hat. 5Die Bestellung von Beisitzenden kann vom § 3 zuständigen Organ 
auch auf die Prüfenden delegiert werden. 
 
§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in An-
lage 1 beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens 
zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zuge-
hörigen Lehrveranstaltung erbracht werden. 
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(2) 1Prüfungsleistungen sind die Masterarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klausu-
ren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1. 

(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungs-
form durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der 
ersten Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestand-
teile, wenn Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern 
sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten las-
sen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 

a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 
Standards verfasst wurde, 

b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

 
§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in ei-
nem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen 
schriftliche, mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise 
in digitaler Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfü-
gung gestellt, abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen 
werden, so sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 

c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Au-
thentifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, 
dass die bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Ein-
klang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu Prüfenden sind in präziser, 
transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu wel-
chem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht werden. 5Auf 
die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfol-
gen: 
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a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informatio-
nen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder 
eines Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung 
verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Perso-
nenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind 
darauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspa-
pier abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungs-
raum muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 

(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikations-
einrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabil-
der der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hinter-
gründe können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlich-
keitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken er-
forderlich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwa-
chung ist unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfin-
den, wobei die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind 
unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Vi-
deoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- 
oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige 
Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Video-
aufsicht dürfen ausschließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelas-
senen Videokonferenzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden 
eine Versicherung an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig 
und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht 
eingereicht wird, wird die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen In-
halte der elektronischen Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 

(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, so-
dass die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prü-
fung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zuläs-
sig, sofern deren Nutzung allen zu prüfende Person gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich so-
wie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheberrech-
ten oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-Richt-
linie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 
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(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Masterarbeit 
(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus der Masterarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prüfungs-

leistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche Leistung 
vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum nach Ab-
schluss der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Masterarbeit soll zeigen, 
dass die zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem 
Fach eigenständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul Mas-
terarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Das Thema der Masterarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bearbei-
tung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 2Die Themenausgabe darf erst 
nach erfolgter Zulassung gemäß § 12 Absatz 3 erfolgen. 

(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
2Eine erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Er-
folgt eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer fest-
gelegtes Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 
4§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Masterarbeit ist binnen neun Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Masterarbeit soll innerhalb 
von sechs Wochen, spätestens nach zehn Wochen, von den beiden Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Masterarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Masterarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Masterarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, 
müssen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der 
Gewichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Masterarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit den Prü-
fenden auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten Einzelfall die Ab-
fassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 beschließt das nach 
§ 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Erstprüferin beziehungsweise der Erstprüfer der Masterarbeit muss Mitglied der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Masterprüfung 
(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist. 2Über die endgültig nicht bestandene Masterprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 
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(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 
§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhoch-
schulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungs-

leistungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 
(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 

2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für 
die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentli-
chen Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des 
Prüfenden, eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Mo-
dul, für das die Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 

(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 
vom Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu 
ersetzenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Ori-
entierungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Bei aus dem Ausland anerkannten Stu-
dien-und/oder Prüfungsleistungen gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, so-
fern sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch 
nicht bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Fernstudium 
Durch Beschluss des nach § 3 zuständigen Organs können ausgewählte Module auch als Fernstudien-mo-
dule angeboten werden. 
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Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Masterstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in dem 

betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 
2Weitere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) 1Die Zulassung für Prüfungen in Masterstudiengängen wird versagt, wenn eine Prüfungsleistung in einem 
Modul, das einem Pflichtmodul dieses Studiengangs gleichsteht, in einem bisherigen Studiengang end-
gültig nicht bestanden worden ist. 2Endgültig nicht bestandene Prüfungsleistungen in einem Modul, das 
einem Wahlpflichtmodul des Studiengangs entspricht, für den die Zulassung beantragt wird, können in 
diesem Studiengang nicht wiederholt werden. 

(3) 1Zur Masterarbeit muss die Zulassung beantragt werden. 2Die Zulassung zur Masterarbeit setzt voraus, 
dass die in Anlage 1 aufgeführten Voraussetzungen erfüllt wurden. 3Über Ausnahmen entscheidet bei 
Vorliegen wichtiger Gründe das nach § 3 zuständige Organ. 

(4) 1Die Zulassung nach Absatz 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 
2Über die Nichtzulassung erhält die zu prüfende Person einen Bescheid. 

 
§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des 
Zeitraums gem. Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zustän-
dige Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zuge-
lassen werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Masterarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach Anlage 
1 in diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, dass 
zu einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
 
§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Masterarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt. 

(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt wer-
den. 2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit 
oder ohne Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung 
durchgeführt, muss an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teil-
nehmen. 4Eine mündliche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht 
überschreiten. 5Die Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahl-
verfahren) auch in einer anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach 
der Ergänzungsprüfung kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend 
(4,0)" oder bei unbenoteten Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die 
Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 
Anwendung gefunden hat. 8Studierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) im letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergän-
zungsprüfung zu dieser zu laden. 9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend.  
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§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 

vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von 
allen übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung mög-
lich. 4Ausgenommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 be-
ziehungsweise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 
2Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 

(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), 
mündlichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewer-
tet. 

(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis 
oder den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des 
nach § 3 zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest 
muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus fol-
gende Beeinträchtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entschei-
dung über die Anerkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu 
notwendige Betreuung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, El-
tern, Großeltern sowie Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 

(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen 
zulässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 
zuständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in 
diesem Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern 
an der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese 
ein Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Ver-
anstaltungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu 
prüfende Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen 
vor Beginn der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt 
sie oder er von einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht 
zu einem Prüfungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und 
geht gemäß § 17 Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird 
für das Versäumnis einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger 
Grund gemäß Absatz 6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungsbe-
gleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
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§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(1) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Masterarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

 4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 
1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend" bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 
(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende 

die Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in 
diesem Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Absatz 3 Satz 
4 gilt entsprechend. 

(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen 
Gewichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entspre-
chend § 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, 
wenn die errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprü-
fungsleistungen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mitmündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die 
schriftliche Hausarbeit zugrunde gelegt. 

 
§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte 
Einsatz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leis-
tung stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Masterprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ 
oder besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfun-
gen abgeprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergrei-
fenden Prüfung vergeben. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestan-
den worden sind. 
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(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abge-
legt werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der 
Gesamtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestan-
den, kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflicht-
modulen oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

 
§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen be-
standenen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine ge-
ringfügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamt-
note entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Masterprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von § 17 
Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Gewich-
tungen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Gesamt-
note lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Masterprüfung mindestens 1,3 und ist die Masterarbeit mindestens mit der 
Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf den Dokumenten gemäß 
§ 21 vermerkt. 

(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Be-
rechnung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die 
erste Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Masterprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und ei-
nem Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement 
und eine Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an 
das Prüfungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average 
(GPA). 

(2) 1Das Zeugnis gibt die Module und deren Noten, den Titel der Masterarbeit und deren Note sowie die er-
worbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prädikat „mit 
Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf dem Zeug-
nis abgebildet. 3Das Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich des Moduls „Masterarbeit“) 
weist die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie Bewertung der Prüfungsleistun-
gen aus. 4Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der Masterprüfung 
wird auf allen Dokumenten der Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für die Berech-
nung der Gesamtnote relevante Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle Abschluss-
dokumente ist das Tagesdatum des Drucks. 

(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Ab-
satz 2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 
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(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 

(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im 
Zeugnis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwertäquiva-
lenten aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

.2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwert-
äquivalente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der 
GPA gemäß § 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der 
Bildung der Gesamtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist 
gegebenenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden 
vom Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben. 

 
§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe 
der Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 

(3) 1Bringt die zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der 
oder dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden 
zur Stellungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antrags-
gemäß, so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach 
§ 3 zuständige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewer-
tung insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewer-

tet worden ist, oder ob 
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5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
(2) 1Studierende, die sich an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in den Masterstudiengang 

Arbeitswissenschaft eingeschrieben haben, unterliegen ab Inkrafttreten den Regelungen dieser Prü-
fungsordnung. 2Über Ausnahmen in Bezug auf Anlage 1 entscheidet auf begründeten Antrag, der inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung zu stellen ist, das nach § 3 zuständige 
Organ. 3Gegebenenfalls erforderliche allgemeine Überführungsregeln werden vom nach § 3 zuständigen 
Organ in Ergänzung zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung beschlossen. 
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Anlagenverzeichnis 
 
Anlage 1:  Module des Masterstudiengangs Arbeitswissenschaft 
 
Anlage 1.1: Pflichtmodule 
Anlage 1.2: Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.3: Wahlmodule -entfällt- 
Anlage 1.4: Modul „Masterarbeit“ 
 
 
Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
Anlage 2.2: Glossar 
 
 
Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
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Anlage 1: Module des Masterstudiengangs Arbeitswissenschaft 
 
Das Studium beinhaltet 6 Pflichtmodule (66 Leistungspunkte), 4 Wahlpflichtmodule, von denen 2 zu wählen 
sind, (24 Leistungspunkte) und die Masterarbeit (30 Leistungspunkte). 
 
Anlage 1.1.: Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltun-
gen Semester Vorausset-

zung 
Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Arbeitswissenschaftliche 
Konzepte und Ansätze 2 Vorlesungen 1 - VbP - 12 

Gesellschaftliche Organi-
sation von Arbeit 2 Vorlesungen 2 - - K 120 9 

Methoden der Arbeitswis-
senschaft 2 Vorlesungen 2 - - MP 30 9 

Arbeitswissenschaftliche 
Beratungskompetenz 2 Seminare 3 o 4 - VbP - 6 

Arbeitswissenschaftliches 
Forschungs-projekt – Teil 
1: Konzeption und Metho-
dik 

2 Seminare 5 
Methoden der 
Arbeitswissen-

schaft 
VbP - 15 

Arbeitswissenschaftliches 
Forschungs-projekt – Teil 
2: Durchführung und Aus-
wertung 

1 Seminar 6 

Arbeitswissen-
schaftliches 
Forschungs-

projekt – Teil 1: 
Konzeption und 

Methodik 

- ST 15 

Summe: 66 

 
 
Anlage 1.2.: Wahlpflichtmodule 
Von den 4 angebotenen Wahlpflichtmodulen sind 2 zu wählen. 

Modul Lehrveranstaltun-
gen Semester Vorausset-

zung 
Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Management und Füh-
rung 4 Seminare 3 u. 4 - VbP K 120 12 

Betriebliches Gesund-
heitsmanagement und Ar-
beitsgestaltung 

4 Seminare 3 u. 4 - VbP HA 12 

Personalmanagement 4 Seminare 3 u. 4 - VbP HA 12 

Organisationaler Wandel 
und Change Management 4 Seminare 3 u. 4 - VbP HA 12 

Summe: 24 

 
 
Anlage 1.3.: Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.4.: Masterarbeit 

Modul Lehrveranstal-
tungen Semester Voraussetzung Prüfungs-

leistung 
Leistungs-

punkte 

Masterarbeit 1 Seminar 
1 Kolloquium 6 u. 7 

Pflichtmodule "Arbeitswissen-
schaftliche Konzepte und An-

sätze", "Gesellschaftliche Organi-
sation von Arbeit", "Methoden der 
Arbeitswissenschaft" und "Arbeits-
wissenschaftliche Beratungskom-
petenz" sowie insgesamt mindes-

tens 60 LP 

MA 
(80%) 

30 
VbP (KO) 

(20%) 

 
Das Modul Masterarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Masterarbeit (MA) hat einen Bearbeitungsum-
fang von 24 Leistungspunkten. 
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spä-
tere Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten 
sie als nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prü-
fungsaufgaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil 
einer zu prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes In-
teresse geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag 
der zu prüfende Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- 
und Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 
2Themen sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu 
einem vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, 
künstlerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer 
schriftlichen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen 
Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion ver-
langen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 
4Die Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
8Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgaben-
stellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung 
der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienar-
beit wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe 
des Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauf-
tragte Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden 
Person zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der 
Anfertigung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch 
der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur inner-
halb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten 
Lehrveranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus ei-
ner Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie 
die Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen 
Meldezeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstal-
tungen und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprü-
fungen geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der 
vorausgesetzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 
6Eine VbP kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 
2Sie beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Aus-
arbeitung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungs-
konzepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seiten-
zahl oder die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Be-
ginn der Prüfung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können 
dem Bericht als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entspre-
chend den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden 
kritisch beurteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Metho-
den und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskus-
sion ihren oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes 
berechtigtes Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 
5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-
Wissenschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegen-
stände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstle-
risch-Wissenschaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden 
Person sind Zuhörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben 
mit schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre 
praktische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Be-
zug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der 
räumlichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
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Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädago-
gisch-praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder 
auch einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem 
Prüfenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung 
statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Stu-
dierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion er-
folgt veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zu-
sammenstellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzen-
des Gespräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenz-
orientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompe-
tenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordi-
nativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungs-
weise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende 
Person abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen 
und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 
3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 
2Die Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminar-
leiter beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewer-
tet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planeri-
sche Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maß-
stäben und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur 
Verfügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die 
anbietende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimp-
orte) einer abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgen-
den Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spä-
testens 14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungs-
zeit im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 
Zeitraum für 

Prüfungsform VbP 
Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen im-
mer an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der 
festgelegten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis 
zum Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen. 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 
29.04.2026 die nachstehende Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Wirtschaftsingenieur vom 
08.08.2018, in der Fassung der letzten Änderung beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 01.07.2026 gemäß 
§ 37 Abs. 1 Nr. 5. b) des Niedersächsischen Hochschulgesetzes genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen 
Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2026 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang  
Wirtschaftsingenieurwesen 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 08.08.2018,  
mit Änderungen vom 07.09.2022 und 27.08.2024 (berichtigt am 16.12.2024) 

 
Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende geänderte Prüfungsord-
nung erlassen: 
 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
 

Zweiter Teil: Masterprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 6a Digitale Prüfungsformate 
§ 6b Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
§ 7 Masterarbeit 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Zusätzliche Module und Prüfungen 
§ 10 Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhochschulisch 

erworbener Kompetenzen 
§ 11 Fernstudium 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
§ 12 Zulassung zu Prüfungsleistungen 
§ 13 Anmeldung 
§ 14 Wiederholung 
§ 15 Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
§ 16 Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
§ 17 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 19 Leistungspunkte und Module 
§ 20 Gesamtnotenbildung 
§ 21 Zeugnisse und Bescheinigungen 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 Verfahrensvorschriften 
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Vierter Teil: Schlussvorschriften 
§ 24 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
 
 

Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 

Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissen-
schaftlichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen auf fortgeschrittenem Niveau selbststän-
dig zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden; ferner soll festgestellt werden, ob er, 
die fachlichen Zusammenhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis not-
wendigen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den akade-
mischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier Se-
mester. 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist die Studiendekanin oder der Studien-
dekan zuständig. 
 
 

Zweiter Teil: Masterprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenenfalls 

Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem Pflicht-
modul „Masterarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche gegliedert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik, der Fakultät für Maschinenbau oder der Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als Prüfungsberechtigte so-
wie die Beisitzenden. 2Das nach § 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestellen, sofern diese min-
destens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 3Soweit sie die 
Voraussetzungen nach Satz 2 erfüllen, können auch Prüfende bestellt werden, die nicht Mitglieder oder An-
gehörige der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin oder Beisitzer darf nur be-
stellt werden, wer mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation 
erworben hat. 5Die Bestellung von Beisitzenden kann vom nach § 3 zuständigen Organ auch auf die Prüfen-
den delegiert werden. 
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§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in An-
lage 1 beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens 
zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zuge-
hörigen Lehrveranstaltung erbracht werden. 

(2) 1Prüfungsleistungen sind die Masterarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klausu-
ren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1. 

(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungs-
form durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der 
ersten Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestand-
teile, wenn Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern 
sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten las-
sen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 

a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 
Standards verfasst wurde, 

b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Während des Semesters können in Ergänzung zu den jeweiligen Prüfungsleistungen bis zu fünf kleine 
Leistungen in Form von Präsentationen oder Kurzarbeiten angeboten werden. 2Die Teilnahme der Stu-
dierenden ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Leistungen während 
des Semesters erfolgreich teilgenommen, wird das erreichte Ergebnis bei der Bewertung der Prüfungs-
leistung als Bonus berücksichtigt. 4Der Anteil der Leistung beziehungsweise Leistungen darf maximal zu 
20 vom Hundert in die Prüfungsnote eingehen. 5Die Anzahl sowie die Bewertung der Leistungen ist von 
den Prüfenden zu Beginn des Semesters anzugeben. 6Die Bestnote für die Prüfungsleistung kann auch 
ohne die Teilnahme an den Leistungen erreicht werden. 7Eine Nichtteilnahme an einzelnen Leistungen 
beziehungsweise ein Nichtbestehen einzelner Leistungen führt nicht zu einer Verschlechterung der Ge-
samtbewertung der Prüfungsleistung. 8Die ergänzenden Leistungen sind so zu gestalten, dass der inner-
halb des jeweiligen Moduls in den Anlagen vorgesehene Zeitaufwand für Präsenz- und Selbststudium 
(Leistungspunkte) eingehalten wird. 

(7) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Bewertung des Testats können Einzelkriterien wie Hausübungen oder mündliche beziehungs-
weise schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausge-
wiesen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit ei-
nem Gewicht von maximal 25 vom Hundert ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbe-
wertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden 
erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchfüh-
rung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind von der oder dem zuständigen Prü-
fenden bis spätestens zu Veranstaltungsbeginn durch Aushang bekannt zu geben. 
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§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in ei-
nem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen 
schriftliche, mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise 
in digitaler Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfü-
gung gestellt, abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen 
werden, so sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 

c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Au-
thentifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, 
dass die bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Ein-
klang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu Prüfenden sind in präziser, 
transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu wel-
chem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht werden. 5Auf 
die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfol-
gen: 

a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informatio-
nen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder 
eines Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung 
verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Perso-
nenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind 
darauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspa-
pier abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungs-
raum muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 
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(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikations-
einrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabil-
der der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hinter-
gründe können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlich-
keitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken er-
forderlich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwa-
chung ist unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfin-
den, wobei die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind 
unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Vi-
deoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- 
oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige 
Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Video-
aufsicht dürfen ausschließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelas-
senen Videokonferenzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden 
eine Versicherung an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig 
und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht 
eingereicht wird, wird die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen In-
halte der elektronischen Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 

(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, so-
dass die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prü-
fung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zuläs-
sig, sofern deren Nutzung allen zu prüfende Person gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich so-
wie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheberrech-
ten oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-Richt-
linie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 

(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Masterarbeit 
(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus der Masterarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prüfungs-

leistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche Leistung 
vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum nach Ab-
schluss der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Masterarbeit soll zeigen, 
dass die zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem 
Fach eigenständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul Mas-
terarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) Das Thema der Masterarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bearbei-
tung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 
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(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
2Eine erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Er-
folgt eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer fest-
gelegtes Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 
4§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Masterarbeit ist binnen sechs Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Masterarbeit soll innerhalb 
von sechs Wochen, spätestens nach zehn Wochen, von den beiden Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Masterarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Masterarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Masterarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, 
müssen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der 
Gewichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Masterarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit den Prü-
fenden auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten Einzelfall die Ab-
fassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 beschließt das nach 
§ 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Erstprüferin beziehungsweise der Erstprüfer der Masterarbeit muss Mitglied der Fakultät für Elektro-
technik und Informatik, der Fakultät für Maschinenbau oder der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Masterprüfung 
(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist oder bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des zweiten Fachsemesters 
keine 20 Leistungspunkte und des vierten Fachsemesters keine 60 Leistungspunkte erreicht worden 
sind. 2Über die endgültig nicht bestandene Masterprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1Das nach § 3 zuständige Organ kann auf Antrag des oder der Studierenden aus wichtigen Gründen eine 
angemessene Fristverlängerung gewähren, wenn die 20 Leistungspunkte bis zum Ende des Prüfungs-
zeitraums gemäß Anlage 3 des zweiten Fachsemesters und wenn die 60 Leistungspunkte am Ende des 
vierten Fachsemesters nicht erreicht wurden. 2Die wichtigen Gründe sind entsprechend den Vorgaben in 
§ 15 Absatz 6 anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 

(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 
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§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhoch-
schulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungs-

leistungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 
(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 

2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für 
die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentli-
chen Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des 
Prüfenden, eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Mo-
dul, für das die Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 

(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 
vom Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu 
ersetzenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Ori-
entierungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Aus dem Ausland anerkannte Prüfungs-
leistungen bleiben immer unbenotet. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, so-
fern sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch 
nicht bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Fernstudium 
Durch Beschluss des nach § 3 zuständigen Organs können ausgewählte Module auch als Fernstudien-mo-
dule angeboten werden. 
 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Masterstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in dem 

betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 
2Weitere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) Die Zulassung für Prüfungen in Masterstudiengängen wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studi-
engang, insbesondere im Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen, kein Prüfungsanspruch mehr besteht. 

  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 157 

§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des 
Zeitraums gem. Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zustän-
dige Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zuge-
lassen werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Masterarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach Anlage 
1 in diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, dass 
zu einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
 
§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Masterarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt. 

(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt wer-
den. 2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit 
oder ohne Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung 
durchgeführt, muss an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teil-
nehmen. 4Eine mündliche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht 
überschreiten. 5Die Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahl-
verfahren) auch in einer anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach 
der Ergänzungsprüfung kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend 
(4,0)" oder bei unbenoteten Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die 
Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 
Anwendung gefunden hat. 8Studierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) im letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergän-
zungsprüfung zu dieser zu laden. 9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 10Diese Regelung gilt ein-
malig für die Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), die als erste letzten Wiederholungsversuch 
mit „nicht ausreichend" beziehungsweise „nicht bestanden" bewertet wird. 

 
§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 

vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von 
allen übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung mög-
lich. 4Ausgenommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 be-
ziehungsweise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 
2Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 
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(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), 
mündlichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewer-
tet. 

(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis 
oder den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des 
nach § 3 zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest 
muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus fol-
gende Beeinträchtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entschei-
dung über die Anerkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu 
notwendige Betreuung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, El-
tern, Großeltern sowie Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 

(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen 
zulässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 
zuständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in 
diesem Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern 
an der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese 
ein Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Ver-
anstaltungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu 
prüfende Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen 
vor Beginn der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt 
sie oder er von einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht 
zu einem Prüfungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und 
geht gemäß § 17 Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird 
für das Versäumnis einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger 
Grund gemäß Absatz 6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungsbe-
gleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
 
§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(1) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Masterarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

 4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 
1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend" bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 
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(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende 
die Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in 
diesem Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Absatz 3 Satz 
4 gilt entsprechend. 

(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen 
Gewichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entspre-
chend § 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, 
wenn die errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprü-
fungsleistungen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mitmündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die 
schriftliche Hausarbeit zugrunde gelegt. 

(5) 1Eine nach dem Antwortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte 
Prüfung ist bestanden, wenn die zu prüfende Person mindestens 50 vom Hundert der maximal zu verge-
benden Punkte erreicht hat (absolute Bestehensgrenze). 2Abweichend davon wird in den Fällen, in denen 
der Mittelwert aller Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist als die absolute Bestehensgrenze, 
der so ermittelte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. 3Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse werden die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jeder zu prü-
fenden Person addiert. 

(6) 1Hat die zu prüfende Person bei Leistungen nach dem Antwortwahlverfahren die für das Bestehen der 
Prüfung erforderliche Mindestzahl an Punkten nach Absatz 4 erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn mindestens 95 vom Hundert, 
1,3 = „sehr gut“, wenn mindestens 90 vom Hundert, 
1,7 = „gut“, wenn mindestens 85 vom Hundert 
2,0 = „gut“, wenn mindestens 80 vom Hundert, 
2,3 = „gut“, wenn mindestens 75 vom Hundert, 
2,7 = „befriedigend“, wenn mindestens 70 vom Hundert, 
3,0 = „befriedigend“, wenn mindestens 65 vom Hundert, 
3,3 = „befriedigend“, wenn mindestens 60 vom Hundert, 
3,7 = „ausreichend“, wenn mindestens 55 vom Hundert und 
4,0 = „ausreichend“, wenn die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht wurden. 2Hat die zu prüfende Person die für das Bestehen der Prü-
fung erforderliche Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht ausreichend“. 

 
§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte 
Einsatz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leis-
tung stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Masterprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ 
oder besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfun-
gen abgeprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergrei-
fenden Prüfung vergeben. 
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(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestan-
den worden sind. 

(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abge-
legt werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der 
Gesamtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestan-
den, kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflicht-
modulen oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

(4) Ein Kompetenzbereich ist bestanden, wenn alle ihm zugehörigen Module gemäß Anlage 1 bestanden 
oder die Anzahl der gemäß Anlage 1 erforderlichen Leistungspunkte erbracht wurden. 

 
§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen be-
standenen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine ge-
ringfügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamt-
note entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Masterprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von § 17 
Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Gewich-
tungen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Gesamt-
note lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Masterprüfung mindestens 1,3 und ist die Masterarbeit mindestens mit der 
Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf den Dokumenten gemäß 
§ 21 vermerkt. 

(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Be-
rechnung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die 
erste Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend Absatz 3 aus den Noten der im Rahmen des Kompetenz-
bereiches bestandenen benoteten Prüfungsleistungen oder Modulen gebildet. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Masterprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und ei-
nem Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement 
und eine Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an 
das Prüfungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average 
(GPA). 
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(2) 1Das Zeugnis gibt die Kompetenzbereiche und deren Noten, den Titel der Masterarbeit und deren Note 
sowie die erworbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prä-
dikat „mit Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf 
dem Zeugnis abgebildet. 3Das Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich des Moduls „Master-
arbeit“) weist die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie Bewertung der Prü-
fungsleistungen aus. 4Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der 
Masterprüfung wird auf allen Dokumenten der Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für 
die Berechnung der Gesamtnote relevante Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle 
Abschlussdokumente ist das Tagesdatum des Drucks. 

(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Ab-
satz 2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 

(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im 
Zeugnis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwertäquiva-
lenten aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwert-
äquivalente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der 
GPA gemäß § 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der 
Bildung der Gesamtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist 
gegebenenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden 
vom Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben. 

 
§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe 
der Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 
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(3) 1Bringt die zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der 
oder dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden 
zur Stellungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antrags-
gemäß, so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach 
§ 3 zuständige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewer-
tung insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewer-

tet worden ist, oder ob 
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
(2) 1Studierende, die sich an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in den Masterstudiengang 

Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben haben, unterliegen ab Inkrafttreten den Regelungen dieser 
Prüfungsordnung. 2Über Ausnahmen in Bezug auf Anlage 1 entscheidet auf begründeten Antrag, der in-
nerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung zu stellen ist, das nach § 3 zustän-
dige Organ. 3Gegebenenfalls erforderliche allgemeine Überführungsregeln werden vom nach § 3 zustän-
digen Organ in Ergänzung zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung beschlossen. 
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Anlage 1.1.c): Wahlmodule – entfällt – 
 
Anlage 1.2: Kompetenzbereich Rechtswissenschaft 
Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 
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Anlage 1.9.a): Pflichtmodule – entfällt – 
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Anlage 1.9.c): Wahlmodule 
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Anlage 1.10: Ökonomischer Kompetenzbereich Strategic Management 
Anlage 1.10.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.10.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.10.c): Wahlmodule 
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Anlage 1.11.b): Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.11.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.12: Technischer Kompetenzbereich Elektrische Energietechnik 
Anlage 1.12.a): Pflichtmodule – entfällt – 
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Anlage 1.16.a): Pflichtmodule – entfällt – 
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Anlage 1.17: Technischer Kompetenzbereich Thermische Energietechnik 
Anlage 1.17.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.17.b): Wahlpflichtmodule 
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
Anlage 2.2: Glossar 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
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Anlage 1: Kompetenzbereiche des Masterstudiengangs Wirtschaftsingenieur 
 
Das Masterstudium mit insgesamt 120 Leistungspunkten besteht aus dem Kompetenzbereich Technische 
Grundlagen (Anlage 1.1) im Umfang von 21 Leistungspunkten, dem Kompetenzbereich Rechtwissenschaft 
(Anlage 1.2) im Umfang von 4 Leistungspunkten, einem von acht verschiedenen ökonomischen Kompetenz-
bereichen (Anlagen 1.3. bis 1.10) im Umfang von 25 Leistungspunkten, einem von sieben verschiedenen 
technischen Kompetenzbereichen (Anlagen 1.11 bis 1.17) im Umfang von 40 Leistungspunkten und der 
Masterarbeit im Umfang von 30 Leistungspunkten. 
Die acht ökonomischen Kompetenzbereiche können sich in Pflichtmodule und Wahlmodule gliedern. Die sie-
ben technischen Kompetenzbereiche gliedern sich in Wahlpflichtmodule und Wahlmodule. Näheres ist in 
den Anlagen 1.3 bis Anlage 1.17 geregelt. 
Die Studierenden wählen genau einen ökonomischen Kompetenzbereich und genau einen technischen 
Kompetenzbereich. Innerhalb des ökonomischen Kompetenzbereiches müssen mindestens 5 Leistungs-
punkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (Seminarleistung (SE)) absolviert werden. Innerhalb 
des technischen Kompetenzbereiches müssen mindestens 15 Leistungspunkte durch Wahlpflichtmodule 
absolviert werden. Der ökonomische und der technische Kompetenzbereich sind spätestens sechs Wochen 
vor dem Ende der Vorlesungszeit des ersten Semesters durch unwiderruflichen schriftlichen Antrag auszu-
wählen. 
Der ökonomische Kompetenzbereich und der technische Kompetenzbereich beinhalten jeweils einen Wahl-
bereich im Umfang von 5 Leistungspunkten, für den aus einem beliebigen ökonomischen Kompetenzbereich 
bzw. aus einem beliebigen technischen Kompetenzbereich Module absolviert werden können. 
Die Pflichtmodule der ökonomischen Kompetenzbereiche sind in den Anlagen 1.3) bis 1.10) aufgeführt. Die 
Wahlpflichtmodule der technischen Kompetenzbereiche sowie die Wahlmodule der ökonomischen und der 
technischen Kompetenzbereiche sind als Schemata dargestellt. Deren Umfang und Zuordnung zu den öko-
nomischen und technischen Kompetenzbereichen sowie die Leistungspunkte des jeweiligen Moduls erge-
ben sich aus der Ankündigung des Lehrprogramms (Studienplan) bzw. dem Modulkatalog der Fakultät für 
Maschinenbau, der Fakultät für Elektrotechnik und Informatik und der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät; aus der Ankündigung ergeben sich auch die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. 
Bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des zweiten Fachsemesters müssen 20 Leistungs-
punkte und des vierten Fachsemesters 60 Leistungspunkte erreicht worden sein. Bei Fristüberschreitung gilt 
§ 8 Abs. 2. 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Technische Grundlagen 
Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Operations Rese-
arch Operations Research 1 - - K 60 5 

Scientific Computing Scientific Computing 1-3 - - HA oder 
HM 10 

Schließende Statis-
tik Schließende Statistik 2 - - K 90 6 

Summe: 21 

 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.1.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.2: Kompetenzbereich Rechtswissenschaft 
Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Vorausset-
zung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Privatrecht Privatrecht 2 - - K 120 4 

Summe: 4 

 
Anlage 1.2.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.2.c): Wahlmodule 
– entfällt – 
 
 
Anlage 1.3: Ökonomischer Kompetenzbereich Accounting, Taxation and Public Finance 
Anlage 1.3.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.3.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.3.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: Mind. 25 

 
 
Anlage 1.4: Ökonomischer Kompetenzbereich Data Science and Applied Econometrics 
Anlage 1.4.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: Mind. 25 
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Anlage 1.5: Ökonomischer Kompetenzbereich Economic Policy and Theory 
Anlage 1.5.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: Mind. 25 

 
 
Anlage 1.6: Ökonomischer Kompetenzbereich Finance, Banking & Insurance 
Anlage 1.6.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: mind. 25 

 
 
Anlage 1.7: Ökonomischer Kompetenzbereich Health Economics 
Anlage 1.7.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.7.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.7.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: mind. 25 
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Anlage 1.8: Ökonomischer Kompetenzbereich Information and Operations Management 
Anlage 1.8.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.8.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.8.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: mind. 25 

 
 
Anlage 1.9: Ökonomischer Kompetenzbereich International Environment and Development Studies 
Anlage 1.9.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.9.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.9.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: mind. 25 

 
 
Anlage 1.10 Ökonomischer Kompetenzbereich Strategic Management 
Anlage 1.10.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.10.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
 
Anlage 1.10.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: mind. 25 
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Anlage 1.11: Technischer Kompetenzbereich Digitalisierung/Automatisierung 
Anlage 1.11.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.11.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

Anlage 1.11.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 

 
 
Anlage 1.12: Technischer Kompetenzbereich Elektrische Energietechnik 
Anlage 1.12.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.12.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

 
Anlage 1.12.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 
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Anlage 1.13: Technischer Kompetenzbereich Fahrzeugtechnik 
Anlage 1.13.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.13.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

 
Anlage 1.13.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 

 
 
Anlage 1.14: Technischer Kompetenzbereich Medizintechnik 
Anlage 1.14.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.14.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

 
Anlage 1.14.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 
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Anlage 1.15: Technischer Kompetenzbereich Produktionstechnik 
Anlage 1.15.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.15.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

 
Anlage 1.15.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 

Anlage 1.16: Technischer Kompetenzbereich Robotik/Mechatronik 
Anlage 1.16.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.16.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

 
Anlage 1.16.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 
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Anlage 1.17: Technischer Kompetenzbereich Thermische Energietechnik 
Anlage 1.17.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.17.b): Wahlpflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlpflichtmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

5 oder 10 

Summe: mind. 15 

 
Anlage 1.17.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung, Übung, Labor 
und/oder Exkursion 1 bis 3 - 0 oder 1 

K oder KA 
oder HA 
oder HM 
oder MP 
oder VbP 

2 bis 10 

Summe: mind. 25 

 
 
Anlage 1.18: Masterarbeit 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Vorausset-
zung 

Studien-leis-
tung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit 
Masterarbeit 

4 - 
- MA (70%) 

30 
Präsentation - VbP (30%) 

Das Modul Masterarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Masterarbeit hat einen Bearbeitungsumfang 
von 30 Leistungspunkten.  
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spä-
tere Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten 
sie als nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prü-
fungsaufgaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil 
einer zu prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes In-
teresse geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag 
der zu prüfende Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- 
und Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 
2Themen sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu 
einem vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, 
künstlerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer 
schriftlichen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen 
Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion ver-
langen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 
4Die Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
8Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgaben-
stellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung 
der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienar-
beit wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe 
des Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauf-
tragte Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden 
Person zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der 
Anfertigung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch 
der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur inner-
halb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten 
Lehrveranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus ei-
ner Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie 
die Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen 
Meldezeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstal-
tungen und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprü-
fungen geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der 
vorausgesetzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 
6Eine VbP kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 
2Sie beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Aus-
arbeitung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungs-
konzepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seiten-
zahl oder die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Be-
ginn der Prüfung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können 
dem Bericht als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entspre-
chend den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden 
kritisch beurteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Metho-
den und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskus-
sion ihren oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes 
berechtigtes Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 
5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-
Wissenschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegen-
stände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstle-
risch-Wissenschaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden 
Person sind Zuhörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben 
mit schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre 
praktische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Be-
zug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der 
räumlichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
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Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädago-
gisch-praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder 
auch einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem 
Prüfenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung 
statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Stu-
dierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion er-
folgt veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zu-
sammenstellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzen-
des Gespräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenz-
orientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompe-
tenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordi-
nativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungs-
weise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende 
Person abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen 
und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 
3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 
2Die Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminar-
leiter beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewer-
tet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planeri-
sche Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maß-
stäben und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur 
Verfügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die 
anbietende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimp-
orte) einer abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgen-
den Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spä-
testens 14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungs-
zeit im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 
Zeitraum für 

Prüfungsform VbP 
Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen im-
mer an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der 
festgelegten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis 
zum Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen. 
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Der Fakultätsrat der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am  
29.04.2026 die nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft vom 
08.08.2018, in der Fassung der letzten Änderung beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 01.07.26 gemäß § 
37 Abs. 1 Nr. 5. b) des Niedersächsischen Hochschulgesetzes genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Be-
kanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2026 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den 
Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 08.08.2018,  
mit Änderungen vom 07.09.2022 und 27.08.2024 

 
Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß 
§§ 7 Absatz 3, 44 Absatz 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende geänderte Prüfungsord-
nung erlassen: 
 

Übersicht 
 

Erster Teil: Allgemeines 
§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums 
§ 3 Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
 

Zweiter Teil: Masterprüfung 
§ 4 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
§ 5 Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 6a Digitale Prüfungsformate 
§ 6b Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
§ 7 Masterarbeit 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Zusätzliche Module und Prüfungen 
§ 10 Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung außerhochschulisch 

erworbener Kompetenzen 
§ 11 Fernstudium 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
§ 12 Zulassung zu Prüfungsleistungen 
§ 13 Anmeldung 
§ 14 Wiederholung 
§ 15 Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
§ 16 Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
§ 17 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 19 Leistungspunkte und Module 
§ 20 Gesamtnotenbildung 
§ 21 Zeugnisse und Bescheinigungen 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 23 Verfahrensvorschriften 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
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§ 24 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
 
 

Erster Teil: Allgemeines 
 
§ 1  Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 
(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 

Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die zu prüfende Person die Fähigkeit besitzt, nach wissen-
schaftlichen oder wissenschaftlich-künstlerischen Grundsätzen auf fortgeschrittenem Niveau selbststän-
dig zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden; ferner soll festgestellt werden, ob er, 
die fachlichen Zusammenhänge des Faches überblickt und die für den Übergang in die Berufspraxis not-
wendigen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den akade-
mischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“. 

 
§ 2  Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier Se-
mester. 
 
§ 3  Zuständigkeit (Studiendekanin oder Studiendekan) 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung ist die Studiendekanin oder der Studien-
dekan zuständig. 
 
 

Zweiter Teil: Masterprüfung 
 
§ 4  Aufbau und Inhalt der Prüfung 
(1) 1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Prüfungs- und gegebenenfalls 

Studienleistungen in Pflichtmodulen, gegebenenfalls Wahlpflichtmodulen, Wahlmodulen und dem Pflicht-
modul „Masterarbeit“ nach Anlage 1. 3Die Module nach Satz 2 sind in Kompetenzbereiche gegliedert. 

(2) Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog oder dem Vor-
lesungsverzeichnis. 

(3) – entfällt – 
(4) 1Lehr- und Prüfungssprache ist in der Regel Deutsch. 2Nach entsprechender Ankündigung im Modulkata-

log kann die Lehr- und Prüfungssprache auch Englisch sein. 3Die Prüfungen können in Absprache oder 
nach Festlegung durch den beziehungsweise die Prüfende in englischer Sprache abgenommen werden. 

 
§ 5  Prüferinnen und Prüfer sowie Beisitzende 
1Das nach § 3 zuständige Organ bestellt für die Module des Studiengangs Mitglieder der Hochschullehrer-
gruppe der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als 
Prüfungsberechtigte sowie die Beisitzenden. 2Das nach § 3 zuständige Organ kann weitere Prüfende bestel-
len, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation be-
sitzen. 3Soweit sie die Voraussetzungen nach Satz 2 erfüllen, können auch Prüfende bestellt werden, die 
nicht Mitglieder oder Angehörige der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind. 4Zur Beisitzerin 
oder Beisitzer darf nur bestellt werden, wer mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation erworben hat. 5Die Bestellung von Beisitzenden kann vom nach § 3 zuständigen 
Organ auch auf die Prüfenden delegiert werden. 
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§ 6  Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studienleistungen sind unbenotete Leistungen, die in einem Modul/einer Lehrveranstaltung vorgesehen 

werden können, um Kompetenzen einzuüben. 2Die zu erbringenden Studienleistungen werden in An-
lage 1 beziehungsweise dem jeweiligen Modulkatalog näher erläutert und von den Lehrenden spätestens 
zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 3Studienleistungen sollen in der Regel im Rahmen der zuge-
hörigen Lehrveranstaltung erbracht werden. 

(2) 1Prüfungsleistungen sind die Masterarbeit, Hausarbeiten, Hausarbeiten mit mündlicher Leistung, Klausu-
ren, Klausuren mit Antwortwahlverfahren, mündliche Prüfungen, Praktikumsberichte, Projektorientierte 
Prüfungsformen, sportpraktische Präsentationen, Studienarbeiten und Veranstaltungsbegleitende Prüfun-
gen. 2Näheres zu den Prüfungsformen regelt Anlage 2.1. 

(3) 1Sind nach Anlage 1 in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann eine Prüfungs-
form durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform bis zum Beginn der 
ersten Anmeldefrist des Semesters erfolgen. 2Gleiches gilt für die Gewichtung der einzelnen Bestand-
teile, wenn Anlage 1 eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung vorsieht und diese aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen besteht. 

(4) Studien- und Prüfungsleistungen können in Form von Gruppenarbeiten abgenommen werden, sofern 
sich die einzelnen Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten las-
sen. 

(5) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten (Studien- und Prüfungsleistungen) ist schriftlich zu versi-
chern, dass 

a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 
Standards verfasst wurde, 

b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systemen erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Während des Semesters können in Ergänzung zu den jeweiligen Prüfungsleistungen bis zu fünf kleine 
Leistungen in Form von Präsentationen oder Kurzarbeiten angeboten werden. 2Die Teilnahme der Stu-
dierenden ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Leistungen während 
des Semesters erfolgreich teilgenommen, wird das erreichte Ergebnis bei der Bewertung der Prüfungs-
leistung als Bonus berücksichtigt. 4Der Anteil der Leistung beziehungsweise Leistungen darf maximal zu 
20 vom Hundert in die Prüfungsnote eingehen. 5Die Anzahl sowie die Bewertung der Leistungen ist von 
den Prüfenden zu Beginn des Semesters anzugeben. 6Die Bestnote für die Prüfungsleistung kann auch 
ohne die Teilnahme an den Leistungen erreicht werden. 7Eine Nichtteilnahme an einzelnen Leistungen 
beziehungsweise ein Nichtbestehen einzelner Leistungen führt nicht zu einer Verschlechterung der Ge-
samtbewertung der Prüfungsleistung. 8Die ergänzenden Leistungen sind so zu gestalten, dass der inner-
halb des jeweiligen Moduls in den Anlagen vorgesehene Zeitaufwand für Präsenz- und Selbststudium 
(Leistungspunkte) eingehalten wird. 

(7) 1Testate können ergänzend zur Bewertung einer Prüfungsleistung herangezogen werden. 2Sie sind ge-
nau einer Prüfungsleistung zugeordnet und dienen der studienbegleitenden Kontrolle des Lernfortschritts. 
3In die Bewertung des Testats können Einzelkriterien wie Hausübungen oder mündliche beziehungs-
weise schriftliche Kurzprüfungen eingehen. 4Testatbewertungen werden nicht explizit im Zeugnis ausge-
wiesen, sie gehen nach Maßgabe des oder der Prüfenden in die Bewertung der Prüfungsleistung mit ei-
nem Gewicht von maximal 25 vom Hundert ein. 5Ein Bestehen der Prüfung muss auch ohne Testatbe-
wertung möglich sein. 6Erworbene Testatbewertungen können nach Maßgabe des oder der Prüfenden 
erhalten bleiben, auch wenn die Prüfungsleistung nicht bestanden wurde. 7Die Modalitäten zur Durchfüh-
rung von Testaten und ihre Einbeziehung in die Prüfungsnoten sind von der oder dem zuständigen Prü-
fenden bis spätestens zu Veranstaltungsbeginn durch Aushang bekannt zu geben. 
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§ 6a  Digitale Prüfungsformate 
(1) 1Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, können nach Ermessen der Prüfenden und mit Zu-

stimmung des nach § 3 zuständigen Organs in digitaler Form und ohne Verpflichtung, persönlich in ei-
nem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 2Hierunter fallen 
schriftliche, mündliche, praktische sowie sonstige Prüfungen und Prüfungsarten, die ganz oder teilweise 
in digitaler Form, nämlich unter Einsatz von Computern oder anderen elektronischen Geräten, zur Verfü-
gung gestellt, abgegeben oder durchgeführt werden. 3Soll eine Prüfung als digitale Prüfung abgenommen 
werden, so sind die Studierenden über die Durchführung in digitaler Form zu informieren. 4§ 6 Absatz 3 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) 1Spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn sind Studierende zu informieren 
a) über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Absatz 3 gemäß Formular Daten-

schutzhinweise, 
b) über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, die für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen 
einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach Absatz 6 oder Videokonferenz 
nach Absatz 4 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 

c) über die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
2Es soll für die Studierenden die Möglichkeit geschaffen werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die 
Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung auszuprobieren. 

(3) 1Im Rahmen digitaler Prüfungen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Au-
thentifizierung nach Absatz 5 und der Prüfungsaufsicht nach Absatz 6. 3Die Hochschule stellt sicher, 
dass die bei der Durchführung einer digitalen Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Ein-
klang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 4Die zu Prüfenden sind in präziser, 
transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu wel-
chem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht werden. 5Auf 
die Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) 1Bei digitalen Prüfungen sind Lernmanagementsysteme, Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme 
und andere technische Hilfsmittel so zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektroni-
schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden Voraussetzungen erfol-
gen: 

a) die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prüfung 
nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbin-
dung von Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

b) die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem Zeitpunkt 
beeinträchtigt, 

c) die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Informatio-
nen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

d) eine vollständige Deinstallation ist nach der elektronischen Prüfung möglich. 
(5) 1Vor Beginn einer digitalen Prüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe eines gültigen Legitimationspa-

pieres, das nach Aufforderung vorzuzeigen ist, oder einer sonstigen geeigneten Authentifizierung oder 
eines Authentifizierungsverfahrens. 2Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung 
verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 3Perso-
nenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 4Die Studierenden sind 
darauf hinzuweisen, dass für die Authentifizierung nicht erforderliche Angaben auf dem Legitimationspa-
pier abgeklebt werden können. 5Die Authentifizierung der Prüfungsteilnehmenden im virtuellen Prüfungs-
raum muss einzeln und damit unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden erfolgen. 
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(6) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer digitalen Prüfung sind die Studierenden 
dazu zu verpflichten, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kommunikations-
einrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Die Videoaufsicht ist so auszugestalten, dass die Kamerabil-
der der Prüfungsteilnehmenden ausschließlich für das Aufsichtspersonal sichtbar sind. 3Virtuelle Hinter-
gründe können untersagt werden. 4Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, dass der Persönlich-
keitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken er-
forderlich eingeschränkt werden (sog. Übersichtskontrolle). 5Eine verdachtsunabhängige Raumüberwa-
chung ist unzulässig. 6Bei konkretem Täuschungsverdacht können individuelle Einzelkontrollen stattfin-
den, wobei die betroffenen Personen hierüber unverzüglich zu informieren sind. 7Einzelkontrollen sind 
unter Ausschluss der übrigen Prüfungsteilnehmenden in sog. Breakout-Räumen durchzuführen. 8Die Vi-
deoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 9Eine automatisierte Auswertung von Bild- 
oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 10Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige 
Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zulässig. 11Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 12Zur Video-
aufsicht dürfen ausschließlich die an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zentral zugelas-
senen Videokonferenzsysteme verwendet werden. 13Bei digitalen Prüfungen kann von den Studierenden 
eine Versicherung an Eides statt verlangt werden, wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig 
und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 14Sofern eine solche Erklärung verlangt und nicht 
eingereicht wird, wird die Prüfung als nicht bestanden gewertet. 15Der Ablauf und die wesentlichen In-
halte der elektronischen Fernprüfung werden von einer prüfenden oder beisitzenden Person protokolliert. 

(7) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermittlung der 
Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer schriftlichen Prüfung tech-
nisch nicht durchführbar, wird die Prüfung vorzeitig beendet; im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird 
die Prüfungsleistung nicht gewertet und der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 2Dies gilt nicht 
bei einer geringfügigen Störung. 3Kann den Studierenden nachgewiesen werden, dass sie die Störung zu 
verantworten haben, kann das nach § 3 zuständige Organ den Prüfungsversuch als nicht bestanden wer-
ten. 4Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen oder praktischen Prüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 5Dauert die technische Störung an, so-
dass die mündliche oder praktische Prüfung nicht ordnungsgemäß fortgesetzt werden kann, wird die Prü-
fung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
§ 6b  Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
(1) 1Die Prüfenden legen fest, ob die Nutzung von KI-Systemen in der konkreten Studien- oder Prüfungsleis-

tung zulässig ist und welche Aspekte die Offenlegung umfassen soll (Nennung der verwendeten KI-Sys-
teme, die betroffenen Teile der Arbeit, Verwendungszweck der Nutzung etc.). 2Diese Vorgabe ist den zu 
prüfenden Personen rechtzeitig mitzuteilen. 3Die Nutzung von KI-Systemen muss den Vorgaben der gel-
tenden Regelungen, insbesondere der KI-Richtlinie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, 
entsprechen. 

(2) Ein verpflichtender Einsatz von KI-basierten Systemen in Studien- oder Prüfungsleistungen ist nur zuläs-
sig, sofern deren Nutzung allen zu prüfende Person gleichermaßen diskriminierungsfrei, unentgeltlich so-
wie ohne die verpflichtende Preisgabe personenbezogener Daten oder die Verletzung von Urheberrech-
ten oder sonstigen Rechten Dritter möglich ist und die geltenden Regelungen, insbesondere die KI-Richt-
linie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, eingehalten werden. 

(3) Die unzulässige Nutzung von KI-Systemen stellt einen Täuschungsversuch im Sinne des § 18 Absatz 1 
dar. 

 
§ 7  Masterarbeit 
(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus der Masterarbeit und gegebenenfalls einer mündlichen Prüfungs-

leistung und/oder einer Studienleistung entsprechend Anlage 1. 2Sieht Anlage 1 eine mündliche Leistung 
vor, die zeitlich nach Abgabe der Arbeit stattfindet, sollte diese im angemessenen Zeitraum nach Ab-
schluss der Begutachtung der schriftlichen Arbeit durchgeführt werden. 3Die Masterarbeit soll zeigen, 
dass die zu prüfende Person in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem 
Fach eigenständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 4Für das bestandene Modul Mas-
terarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) Das Thema der Masterarbeit muss dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 1 Satz 2) und dem für die Bearbei-
tung zur Verfügung stehenden Zeitraum nach Absatz 4 angemessen sein. 
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(3) 1Das Thema kann einmal innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
2Eine erneute Anmeldung nach Rückgabe des Themas muss innerhalb von sechs Monaten erfolgen. 3Er-
folgt eine Anmeldung nicht innerhalb dieser Frist, wird ein von der Erstprüferin oder dem Erstprüfer fest-
gelegtes Thema mit einer nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 1 festgesetzten Bearbeitungsfrist zugestellt. 
4§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Masterarbeit ist binnen sechs Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Die Masterarbeit soll innerhalb 
von sechs Wochen, spätestens nach zehn Wochen, von den beiden Prüfenden bewertet werden. 

(5) 1Bei der Abgabe der Masterarbeit ist schriftlich zu versichern, dass 
a) die Arbeit eigenständig und unter Beachtung der im jeweiligen Fach geltenden wissenschaftlichen 

Standards verfasst wurde, 
b) keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, 
c) alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als 

solche kenntlich gemacht sind und 
d) die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

2Die in Satz 1 Buchstabe a versicherte Eigenständigkeit erstreckt sich auch auf Inhalte, die unter Einsatz 
von KI-basierten Systeme erstellt wurden. 3Diese Inhalte wurden einer eigenständigen Prüfung auf wis-
senschaftliche Plausibilität unterzogen. 

(6) 1Der Ablauf des Prüfungsverfahrens im Modul Masterarbeit ergibt sich aus der Modulbeschreibung im 
Modulkatalog. 2Beinhaltet das Modul Masterarbeit nach Anlage 1 mehr als eine Prüfungsleistung, muss 
jede Prüfungsleistung für sich bestanden sein. 3Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung, 
müssen alle Prüfungsleistungen in dem Modul wiederholt werden. 4Die Note setzt sich entsprechend der 
Gewichtungen nach Anlage 1 zusammen. 

(7) 1Die Masterarbeit ist in deutscher Sprache, nach Maßgabe der Anlage 1 sowie in Absprache mit den Prü-
fenden auch in englischer Sprache abzufassen. 2Darüber hinaus kann im begründeten Einzelfall die Ab-
fassung in einer anderen Sprache zugelassen werden. 3Über Anträge gemäß Satz 2 beschließt das nach 
§ 3 zuständige Organ spätestens mit der Entscheidung über die Zulassung (§ 12). 

(8) Die Erstprüferin beziehungsweise der Erstprüfer der Masterarbeit muss Mitglied der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät sein. 

 
§ 8  Bestehen und Nichtbestehen der Masterprüfung 
(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die Module, die in § 4 in Verbindung mit Anlage 1 genannt wer-

den, bestanden worden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 
(2) 1Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung aus Pflicht- und Wahlpflichtmodulen, die nach § 4 erforderlich ist, gemäß § 14 nicht mehr 
möglich ist oder bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des zweiten Fachsemesters 
keine 20 Leistungspunkte und des vierten Fachsemesters keine 60 Leistungspunkte erreicht worden 
sind. 2Über die endgültig nicht bestandene Masterprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1Das nach § 3 zuständige Organ kann auf Antrag des oder der Studierenden aus wichtigen Gründen eine 
angemessene Fristverlängerung gewähren, wenn die 20 Leistungspunkte bis zum Ende des Prüfungs-
zeitraums gemäß Anlage 3 des zweiten Fachsemesters und wenn die 60 Leistungspunkte am Ende des 
vierten Fachsemesters nicht erreicht wurden. 2Die wichtigen Gründe sind entsprechend den Vorgaben in 
§ 15 Absatz 6 anzuzeigen und glaubhaft zu machen. 

 
§ 9  Zusätzliche Module und Prüfungen 
(1) 1Studierende können sich über die in Anlage 1 genannten Prüfungsleistungen hinaus weiteren als den für 

die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen Prüfungen dieses Studiengangs unterziehen 
(Zusatzprüfungen). 2Gleiches gilt für zusätzlich absolvierte Module dieses Studiengangs (Zusatzmodule). 
3Auf Antrag an das nach § 3 zuständige Organ können auch Prüfungen und Module außerhalb des Studi-
engangs absolviert werden, wenn die Zustimmung der oder des Prüfenden vorliegt. 

(2) Die Ergebnisse von Zusatzprüfungen sowie von Zusatzmodulen werden auf Antrag an das nach § 3 zu-
ständige Organ in die Abschlussdokumente und die sonstigen Dokumente gemäß § 21 aufgenommen, 
jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 
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§ 10  Anerkennung bereits erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen und Anrechnung 
außerhochschulisch erworbener Kompetenzen 
(1) Unter den nachfolgend bestimmten Voraussetzungen können bereits erbrachte Studien- und Prüfungs-

leistungen anerkannt und außerhochschulisch erworbene Kompetenzen angerechnet werden. 
(2) 1Anträge auf Anerkennung beziehungsweise Anrechnung sollen zu Beginn des Studiums gestellt werden. 

2Der Antrag ist an das nach § 3 zuständige Organ oder an eine durch dieses Organ beauftragte Stelle zu 
richten. 3Über den Antrag ist in der Regel binnen sechs Wochen von dem nach § 3 zuständigen Organ 
oder einer von diesem beauftragen Stelle zu entscheiden. 4Die Frist beginnt mit dem Vorliegen aller für 
die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. 

(3) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule im In- oder Ausland erbracht wurden, werden 
nach Maßgabe des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region von 11. April 1997 (Lissaboner Konvention) anerkannt, wenn keine wesentli-
chen Unterschiede zu den Kompetenzen, die in den nach dieser Prüfungsordnung zu erbringenden Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erworben werden, bestehen. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der oder des 
Prüfenden, eines Mitglieds der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, das nach § 5 in dem Mo-
dul, für das die Anerkennung beantragt wird, prüfungsberechtigt ist, oder der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen einzuholen. 3Die Beweislast für wesentliche Unterschiede trägt die Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität Hannover. 4Das Verfahren regelt der Orientierungsrahmen zur Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover. 

(4) 1Außerhalb des Studiums erworbene berufliche Kompetenzen werden in einem Umfang von bis zu 50 
vom Hundert der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet, wenn sie den Lernzielen im zu 
ersetzenden Teil des Studiums nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 2Das Verfahren regelt der Ori-
entierungsrahmen für die Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Studien- und/oder Prüfungsleistungen aus dem Inland werden die Noten über-
nommen, bei abweichender Notenskala umgerechnet oder bei unvergleichbaren Notensystemen unbe-
notet übernommen. 2Die auf die anerkannten Leistungen entfallenden Studienzeiten werden anerkannt. 
3Handelt es sich um curriculare Leistungen nach Anlage 1, werden Leistungspunkte entsprechend der 
Anlage vergeben. 4Sind die anerkannten Leistungen nicht Bestandteil der Anlage 1, werden in der Regel 
die Leistungspunkte der Erbringungshochschule übernommen. 5Aus dem Ausland anerkannte Prüfungs-
leistungen bleiben immer unbenotet. 

(6) Die Anrechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen erfolgt in der Regel unbenotet. 
(7) 1Studien- und/oder Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines Studiums an der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover erbracht wurden, werden von Amts wegen in diesem Studiengang anerkannt, so-
fern sie Bestandteil des Curriculums nach Anlage 1 sind. 2Dies beinhaltet bei Prüfungsleistungen auch 
nicht bestandene Versuche. 

(8) 1Die Entscheidung über die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung oder die Nichtanerkennung 
beziehungsweise die Nichtanrechnung ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller in Textform mitzutei-
len; § 23 Absatz 1 ist zu beachten. 2Die Anerkennung beziehungsweise die Anrechnung wird in den Ab-
schlussunterlagen gekennzeichnet. 

 
§ 11  Fernstudium 
Durch Beschluss des nach § 3 zuständigen Organs können ausgewählte Module auch als Fernstudien-mo-
dule angeboten werden. 
 
 

Dritter Teil: Prüfungsverfahren 
 
§ 12  Zulassung zu Prüfungsleistungen 
(1) 1Für Prüfungen in Masterstudiengängen ist unter Berücksichtigung von Absatz 2 zugelassen, wer in dem 

betreffenden Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 
2Weitere Zulassungsvoraussetzungen zu einzelnen Prüfungsleistungen sind Anlage 1 zu entnehmen. 

(2) Die Zulassung für Prüfungen in Masterstudiengängen wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studi-
engang, insbesondere in einem der Studiengänge Wirtschaftswissenschaft, Betriebswirtschaftslehre oder 
Volkswirtschaftslehre, kein Prüfungsanspruch mehr besteht.  
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§ 13  Anmeldung 
1Für den Antritt zu einer Prüfungsleistung und zur Wiederholung einer Prüfungsleistung ist innerhalb des 
Zeitraums gem. Anlage 3.1 eine gesonderte Anmeldung erforderlich. 2Auf Antrag an das nach § 3 zustän-
dige Organ kann eine Anmeldung in Ausnahmefällen auch außerhalb dieses festgesetzten Zeitraumes zuge-
lassen werden. 3Die Anmeldung/Zulassung zur Masterarbeit impliziert eine Anmeldung zu allen nach Anlage 
1 in diesem Modul erforderlichen Prüfungsleistungen. 4Das nach § 3 zuständige Organ kann festlegen, dass 
zu einzelnen Studienleistungen ebenfalls eine Anmeldung erforderlich ist. 
 
§ 14  Wiederholung 
(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-

tung kann zweimal wiederholt werden. 3Prüfungsleistungen im Modul Masterarbeit sowie die Studienar-
beiten können abweichend davon nur einmal wiederholt werden. 4Als Beginn einer Prüfungsleistung gilt 
die erste Teilnahme an der Prüfung oder die Ausgabe des Themas. 5Begonnene Prüfungsleistungen aus 
Pflichtmodulen und aus Wahlpflichtmodulen sind zu wiederholen, bis sie bestanden sind oder eine Wie-
derholung nach Satz 2 oder Satz 3 nicht mehr möglich ist. 6Nicht bestandene Prüfungsleistungen aus 
Wahlmodulen müssen nicht wiederholt werden; sie können durch andere Wahlmodule ersetzt werden. 
7§ 19 Absatz 2 Satz 2 und § 19 Absatz 3 Satz 3 bleiben unberührt. 

(2) Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, müssen im Falle des Nichtbeste-
hens der gesamten Prüfungsleistung alle Teilprüfungsleistungen wiederholt werden. 

(3) 1Wiederholungen von Prüfungsleistungen können nach Wahl der oder des Prüfenden in einer anderen, in 
dem Modul nach Anlage 1 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 2Die Bekanntgabe der Prü-
fungsform muss spätestens zu Beginn der Anmeldefrist (§ 13 Satz 1) erfolgen. 

(4) 1In der letzten Wiederholung einer Prüfungsleistung darf für eine tatsächlich erbrachte Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) die Note „nicht ausreichend“ oder bei unbenoteten Klausuren (mit oder ohne 
Antwortwahlverfahren) die Bewertung „nicht bestanden“ nur nach einer Ergänzungsprüfung erteilt wer-
den. 2Diese Ergänzungsprüfung, deren Inhalt sich auf den Inhalt der vorausgegangenen Klausur (mit 
oder ohne Antwortwahlverfahren) beziehen muss, wird in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses abgenommen. 3Wird die Ergänzungsprüfung als mündliche Prüfung 
durchgeführt, muss an der Prüfung neben der oder dem Prüfenden eine Beisitzerin oder ein Beisitzer teil-
nehmen. 4Eine mündliche Ergänzungsprüfung soll die Dauer von maximal 20 Minuten grundsätzlich nicht 
überschreiten. 5Die Ergänzungsprüfung kann mit Ausnahme einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahl-
verfahren) auch in einer anderen, in § 6 Absatz 2 genannten Prüfungsform abgenommen werden. 6Nach 
der Ergänzungsprüfung kann im Falle des Bestehens der Prüfungsleistung nur die Note „ausreichend 
(4,0)" oder bei unbenoteten Prüfungsleistungen nur die Bewertung „bestanden“ vergeben werden. 7Die 
Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 18 
Anwendung gefunden hat. 8Studierende sind nach Bekanntgabe des Ergebnisses einer Klausur (mit oder 
ohne Antwortwahlverfahren) im letzten Wiederholungsversuch mindestens drei Wochen vor der Ergän-
zungsprüfung zu dieser zu laden. 9§ 15 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend. 10Diese Regelung gilt ein-
malig für die Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), die als erste letzten Wiederholungsversuch 
mit „nicht ausreichend" beziehungsweise „nicht bestanden" bewertet wird. 

 
§ 15  Versäumnis, Rücktritt, Fristverlängerung 
(1) Die nachfolgenden Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Prüfungsleistungen. 
(2) 1Eine Abmeldung von einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) kann bis sieben Kalendertage 

vor Beginn der Prüfung erfolgen. 2Eine Abmeldung von einer mündlichen Prüfung oder einer sportprakti-
schen Präsentation kann bis einen Kalendertag vor Beginn der Prüfung erfolgen. 3Die Abmeldung von 
allen übrigen in der Anlage 2 genannten Prüfungsformen ist bis zum Beginn der Prüfungsleistung mög-
lich. 4Ausgenommen hiervon ist eine Themenrückgabe, wenn diese innerhalb der nach § 7 Absatz 3 be-
ziehungsweise für eine Studienarbeit nach Anlage 2 erlaubten Frist erfolgt. 

(3) 1Als Beginn einer Prüfung gilt bei Prüfungsleistungen mit Abgabeterminen die Ausgabe des Themas. 
2Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(4) 1Die Abmeldung nach Absatz 2 Satz 1 ist bei Klausuren (mit oder ohne Antwortwahlverfahren) online im 
Prüfungssystem vorzunehmen. 2Bei mündlichen Prüfungen und sportpraktischen Präsentationen ist die 
Abmeldung nach Absatz 2 Satz 2 schriftlich, per E-Mail oder in einer von der oder dem Prüfenden festge-
legten Form gegenüber dieser oder diesem zu erklären. 3Die Form der Abmeldung nach Satz 2 gilt auch 
für Prüfungsleistungen nach Anlage 2, für die eine Themenausgabe erfolgt. 
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(5) Versäumt die zu prüfende Person den vor Beginn der Prüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer 
festgesetzten Abgabetermin, tritt sie oder er von einer Prüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück, 
erscheint sie oder er nicht zum Prüfungstermin einer Klausur (mit oder ohne Antwortwahlverfahren), 
mündlichen Prüfung oder einer sportpraktischen Präsentation oder tritt erst nach Ablauf der in Absatz 2 
Satz 1 und 2 definierten Frist zurück, wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewer-
tet. 

(6) 1Abweichend von Absatz 5 gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis 
oder den Rücktritt wichtige Gründe unverzüglich schriftlich gegenüber dem nach § 3 zuständigen Organ 
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Im Krankheitsfall ist ein ärztliches und auf Verlangen des 
nach § 3 zuständigen Organs aus wichtigem Grund ein amtsärztliches Attest vorzulegen. 3Das Attest 
muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchtigung sowie eine Aussage über die daraus fol-
gende Beeinträchtigung für die jeweilige Prüfung enthalten. 4Hierfür kann das auf der Webseite der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bereitgestellte Formular verwendet werden. 5Die Entschei-
dung über die Anerkennung der wichtigen Gründe trifft das nach § 3 zuständige Organ innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Attestes. 6Sätze 2 und 5 gelten entsprechend für die Krankheit und dazu 
notwendige Betreuung einer oder eines nahen Angehörigen. 7Nahe Angehörige sind eigene Kinder, El-
tern, Großeltern sowie Ehe- und Lebenspartner und deren Kinder. 

(7) 1Wird ein wichtiger Grund für das Versäumnis eines Abgabetermins glaubhaft nachgewiesen, kann das 
nach § 3 zuständige Organ die Bearbeitungsdauer um insgesamt höchstens ein Drittel der vorgesehenen 
Bearbeitungsdauer verlängern. 2Eine Verlängerung darüber hinaus ist nur in begründeten Einzelfällen 
zulässig. 3Ist eine weitere Verlängerung der Bearbeitungsdauer unverhältnismäßig, kann das nach § 3 
zuständige Organ entscheiden, dass ein neues Thema ausgegeben wird. 4Die Prüfungsleistung gilt in 
diesem Fall als nicht unternommen. 

(8) 1Besteht eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung aus mehreren Teilen, gilt diese als begonnen, sofern 
an der ersten Teilprüfungsleistung teilgenommen oder diese angetreten und abgebrochen oder für diese 
ein Thema ausgegeben wurde. 2Melden sich Studierende von der ersten Teilprüfungsleistung einer Ver-
anstaltungsbegleitenden Prüfung ab, gilt diese Abmeldung für die gesamte Prüfung. 3Versäumt die zu 
prüfende Person bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung, die aus mehreren Teilen besteht, einen 
vor Beginn der Teilprüfungsleistung von der Prüferin oder dem Prüfer festgesetzten Abgabetermin, tritt 
sie oder er von einer Teilprüfungsleistung erst nach deren Beginn zurück oder erscheint sie oder er nicht 
zu einem Prüfungstermin, wird die betreffende Teilprüfungsleistung mit „nicht bestanden“ bewertet und 
geht gemäß § 17 Absatz 3 in die Gesamtbewertung der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein. 4Wird 
für das Versäumnis einer Teilprüfungsleistung einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung ein wichtiger 
Grund gemäß Absatz 6 nachgewiesen, führt dies zu einem Rücktritt von der gesamten Veranstaltungsbe-
gleitenden Prüfung. 

 
§ 16  Prüfungsmodalitäten in Härtefällen 
1Das nach § 3 zuständige Organ ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde, gravierende Beein-
trächtigung durch ein fachärztliches Attest beziehungsweise eine von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten ausgestellten Bescheinigung nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer 
Form, zu anderen Terminen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 2Bei Nachweis anderer wichtiger 
Gründe, insbesondere in Fällen des Mutterschutzgesetzes und der Elternzeit, ist entsprechend zu verfahren. 
 
§ 17  Bewertung von Prüfungsleistungen 
(1) 1Prüfungsleistungen, mit Ausnahme der Masterarbeit sowie der Studienarbeit, werden von den Prüfen-

den in der Regel binnen eines Monats bewertet, weitere Regelungen ergeben sich aus der Anlage 3.2. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Studienleistungen sowie unbenotete Prüfungsleistun-
gen werden mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. 

 4Bei der Benotung von Prüfungsleistungen sind folgende Notenstufen zu verwenden: 
1,0; 1,3 = „sehr gut“ = eine besonders hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 = „gut“ = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 
3,7; 4,0 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend" bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden.  



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 03.08.2026 07/2026 

Seite 190 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie nur bestanden, wenn beide Prüfende 
die Prüfungsleistung mit „bestanden“, „ausreichend“ oder besser bewerten. 2Die Note errechnet sich in 
diesem Fall aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 3§ 20 Absatz 3 Satz 
4 gilt entsprechend. 

(3) 1Bei einer Veranstaltungsbegleitenden Prüfung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die einzelnen Teilprü-
fungsleistungen entsprechend der Notenstufen gemäß Absatz 1 bewertet. 2Anhand der vorgegebenen 
Gewichtung der einzelnen Noten wird die Gesamtnote der Veranstaltungsbegleitenden Prüfung entspre-
chend § 20 Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 gebildet. 3Die Veranstaltungsbegleitende Prüfung ist bestanden, 
wenn die errechnete Gesamtnote 4,0 oder besser ergibt. 4Dabei ist es unerheblich, ob einzelne Teilprü-
fungsleistungen nicht bestanden wurden. 

(4) 1Wenn eine Prüfung in Form einer „Hausarbeit mitmündlicher Leistung (HM)“ absolviert wird, müssen 
beide Teilprüfungsleistungen für sich bestanden sein. 2Als Note dieser Prüfungsleistung wird nur die 
schriftliche Hausarbeit zugrunde gelegt. 

(5) 1Eine nach dem Antwortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte 
Prüfung ist bestanden, wenn die zu prüfende Person mindestens 50 vom Hundert der maximal zu verge-
benden Punkte erreicht hat (absolute Bestehensgrenze). 2Abweichend davon wird in den Fällen, in denen 
der Mittelwert aller Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist als die absolute Bestehensgrenze, 
der so ermittelte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. 3Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse werden die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jeder zu prü-
fenden Person addiert. 

(6) 1Hat die zu prüfende Person bei Leistungen nach dem Antwortwahlverfahren die für das Bestehen der 
Prüfung erforderliche Mindestzahl an Punkten nach Absatz 4 erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn mindestens 95 vom Hundert, 
1,3 = „sehr gut“, wenn mindestens 90 vom Hundert, 
1,7 = „gut“, wenn mindestens 85 vom Hundert 
2,0 = „gut“, wenn mindestens 80 vom Hundert, 
2,3 = „gut“, wenn mindestens 75 vom Hundert, 
2,7 = „befriedigend“, wenn mindestens 70 vom Hundert, 
3,0 = „befriedigend“, wenn mindestens 65 vom Hundert, 
3,3 = „befriedigend“, wenn mindestens 60 vom Hundert, 
3,7 = „ausreichend“, wenn mindestens 55 vom Hundert und 
4,0 = „ausreichend“, wenn die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht wurden. 2Hat die zu prüfende Person die für das Bestehen der Prü-
fung erforderliche Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht ausreichend“. 

 
§ 18  Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Eine Täuschungshandlung liegt vor, wenn eine eigenständige und reguläre Prüfungsleistung vorgespie-

gelt wird, obwohl in Wahrheit unerlaubte beziehungsweise nicht offengelegte Hilfen genutzt werden. 2Als 
nicht zugelassene Hilfsmittel gelten auch elektronische Kommunikationsgeräte oder der nicht erlaubte 
Einsatz von KI-Systemen. 3Ebenso ist das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel nach Beginn der Leis-
tung stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. 

(3) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Leistung als „nicht bestanden“. 2Gleiches gilt beim Ausschluss von einer Prüfungsleistung 
im Falle eines Ordnungsverstoßes. 3In beiden Fällen bleibt § 14 unberührt. 4In besonders schwerwiegen-
den Fällen – insbesondere bei einem wiederholten Verstoß nach Satz 1 oder einem Plagiat – kann das 
nach § 3 zuständige Organ die gesamte Masterprüfung als endgültig nicht bestanden erklären. 

 
§ 19  Leistungspunkte für Module 
(1) 1Die in Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte für ein Modul werden vergeben, wenn die zugehörigen 

Studienleistungen erbracht und die geforderten Prüfungsleistungen bestanden oder mit „ausreichend“ 
oder besser benotet wurden. 2Für Module, die nach Anlage 1 in Form von modulübergreifenden Prüfun-
gen abgeprüft werden (Modulgruppe), werden Leistungspunkte erst nach Bestehen der modulübergrei-
fenden Prüfung vergeben. 
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(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in Anlage 1 genannten Leistungspunkte bestanden. 2Eine Modulgruppe 
ist bestanden, wenn alle zur Prüfung gehörenden Module und die modulübergreifende Prüfung bestan-
den worden sind. 

(3) 1In Bereichen jenseits der Pflichtmodule nach Anlage 1 können jeweils mehr Module gewählt und abge-
legt werden als zur Erlangung der notwendigen Leistungspunkte notwendig sind. 2Die Berechnung der 
Gesamtnote regeln § 20 Absatz 1 bis Absatz 3. 3Sind die für die Gesamtprüfung erforderlichen Leistungs-
punkte erreicht und ist die erforderliche Anzahl an Wahlpflichtmodulen und/oder Wahlmodulen bestan-
den, kann das Prüfungsverfahren in den übrigen begonnenen und noch nicht bestandenen Wahlpflicht-
modulen oder Wahlmodulen auf Antrag abgebrochen werden. 

(4) Ein Kompetenzbereich ist bestanden, wenn alle ihm zugehörigen Module gemäß Anlage 1 bestanden 
oder die Anzahl der gemäß Anlage 1 erforderlichen Leistungspunkte erbracht wurden. 

 
§ 20  Gesamtnotenbildung 
(1) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 werden die bestandenen und benoteten Pflichtmodule 

sowie die bestandenen und benoteten Wahlpflicht- und Wahlmodule mit den besten Bewertungen heran-
gezogen, soweit die Studierende oder der Studierende nichts Anderes beantragt hat. 2Die übrigen be-
standenen Wahlpflicht- und Wahlmodule werden als Zusatzmodule gemäß § 9 behandelt. 

(2) 1Zur Berechnung der Gesamtnote nach Absatz 3 dürfen nur die Noten der Module berücksichtigt werden, 
die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 4 erforderlich sind. 2Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls, das zum Erreichen der nach § 4 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine ge-
ringfügige Überschreitung dieser Punktezahl ergibt, werden die Module bei der Berechnung der Gesamt-
note entsprechend Absatz 3 einbezogen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Masterprüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller nach Maßgabe von § 17 
Absatz 1 und Absatz 2 benoteten Module. 2Dabei werden, soweit nicht in Anlage 1 besondere Gewich-
tungen ausgewiesen sind, gewichtend die darin aufgeführten Leistungspunkte verwendet. 3Die Gesamt-
note lautet 

- bei einem Durchschnitt bis 1,5: „sehr gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5: „gut“, 
- bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5: „befriedigend“, 
- bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0: „ausreichend“ und 
- bei einem Durchschnitt über 4,0: „nicht bestanden“. 

4Bei der Bildung der Gesamtnote nach Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Lautet die Gesamtnote der Masterprüfung mindestens 1,3 und ist die Masterarbeit mindestens mit der 
Note 1,3 bewertet, so wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ verliehen und auf den Dokumenten gemäß 
§ 21 vermerkt. 

(5) 1Die Modulnote wird als arithmetisches Mittel aus allen zum Modul gehörenden benoteten Prüfungsleis-
tungen gebildet. 2Sofern in Anlage 1 besondere Gewichte ausgewiesen sind werden diese für die Be-
rechnung der Modulnote herangezogen. 3Entsprechend Absatz 3 Satz 4 wird bei der Modulnote nur die 
erste Stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) Die Kompetenzbereichsnote wird entsprechend Absatz 3 aus den Noten der im Rahmen des Kompetenz-
bereiches bestandenen benoteten Prüfungsleistungen oder Modulen gebildet. 

 
§ 21  Zeugnisse und Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Masterprüfung werden eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad 

sowie Abschlussunterlagen ausgestellt. 2Die Abschlussunterlagen bestehen aus einem Zeugnis und ei-
nem Verzeichnis der bestandenen Module. 3Ferner erhalten die Studierenden ein Diploma Supplement 
und eine Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung (Einstufungstabelle) sowie auf Antrag an 
das Prüfungsamt eine Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average 
(GPA). 
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(2) 1Das Zeugnis gibt die Kompetenzbereiche und deren Noten, den Titel der Masterarbeit und deren Note 
sowie die erworbenen Leistungspunkte und die Gesamtnote der Prüfung sowie gegebenenfalls das Prä-
dikat „mit Auszeichnung“ (§ 20 Absatz 4) an. 2Sieht Anlage 1 Gliederungsebenen vor, werden diese auf 
dem Zeugnis abgebildet. 3Das Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich des Moduls „Master-
arbeit“) weist die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie Bewertung der Prü-
fungsleistungen aus. 4Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Als Tag des Bestehens der 
Masterprüfung wird auf allen Dokumenten der Tag angegeben, an dem das letzte nach § 20 Absatz 1 für 
die Berechnung der Gesamtnote relevante Modul erbracht worden ist. 6Das Ausstellungsdatum für alle 
Abschlussdokumente ist das Tagesdatum des Drucks. 

(3) 1Das Diploma Supplement enthält eine Beschreibung der durch den Studiengang erworbenen Qualifikati-
onen sowie die gemäß § 20 Absatz 3 ermittelte Gesamtnote und das Prädikat nach § 20 Absatz 4. 2Ab-
satz 2 Satz 3 bis Satz 5 gelten entsprechend. 

(4) 1Die Bescheinigung über die relative ECTS-Notenverteilung wird in Form einer Einstufungstabelle ausge-
stellt. 2Die Ermittlung basiert auf dem ECTS Users‘ Guide der Europäischen Kommission in der jeweils 
geltenden Fassung. 3Das nach § 3 zuständige Organ legt dazu innerhalb der Rahmenvorgaben des Prä-
sidiums die Parameter für die Kohortenbildung fest und stellt sie dem Prüfungsamt zur Verfügung. 

(5) 1Die Bescheinigung über die Gesamtnote des Studiums als Grade Point Average (GPA) weist die im 
Zeugnis nach Absatz 2 angegebenen Prüfungsleistungen zusätzlich in folgenden GPA-Notenwertäquiva-
lenten aus: 

Note Notenwertäquivalente 
1,0  = 4,0 
1,3  = 3,7 
1,7  = 3,3 
2,0  = 3,0 
2,3  = 2,7 
2,7  = 2,3 
3,0  = 2,0 
3,3  = 1,7 
3,7  = 1,3 
4,0  = 1,0. 

2Aus den Notenwertäquivalenten dieser Prüfungsleistungen werden gemäß § 20 Absatz 6 Notenwert-
äquivalente für die Modulnoten gebildet. 3Hierbei wird abweichend von § 20 Absatz 3 auf die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma aufgerundet. 4Anhand der Notenwertäquivalente dieser Module wird der 
GPA gemäß § 20 Absatz 1 und Absatz 2 als Durchschnitt der Notenwertäquivalente ermittelt. 5Bei der 
Bildung der Gesamtnote nach Satz 4 wird auf die erste Dezimalstelle hinter dem Komma aufgerundet. 

(6) 1Im Fall des § 8 Absatz 2 sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die bestandenen Prüfungsleistungen und Module, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Alle Noten werden als Dezimalzahl ausgewiesen. 3Die Bescheinigung weist 
gegebenenfalls darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(7) 1Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden in deutscher Sprache ausgestellt. 2Zusätzlich werden 
vom Prüfungsamt Übersetzungen in englischer Sprache ausgegeben. 

 
§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss einer Modulprüfung wird den Studierenden auf Antrag an das Prüfungsamt Einsicht in die 
vollständigen Prüfungsakten gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Bekanntgabe 
der Bewertung oder Aushändigung des Zeugnisses zu stellen. 
 
§ 23  Verfahrensvorschriften 
(1) Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich beziehungsweise in Textform zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der Betroffenen oder dem Betroffenen zuzustellen. 
(2) 1Gegen Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann die oder der 

Betroffene binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheids schriftlich bei dem nach § 3 zuständigen 
Organ Widerspruch erheben. 2Über den Widerspruch entscheidet das nach § 3 zuständige Organ. 
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(3) 1Bringt die zu prüfende Person in ihrem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet das nach § 3 zuständige Organ den Widerspruch der 
oder dem Prüfenden oder – im Falle der Bestellung von Erst- und Zweitprüfenden – beiden Prüfenden 
zur Stellungnahme zu. 2Ändert die oder der Prüfende oder ändern die Prüfenden die Bewertung antrags-
gemäß, so hilft das nach § 3 zuständige Organ dem Widerspruch ab. 3Anderenfalls überprüft das nach 
§ 3 zuständige Organ unter Berücksichtigung der Stellungnahme oder der Stellungnahmen die Bewer-
tung insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewer-

tet worden ist, oder ob 
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

(4) Über den Widerspruch ist binnen drei Monaten zu entscheiden. 
(5) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 
§ 24  Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 

Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 1. Oktober 2026 in Kraft. 
(2) 1Studierende, die sich an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in den Masterstudiengang 

Wirtschaftswissenschaft eingeschrieben haben, unterliegen ab Inkrafttreten den Regelungen dieser Prü-
fungsordnung. 2Über Ausnahmen in Bezug auf Anlage 1 entscheidet auf begründeten Antrag, der inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung zu stellen ist, das nach § 3 zuständige 
Organ. 3Gegebenenfalls erforderliche allgemeine Überführungsregeln werden vom nach § 3 zuständigen 
Organ in Ergänzung zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung beschlossen. 
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Anlagenverzeichnis 
 
Anlage 1: Kompetenzbereiche des Masterstudiengangs Wirtschaftswissenschaft 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Accounting, Taxation and Public Finance (Major) 
Anlage 1.1.a) Pflichtmodule 
Anlage 1.1.b) Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.1.c) Wahlmodule 
 
Anlage 1.2: Kompetenzbereich Accounting, Taxation and Public Finance (Minor) 
Anlage 1.2.a) Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.2.b) Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.2.c) Wahlmodule 
 
Anlage 1.3: Kompetenzbereich Economic Policy and Theory (Major) 
Anlage 1.3.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.3.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.3.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.4:  Kompetenzbereich Economic Policy and Theory (Minor) 
Anlage 1.4.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.4.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.4.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.5: Kompetenzbereich Data Science and Applied Econometrics (Major) 
Anlage 1.5.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.5.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.5.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.6: Kompetenzbereich Data Science and Applied Econometrics (Minor) 
Anlage 1.6.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.6.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.6.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.7: Kompetenzbereich Finance, Banking & Insurance (Major) 
Anlage 1.7.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.7.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.7.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.8: Kompetenzbereich Finance, Banking & Insurance (Minor) 
Anlage 1.8.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.8.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.8.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.9: Kompetenzbereich Health Economics (Major) 
Anlage 1.9.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.9.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.9.c): Wahlmodule 
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Anlage 1.10: Kompetenzbereich Health Economics (Minor) 
Anlage 1.10.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.10.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.10.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.11: Kompetenzbereich Information and Operations Management (Major) 
Anlage 1.11.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.11.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.11.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.12: Kompetenzbereich Information and Operations Management (Minor) 
Anlage 1.12.a): Pflichtmodule 
Anlage 1.12.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.13.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.13: Kompetenzbereich International Environment and Development Studies (Major) 
Anlage 1.13.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.13.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.13.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.14: Kompetenzbereich International Environment and Development Studies (Minor) 
Anlage 1.14.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.14.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.14.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.15: Kompetenzbereich Strategic Management (Major) 
Anlage 1.15.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.15.b): Wahlpflichtmodule 
Anlage 1.15.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.16: Kompetenzbereich Strategic Management (Minor) 
Anlage 1.16.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.16.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.16.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.17: Kompetenzbereich Wahlbereich 
Anlage 1.17.a): Pflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.17.b): Wahlpflichtmodule – entfällt – 
Anlage 1.17.c): Wahlmodule 
 
Anlage 1.18: Modul „Masterarbeit“ 
 
 
Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
Anlage 2.2: Glossar 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
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Anlage 1: Kompetenzbereiche des Masterstudiengangs Wirtschaftswissenschaft 
 
Das Masterstudium besteht aus acht verschiedenen Kompetenzbereichen, die alle sowohl als Major im Um-
fang von mindestens 50 Leistungspunkten als auch als Minor im Umfang von mindestens 20 Leistungspunk-
ten studierbar sind. 
Die acht Kompetenzbereiche können sich in Pflichtmodule, Wahlpflichtmodule und Wahlmodule gliedern. 
Näheres ist in der Anlage 1.1. bis Anlage 1.8.) geregelt. 
Die Studierenden müssen insgesamt mindestens 120 Leistungspunkte absolvieren, davon genau einen 
Kompetenzbereich im Umfang von mindestens 50 Leistungspunkten (Major), genau einen Kompetenzbe-
reich im Umfang von mindestens 20 Leistungspunkten (Minor), gegebenenfalls einen Wahlbereich sowie die 
Masterarbeit (30 Leistungspunkte). 
Die Pflichtmodule und die Wahlpflichtmodule der Kompetenzbereiche sind in den Anlagen 1.1. bis 1.8. auf-
geführt. Die Wahlmodule sind als Schemata dargestellt, deren Umfang und Zuordnung zu den Kompetenz-
bereichen sowie die Leistungspunkte des jeweiligen Moduls ergeben sich aus der Ankündigung des Lehr-
programms (Studienplan) bzw. dem Modulkatalog der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; aus der An-
kündigung ergeben sich auch die Formen der hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. 
Die beiden Kompetenzbereiche mit Angabe der Majors/Minors sind spätestens sechs Wochen vor dem 
Ende der Vorlesungszeit des ersten Semesters durch unwiderruflichen schriftlichen Antrag auszuwählen. 
Die aus dem ersten Semester vorliegende Angabe zum Kompetenzbereich Major/Minor kann bis spätestens 
sechs Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit des zweiten Semesters durch unwiderruflichen schriftli-
chen Antrag untereinander ausgetauscht werden. 
Bis zum Ende des Prüfungszeitraums gemäß Anlage 3 des zweiten Fachsemesters müssen 20 Leistungs-
punkte und des vierten Fach-semesters 60 Leistungspunkte erreicht worden sein. Bei Fristüberschreitung 
gilt § 8 Abs. 2.  
Die Module und deren Umfang und Zuordnung zu den Kompetenzbereichen sowie die Leistungspunkte des 
jeweiligen Moduls ergeben sich aus der Ankündigung des Lehrprogramms (Studienplan) bzw. dem Modulka-
talog der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; aus der Ankündigung ergeben sich auch die Formen der 
hierbei zu erbringenden Prüfungsleistungen. 
Die Masterarbeit ist in einem der beiden gewählten ökonomischen Kompetenzbereiche (Area) anzumelden. 
 
Anlage 1.1: Kompetenzbereich Accounting, Taxation and Public Finance (Major) 
Die Studierenden erwerben 10 Leistungspunkte aus Pflichtmodulen und mindestens 40 Leistungspunkte aus 
Wahlmodulen. Es müssen mindestens 5 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung 
(Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.1.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Analytical 
Accounting Analytical Accounting 1 bis 3 - - K 60 5 

Applied Economet-
rics for Taxation, 
Accounting and 
Public Finance 

Applied Econometrics for 
Taxation, Accounting and 
Public Finance 

1 bis 3 - - K 60 oder 
HA 5 

Summe: 10 

 
Anlage 1.1.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.1.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 40 

 
 
Anlage 1.2: Kompetenzbereich Accounting, Taxation and Public Finance (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage 1.2.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.2.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.2.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.3: Kompetenzbereich Economic Policy and Theory (Major) 
Die Studierenden erwerben 10 Leistungspunkte aus Pflichtmodule und mindestens 40 Leistungspunkte aus 
Wahlmodulen. Es müssen mindestens 5 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung 
(Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.3.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Microeconomics Microeconomics 1 bis 3 - - K 60 5 

Foundations of 
Economic Policy 

Foundations of Economic 
Policy 1 bis 3 - - K 60 5 

Summe: 10 

 
Anlage 1.3.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.3.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 40 
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Anlage 1.4: Kompetenzbereich Economic Policy and Theory (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage 1.4.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.4.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.5: Kompetenzbereich Data Science and Applied Econometrics (Major) 
Die Studierenden erwerben mindestens 50 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. Es müssen mindestens 5 
Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.5.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.5.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 50 

 
 
Anlage 1.6: Kompetenzbereich Data Science and Applied Econometrics (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage 1.6.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.6.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 
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Anlage 1.7: Kompetenzbereich Finance, Banking & Insurance (Major) 
Die Studierenden erwerben mindestens 50 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. Es müssen mindestens 10 
Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.7.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.7.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.7.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 50 

 
 
Anlage 1.8: Kompetenzbereich Finance, Banking & Insurance (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage 1.8.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.8.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.8.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.9: Kompetenzbereich Health Economics (Major) 
Die Studierenden erwerben 5 Leistungspunkte aus Pflichtmodulen und mindestens 45 Leistungspunkte aus 
Wahlmodulen. Es müssen mindestens 10 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung 
(Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.9.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Theory of Health 
Economics Theory of Health Economics 1 bis 3 - - K 60 5 

Summe: 5 

 
Anlage 1.9.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.9.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 45 

 
 
Anlage 1.10: Kompetenzbereich Health Economics (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage 1.10.a): Pflichtmodule -entfällt- 
Anlage 1.10.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.10.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.11: Kompetenzbereich Information and Operations Management (Major) 
Die Studierenden erwerben 10 Leistungspunkte aus Pflichtmodulen und mindestens 40 Leistungspunkte aus 
Wahlmodulen. Es müssen mindestens 10 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung 
(Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.11.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Operations 
Research Operations Research 1 bis 3 - - K 60 5 

Information 
Systems Information Systems 1 bis 3 - - K 60 5 

Summe: 10 

 
 
Anlage 1.11.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.11.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 40 
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Anlage 1.12: Kompetenzbereich Information and Operations Management (Minor) 
Die Studierenden erwerben 10 Leistungspunkte aus Pflichtmodulen und mindestens 10 Leistungspunkte aus 
Wahlmodulen. 
Anlage 1.12.a): Pflichtmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Operations 
Research Operations Research 1 bis 3 - - K 60 5 

Information 
Systems Information Systems 1 bis 3 - - K 60 5 

Summe: 10 

 
Anlage 1.12.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.12.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 10 

 
 
Anlage 1.13: Kompetenzbereich International Environment and Development Studies (Major) 
Die Studierenden erwerben mindestens 50 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. Es müssen mindestens 10 
Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.13.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.13.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.13.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 50 

 
 
Anlage 1.14: Kompetenzbereich International Environment and Development Studies (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage1.14.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.14.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.14.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.15: Kompetenzbereich Strategic Management (Major) 
Die Studierenden erwerben 10 Leistungspunkte aus Wahlpflichtmodulen und mindestens 40 Leistungs-
punkte aus Wahlmodulen. Es müssen mindestens 10 Leistungspunkte durch eine Veranstaltungsbeglei-
tende Prüfung (Seminarleistung (SE)) absolviert werden. 
Anlage 1.15.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.15.b): Wahlpflichtmodule 
Die Studierenden müssen mindestens 2 der 4 Module auswählen. 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Qualitative 
Management  
Research 1 

Qualitative Management 
Research 1 1 bis 3 - - HA oder 

K 60 5 

Qualitative 
Management 
Research 2 

Qualitative Management 
Research 2 1 bis 3 - - K 60 5 

Quantitative 
Management 
Methods 1 

Quantitative Management 
Methods 1 1 bis 3 - - K 60 5 

Quantitative 
Management 
Methods 2 

Quantitative Management 
Methods 2 1 bis 3 - - K 60 5 

Summe 10 

 
Anlage 1.15.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 40 

 
 
Anlage 1.16: Kompetenzbereich Strategic Management (Minor) 
Die Studierenden erwerben mindestens 20 Leistungspunkte aus Wahlmodulen. 
Anlage 1.16.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.16.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
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Anlage 1.16.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.17: Kompetenzbereich Wahlbereich 
Die Studierenden können für den Wahlbereich bis zu 20 Leistungspunkte aus den Wahlmodulen aller acht 
Kompetenzbereiche (Anlagen 1.1 bis 1.16) erwerben. 
Anlage 1.17.a): Pflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.17.b): Wahlpflichtmodule 
– entfällt – 
Anlage 1.17.c): Wahlmodule 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraus-
setzung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Wahlmodul Vorlesung oder Kolloquium 1 bis 3 - - 
K 60 oder 

MP oder HA 
oder HM 

5 oder 10 

Wahlmodul Seminar 1 bis 3 - - VbP 5 

Summe: 20 

 
 
Anlage 1.18: Masterarbeit 

Modul Lehrveranstaltungen Semester Voraussetzung Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit 
Masterarbeit 

4 - 
- MA (70%) 

30 
Präsentation - VbP (30%) 

Das Modul Masterarbeit enthält zwei Prüfungsleistungen. Die Masterarbeit hat einen Bearbeitungsumfang 
von 30 Leistungspunkten   
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Anlage 2: Prüfungsformen 
Anlage 2.1: Definitionen 
 
Bachelorarbeit (BA) 
Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Hausarbeit (HA) 
Eine Hausarbeit ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig verfasste schriftliche Arbeit 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 
 
Hausarbeit mit mündlicher Leistung (HM) 
1Eine Hausarbeit mit mündlicher Leistung ist eine innerhalb eines festgelegten Zeitraums eigenständig ver-
fasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung. 2Nach Abgabe 
der Hausarbeit erfolgt in einer von der beziehungsweise dem Prüfenden festgelegten Form eine mündliche 
Leistung. 
 
Klausur (K) 
Eine Klausur ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht zu einer festgesetzten Zeit 
erbracht wird. 
 
Klausur mit Antwortwahlverfahren (KA) 
1Eine Klausur mit Antwortwahlverfahren ist eine schriftliche und/oder elektronische Arbeit, die unter Aufsicht 
zu einer festgesetzten Zeit erbracht wird. 2Diese Klausuren können in Teilen oder vollständig nach dem Ant-
wortwahlverfahren (zum Beispiel Single-Choice, Multiple-Choice) durchgeführt werden. 3Bei der Aufstellung 
der Prüfungsfragen und Antworten ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. 4Bei 
Prüfungen nach dem Antwortwahlverfahren sind die Prüfungsfragen und Antworten im Vorfeld von zwei Prü-
fungsberechtigten auf Fehler, Konsistenz des Inhalts und Angemessenheit zu überprüfen. 5Ergibt eine spä-
tere Überprüfung der Prüfungsfragen, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft sind, gelten 
sie als nicht gestellt. 6Bei der Bewertung ist von der um die fehlerhaften Fragen verminderten Zahl der Prü-
fungsaufgaben auszugehen. 7Die Verminderung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil 
einer zu prüfenden Person auswirken. 
 
Masterarbeit (MA) 
Die Masterarbeit ist eine schriftliche Arbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3. 
 
Mündliche Prüfung (MP) 
1Die Mündliche Prüfung findet nichtöffentlich vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Satz 4 statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes In-
teresse geltend machen, sind als Zuhörende bei Mündlichen Prüfungen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich 
nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag 
der zu prüfende Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Praktikumsbericht (PB) 
1Ein Praktikumsbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung zu einem Praktikum, das außerhalb fester Melde- 
und Prüfungszeiträume und individuell geregelt bei einer externen oder internen Einrichtung stattfindet. 
2Themen sind zum Beispiel Vorbereitung und Durchführung des Praktikums sowie die kritische Reflexion zu 
einem vorgegebenen Thema. 
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Projektorientierte Prüfungsform (PJ) 
1Eine Projektorientierte Prüfungsform ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, 
künstlerisch-praktischer, dokumentarischer oder medial gestützter Form. 2Die Ergebnisse werden in einer 
schriftlichen und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen und/oder medialen 
Ausarbeitung dargestellt. 3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion ver-
langen. 
 
Sportpraktische Präsentation (SP) 
1Eine Sportpraktische Präsentation beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Demonstrati-
ons- und Bewegungskompetenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken 
und Taktiken, koordinativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- 
beziehungsweise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die jeweilige Form wird in Absprache festgelegt. 
4Die Sportpraktische Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer beziehungs-
weise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 statt. 5Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 6Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse 
geltend machen, können als Zuhörende bei Sportpraktischen Präsentationen zugelassen werden. 7Dies er-
streckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 
8Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 6 auszuschließen. 
 
Studienarbeit (ST) 
1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgaben-
stellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläuterung 
der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums. 2Es gelten die Regelungen gemäß § 5 und § 7 der Prüfungsordnung. 3Das Thema der Studienar-
beit wird von der oder dem Prüfenden nach Anhörung der zu prüfenden Person festgelegt. 4Die Ausgabe 
des Themas erfolgt über das nach § 3 zuständige Organ oder die vom nach § 3 zuständigen Organ beauf-
tragte Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 5Die Aufgabenstellung und ein von der zu prüfenden 
Person zu erstellender Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 6Während der 
Anfertigung der Arbeit wird die zu prüfende Person von der oder dem Prüfenden, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit einer von der oder dem Prüfenden benannten Person, betreut. 7Bei der Bewertung kann auch 
der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 8Das Thema einer Arbeit kann nur einmal und nur inner-
halb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 
 
Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) 
1Eine Veranstaltungsbegleitende Prüfung (VbP) befasst sich mit einer Fragestellung zu einer konkreten 
Lehrveranstaltung oder einem konkreten Modul und wird begleitend dazu erbracht. 2Eine VbP kann aus ei-
ner Prüfung oder bis zu vier Teilprüfungsleistungen bestehen. 3Die konkrete Ausprägung der Prüfung sowie 
die Bestehensregelung der VbP wird von der oder dem Prüfenden spätestens vor Beginn des jeweiligen 
Meldezeitraums für den Zeitraum des betreffenden Semesters festgelegt und kommuniziert. 4An Veranstal-
tungen und Module in denen eine VbP als Prüfungsform benannt ist, können nur dann Voraussetzungsprü-
fungen geknüpft werden, wenn das jeweilige Studiendekanat sicherstellen kann, dass die Bewertung der 
vorausgesetzten Leistung beziehungsweise Leistungen zum Meldezeitraum der VbP abgeschlossen ist. 
6Eine VbP kann folgende Ausprägungen haben: 
 

Ausarbeitung (AA) 
1Ausarbeitungen sind selbstständige, wissenschaftliche Arbeiten zu einem vorgegebenen Thema. 
2Sie beinhalten Aufgabenstellung, Problembehandlung, Ergebnisse und Schlussfolgerung. 3Als Aus-
arbeitung gelten zum Beispiel Berichte, Protokolle, Podcasts und anderes. 
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Dokumentation (DO) 
1Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 2Dokumentationen können zum Beispiel Berichte, Ausstellungs-
konzepte und Planwerke sein, die der fachlichen Praxis entsprechen. 3Ein Rahmen für die Seiten-
zahl oder die Anzahl der Pläne beziehungsweise Entwurfsblätter kann durch die Prüfenden zu Be-
ginn der Prüfung festgelegt werden und ist von der Aufgabe abhängig. 4Weitere Materialien können 
dem Bericht als Anlagen beigefügt werden. 
 
Essay (ES) 
1Ein Essay ist eine kritische Auseinandersetzung mit einer literarischen und/oder wissenschaftlichen 
Frage in schriftlicher Form. 2Ein Gegenstand wird im größeren Gesamtzusammenhang entspre-
chend den üblichen akademischen Standards diskutiert und wissenschaftliche Positionen werden 
kritisch beurteilt beziehungsweise analysiert. 
 
Kolloquium (KO) 
1Das Kolloquium umfasst einen Vortrag mit anschließender Diskussion über Fragestellung, Metho-
den und Ergebnisse einer schriftlich eingereichten Arbeit. 2Im Kolloquium soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie oder er die Fertigkeit beherrscht, in einer wissenschaftlich-kritischen Diskus-
sion ihren oder seinen Standpunkt zu verteidigen. 3Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung 
werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes 
berechtigtes Interesse geltend machen, können als Zuhörende bei Kolloquien zugelassen werden. 
5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 6Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 4 auszuschließen. 
 
Kurzarbeit (KU) 
Eine Kurzarbeit wird schriftlich unter Aufsicht während einer festgesetzten Zeit durchgeführt. 
 
Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation (KW) 
1Eine Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation beruht auf der Wechselwirkung zwischen künstle-
rischen Prozessen und wissenschaftlicher Auseinandersetzung, welche in einem künstlerischen Pro-
jekt aufbereitet und in angemessener Form dargestellt werden. 2Die in der Präsentation enthaltenen 
bildlichen und sprachlichen Argumentations- und Interpretationslinien werden entweder in einem 
mündlichen Vortrag mit Diskussion erörtert oder in einer Hausarbeit erläutert. 3Eine Künstlerisch-
Wissenschaftliche Präsentation findet vor einer beziehungsweise einem Prüfenden und einer bezie-
hungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung statt. 4Wesentliche Gegen-
stände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 5Studierende, die sich an einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Künstle-
risch-Wissenschaftlichen Präsentationen zuzulassen. 6Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 7Auf Antrag der zu prüfenden 
Person sind Zuhörende nach Satz 5 auszuschließen. 
 
Laborübung (LÜ) 
1Eine Laborübung besteht aus einer Reihe von praktischen Versuchen oder Programmieraufgaben 
mit schriftlichen Ausarbeitungen (Versuchsprotokolle). 2In der Regel erläutern die Studierenden ihre 
praktische Tätigkeit, interpretieren die Resultate und setzen sie in einen fachwissenschaftlichen Be-
zug. 
 
Modell (MO) 
1Modelle erweitern die zweidimensionale entwerferische oder planerische Arbeit und dienen der 
räumlichen Verdeutlichung sowie Klärung einer Planung. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und 
Schwerpunkt in verschiedenen Maßstäben erstellt. 
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Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe (ME) 
In der Musikalischen Erarbeitung in einer Lerngruppe soll die Fähigkeit gezeigt werden, pädago-
gisch-praktische Fertigkeiten (insbesondere schulpraktisches Musizieren) in einer Schulklasse oder 
auch einer kleineren Gruppe methodisch und didaktisch angemessen anzuwenden. 
 
Musikpraktische Präsentation (MU) 
1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer beziehungsweise einem 
Prüfenden und einer beziehungsweise einem Beisitzenden gemäß § 5 Absatz 4 als Einzelprüfung 
statt. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 3Stu-
dierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als 
Zuhörende bei Musikpraktischen Präsentationen zuzulassen. 4Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prüfende Person. 5Auf Antrag der zu prü-
fenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Musikpädagogisch-Praktische Präsentation (MK) 
Eine Musikpädagogisch-Praktische Präsentation geht aus einem musikpädagogischen Seminar her-
vor und umfasst eine musikalische Darbietung von Schülerinnen und Schülern. 
 
Portfolio (PF) 
1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von 
den Prüfenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion er-
folgt veranstaltungsbegleitend beziehungsweise retrospektiv und kann je nach Absprache die Zu-
sammenstellung diverser Materialien in einer Sammelmappe umfassen. 3Optional ist ein ergänzen-
des Gespräch über das Portfolio möglich. 4Dieses Gespräch ist wie das Portfolio selbst kompetenz-
orientiert. 
 
Pädagogisch orientiertes Konzert (PK) 
1Das pädagogisch orientierte Konzert ist eine Leistung mit Bezug auf das künstlerische Hauptfach, in 
der die pädagogische Ausrichtung (gegebenenfalls im Sinne zeitgemäßer Konzertpädagogik) in der 
Ausführung und Darstellung/Aufführung eine gewichtige Rolle spielt. 2Es wird im Regelfall in einer 
schulischen Lerngruppe präsentiert. 
 
Präsentation (PR) 
1Eine Präsentation ist die eigenständige und vertiefende Auseinandersetzung mit einem vorgegebe-
nen Thema. 2Die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse erfolgt im mündlichen 
Vortrag und/oder mit Hilfe elektronischer und anderer Medien sowie in einer anschließenden Diskus-
sion. 3Eine schriftliche Ausarbeitung kann von der oder dem Prüfenden verlangt werden. 
 
Praxisprüfung (PP) 
1Eine Praxisprüfung beinhaltet eine oder mehrere Aufgaben zum Nachweis der Bewegungskompe-
tenz im Fach Sport. 2Dabei können zum Beispiel sportartspezifische Techniken und Taktiken, koordi-
nativ-rhythmische, -technische oder konditionelle Grundlagen sowie die situative Spiel- beziehungs-
weise Handlungsfähigkeit bewertet werden. 3Die unbenotete Praxisprüfung wird durch eine prüfende 
Person abgenommen und erfolgt semesterbegleitend. 
 
Projektarbeit (P) 
1Eine Projektarbeit ist die Bearbeitung einer gegebenen fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Fragestellung in theoretischer, empirischer, experimenteller, konstruktiver, entwerferischer, künstle-
risch-praktischer oder dokumentarischer Form. 2Die Ergebnisse werden in einer schriftlichen 
und/oder planerischen und/oder künstlerischen und/oder elektronischen Ausarbeitung dargestellt. 
3Die oder der Prüfende kann eine Präsentation mit anschließender Diskussion verlangen. 
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Seminarleistung (SE) 
Eine Seminarleistung umfasst eine Hausarbeit und kann nach Maßgabe der oder des Prüfenden mit 
einem Vortrag und mit anschließender Diskussion verbunden sein. 
 
Theaterpraktische Präsentation (TP) 
1Eine Theaterpraktische Präsentation ist die Darstellung theaterpraktischer Arbeit in prozesshafter 
oder produktorientierter Form vor Zuschauern. 2Wesentliche Gegenstände der Prüfungsleistung wer-
den in einem Protokoll festgehalten. 3Studierende, die sich an einem späteren Prüfungstermin der 
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein berechtigtes 
Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei Theaterpraktischen Präsentationen zuzulassen. 
4Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die zu prü-
fende Person. 5Auf Antrag der zu prüfenden Person sind Zuhörende nach Satz 3 auszuschließen. 
 
Übung (Ü) 
Eine Übung wird unter Aufsicht während einer festgesetzten Übungszeit innerhalb des Vorlesungs-
plans durchgeführt. 
 
Unterrichtsgestaltung (U) 
1Eine Unterrichtsgestaltung umfasst die selbstständige Planung und Durchführung einer Unterrichts-
stunde im Rahmen eines Fachpraktikums an einer Förderschule oder in einem inklusiven Setting. 
2Die Unterrichtsstunde wird von einer Mentorin beziehungsweise einem Mentor sowie vom Seminar-
leiter beziehungsweise von der Seminarleiterin des Vorbereitungsseminars begutachtet und bewer-
tet. 
 
Zeichnerische Darstellung (ZD) 
1Zeichnerische Darstellungen erläutern, klären und präsentieren die entwerferische sowie planeri-
sche Arbeit. 2Sie werden je nach Aufgabenstellung und Themenschwerpunkt in verschiedenen Maß-
stäben und Techniken erstellt. 
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Anlage 2.2: Glossar der Prüfungsleistungen 
 
BA Bachelorarbeit 
HA Hausarbeit 
HM Hausarbeit mit mündlicher Leistung 
K Klausur 
KA Klausur mit Antwortwahlverfahren 
MA Masterarbeit 
MP Mündliche Prüfung 
PB Praktikumsbericht 
PJ Projektorientierte Prüfungsform 
SP Sportpraktische Präsentation 
ST Studienarbeit 
VbP Veranstaltungsbegleitende Prüfung 

AA Ausarbeitung 
DO Dokumentation 
ES Essay 
KO Kolloquium 
KU Kurzarbeit 
KW Künstlerisch-Wissenschaftliche Präsentation 
LÜ Laborübung 
MO Modell 
ME Musikalische Erarbeitung in einer Lerngruppe 
MU Musikpraktische Präsentation 
MK Musikpädagogisch-Praktische Präsentation 
PF Portfolio 
PK Pädagogisch orientiertes Konzert 
PR Präsentation 
PP Praxisprüfung 
P Projektarbeit 
SE Seminarleistung 
TP Theaterpraktische Präsentation 
Ü Übung 
U Unterrichtsgestaltung 
ZD Zeichnerische Darstellung 
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Anlage 3: Ergänzende Regelungen 
Anlage 3.1: Melde- und Prüfungszeiträume 
1Das nach § 3 zuständige Organ legt die Variante für diesen Studiengang beziehungsweise für die Fächer 
dieses Studienganges fest. 2Es ist zwischen Variante 1 (ein Melde-/ ein Prüfungszeitraum) und Variante 2 
(zwei Melde-/ zwei Prüfungszeiträume) zu entscheiden. 
3Für Module, die in einen anderen Studiengang exportiert werden beziehungsweise als Lehrangebot zur 
Verfügung gestellt werden, legt das nach § 3 zuständige Organ des anbietenden Studienganges oder die 
anbietende Fakultät die Variante fest. 4Damit können fachfremde Module dieses Studienganges (Lehrimp-
orte) einer abweichenden Variante zugeordnet sein. 
5Bachelor- und Masterarbeiten sowie Studienarbeiten können außerhalb der geregelten Zeiträume angemel-
det werden. 6Praktikumsberichte werden in den je nach gewählter Variante festgelegten Meldezeiträumen 
angemeldet, diese können jedoch außerhalb der entsprechenden Prüfungszeiträume und im darauffolgen-
den Semester absolviert werden.7Bei mündlichen Prüfungen ist den Studierenden der Prüfungstermin spä-
testens 14 Tage vor der Prüfung in geeigneter Weise mitzuteilen. 
8Alle Zeiträume in der untenstehenden Tabelle beziehen sich auf das Datum des Beginns der Vorlesungs-
zeit im jeweiligen Semester, wenn nicht anders angegeben. 
 

 Meldezeitraum Prüfungszeitraum 
Zeitraum für 

Prüfungsform VbP 
Start: 1 Woche nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 1 
Zeitraum für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 17 Wochen 

Variante 2 
Zeitraum I für alle Prü-

fungsformen außer VbP 

Start: 4 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 2 Wochen 

Start: 7 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 11 Wochen 

Zeitraum II für alle Prü-
fungsformen außer VbP 

Start: 20 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 1 Woche 

Start: 21 Wochen nach Vorlesungsbeginn 
Dauer: 3 Wochen 

 
9Beginnt die Vorlesungszeit an einem anderen Wochentag, als einem Montag, gilt diese Woche dennoch als 
erste Vorlesungswoche. 10Prüfungszeiträume beginnen immer an einem Montag und enden an einem Sams-
tag, da sonn- und feiertags keine Prüfungen abgenommen werden dürfen. 11Meldezeiträume beginnen im-
mer an einem Montag und enden an einem Sonntag. 12Die oben genannten Zeiträume werden anhand der 
festgelegten Vorlesungszeiten durch das Akademische Prüfungsamt abgeleitet und auf der Webseite der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover veröffentlicht. 
 
 
Anlage 3.2: Fristen zur Bewertung von Prüfungsleistungen 
1Die Bewertungen der Prüfungsleistungen und die Noteneingabe erfolgt durch die Prüfenden innerhalb der 
Bewertungsfrist nach § 17 Absatz 1. 2Die Noteneingabe durch die Prüfenden geschieht in Abhängigkeit zu 
den in Anlage 3.1 gewählten Varianten und muss bis spätestens 12 Tage nach Abschluss des jeweiligen 
Prüfungszeitraumes erfolgen. 3§ 7 Absatz 4 Satz 3 bleibt davon unberührt. 
 
Anlage 3.3: Abweichende Regelungen zu Prüfungsformen der Variante 2 
In der Variante 2 werden Hausarbeiten (mit und ohne mündliche Leistung) zwingend im Meldezeitraum I an-
gemeldet, die Prüfungsleistung ist in diesen Fällen nach Maßgabe der oder des Prüfenden spätestens bis 
zum Ende des Prüfungszeitraumes II zu erbringen. 
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C. Hochschulinformationen  
 
Der Senat der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 08.07.2026 die folgende Änderung der Ordnung des 
Exzellenzclusters PhoenixD beschlossen: 

 
 

Änderung der Ordnung des Exzellenzclusters PhoenixD 
 

Der Senat der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover verabschiedet im Benehmen mit der Leitung 
des Exzellenzclusters PhoenixD nach vorheriger Abstimmung mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
sowie mit Zustimmung der Leitungen der beteiligten Institutionen folgende Ordnung: 
 
§ 1  Stellung innerhalb der Leibniz Universität Hannover 
(1) Der Exzellenzcluster ist eine interdisziplinäre wissenschaftliche, Einrichtung der Gottfried Wilhelm Leibniz 

Universität Hannover und führt den Namen PhoenixD: Simulation, Fabrikation und Anwendung optischer 
Systeme (engl. PhoenixD: Photonics, Optics, and Engineering – Innovation Across Dimensions, Kur-
zname PhoenixD). 

(2) An PhoenixD sind neben der Leibniz Universität Hannover folgende Institutionen beteiligt: Technische 
Universität Braunschweig, Laser Zentrum Hannover e.V., Max-Planck-Institut für Gravitationsphysik (Al-
bert-Einstein-Institut Hannover) sowie die Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig. 

(3) Mittelverwaltende Universität ist die Leibniz Universität Hannover. 
 

§ 2  Ziele des Exzellenzclusters 
(1) Der Exzellenzcluster PhoenixD ist eine breit angelegte Initiative, um Design und Herstellung von opti-

schen Systemen neu zu definieren. Sie beruht auf der Verwebung von Optikdesign, Optiksimulation, 
neuen Materialkonzepten und modernen Produktionsmethoden zu einer einzigen integrierten Plattform, 
mit der individuelle und hochfunktionelle präzisionsoptische Systeme entworfen und hergestellt werden. 
PhoenixD beantwortet die wissenschaftliche Leitfrage, wie zukünftige Optiksysteme unter Abwägung der 
notwendigen Präzision, dem Grad der Integration, der Individualität des Ressourcenverbrauchs und der 
Kosten produziert werden können. Dieser ganzheitliche Ansatz von PhoenixD liefert neue individuelle Lö-
sungen für vielfältige gesellschaftliche Herausforderungen. 

(2) Eine detaillierte Beschreibung der Ziele, Aufgaben und Struktur von PhoenixD findet sich in dem bei der 
DFG eingereichten Antrag vom 22.08.2024. 

 
§ 3  Struktur des Exzellenzclusters 
(1) PhoenixD gliedert sich in fünf PhoenixD Topic Units (PTUs) sowie die PhoenixD Research School (PRS). 

Ergänzend hierzu werden Themen mit hohem Anwendungsbezug in den PhoenixD Ventures (PVs) er-
forscht. Die PVs sind eine Querstruktur zu den PTUs. 

(2) Als wissenschaftliche Serviceeinheiten betreibt der Cluster mehrere PhoenixD Core Facilities (PCFs). 
(3) PhoenixD kann weitere organisatorische Einheiten im Rahmen dieser Ordnung schaffen. 
(4) Zur Erfüllung von Verwaltungsaufgaben unterhält PhoenixD eine Geschäftsstelle (PhoenixD Office). 
 
§ 4  Organe 
(1) Die Organe von PhoenixD sind: die Mitgliederversammlung (General Assembly), der Forschungsaus-

schuss (Science Committee), der Vorstand (Board), die Sprecherin bzw. der Sprecher (Coordinator) von 
PhoenixD sowie der internationale Beratungsausschuss (International Advisory Committee). 

 
§ 5  Mitgliedschaft 

(1) Mitglied in PhoenixD können promovierte Personen oder Promovierende werden, die einer der unter §1 
Abs. 2 genannten Institutionen angehören und in einem Forschungsgebiet von PhoenixD tätig sind. 

(2) Neue Mitglieder können auf Antrag in PhoenixD aufgenommen werden. Der Vorstand entscheidet über 
die Aufnahme. 

(3) Die Mitgliedschaft in PhoenixD endet durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber dem Vorstand oder 
wenn die Voraussetzungen nach §5 Abs. 1 nicht länger erfüllt sind. 
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(4) Wenn ein Mitglied seinen Pflichten nach §6 nicht nachkommt, kann durch Beschluss des Vorstandes die 
Mitgliedschaft beendet werden. 

 
§ 6  Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1) Alle Mitglieder von PhoenixD können dem Vorstand Vorschläge für Aktivitäten vorlegen, die innerhalb von 

PhoenixD durchgeführt bzw. von PhoenixD unterstützt werden sollen. 
(2) Alle Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen der Möglichkeiten von PhoenixD dessen Infrastruktur und Res-

sourcen zu nutzen. Zudem können promovierte Mitglieder an den von PhoenixD zur Verfügung stehenden 
Mitteln partizipieren. 

(3) Alle Mitglieder sind verpflichtet, an den Zielen nach § 2 sowie an der Verwaltung von PhoenixD nach Maß-
gabe der Ordnung mitzuarbeiten. 

(4) Alle Mitglieder sind gegenüber dem Vorstand von PhoenixD zur regelmäßigen Berichterstattung verpflich-
tet. Bei Ausscheiden oder Austritt muss ein stimmberechtigtes Mitglied einen Abschlussbericht über die in 
PhoenixD geförderten Arbeiten innerhalb von drei Monaten vorlegen. Über Art und Umfang entscheidet 
der Vorstand. 

(5) Alle Mitglieder sind zur Einhaltung der DFG-Verwendungsrichtlinien für Exzellenzcluster verpflichtet. 
Ebenso verpflichten sich alle Mitglieder zur Einhaltung der Regeln für Veröffentlichungen, der wirtschaftli-
chen Verwertung zugewiesener Mittel, der Berichtspflicht sowie der guten wissenschaftlichen Praxis. 

 
§ 7  Mitgliederversammlung (General Assembly) 
(1) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal pro Jahr statt. Sie wird mit einer Ladungsfrist von 

mindestens vierzehn Kalendertagen durch den Vorstand schriftlich einberufen; die Tagesordnung wird spä-
testens drei Kalendertage vor der Sitzung an alle Mitglieder versandt. 

(2) Die Mitgliederversammlung muss auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder von PhoenixD 
innerhalb von vier Wochen einberufen werden. Der Antrag muss einen Vorschlag für eine Tagesordnung 
enthalten. 

(3) Die Sprecherin bzw. der Sprecher führt den Vorsitz und leitet die Sitzungen. 
(4) Die Mitgliederversammlung ist verantwortlich für die: 

- Beschlussfassung über die Ordnung und Änderungen der Ordnung von PhoenixD, 
- Wahl und Abwahl von Vorstand und Sprecherin bzw. Sprecher, 
- Wahl und Abwahl der Leiterin bzw. des Leiters der PhoenixD Research School, 
- Wahl und Abwahl der Koordinatorin bzw. des Koordinators für Chancenvielfalt und Internationali-

sierung, 
- Wahl und Abwahl der Leiterinnen bzw. Leiter der PTUs und PVs, 
- Entgegennahme des Berichts des Vorstandes, 

(5) Für die Wahl und Abwahl des Vorstandes sowie für die (Änderungen der) Ordnung von PhoenixD muss 
eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen vorliegen.  

(6) In der Mitgliederversammlung hat jedes promovierte Mitglied eine Stimme. 
 

§ 8  Forschungsausschuss (Science Committee) 
(1) Der Forschungsausschuss von PhoenixD besteht aus folgenden Mitgliedern: 

- den Mitgliedern des Vorstandes, 
- den Leiterinnen bzw. Leitern der PTUs und der PVs,  
- der Leiterin bzw. dem Leiter der PCFs sowie  
- einer Promovierendenvertretung. 

(2) Der Forschungsausschuss tagt mindestens viermal pro Jahr und ist vom Vorstand mit einer Frist von 
vierzehn Kalendertagen (in dringenden Fällen auch kurzfristiger) mit schriftlicher Einladung einzuberufen. 
Die Tagesordnung wird spätestens drei Kalendertage vor der Sitzung zur Verfügung gestellt. 
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3) Der Forschungsausschuss von PhoenixD ist verantwortlich für die Definition der wissenschaftlichen Ziele 
und entsprechenden strategischen Maßnahmen. Er 

- definiert die Forschungsziele und Strategien, 
- ist verantwortlich für die Umsetzung und Überwachung von Forschungsplänen und legt dem Vor-

stand diesbezügliche Beschlussvorlagen vor, 
- gestaltet Maßnahmen zur Qualitätssicherung innerhalb von PhoenixD in Form von internen Evalu-

ationen unter Beteiligung des internationalen Beratungsausschusses, 
- führt die Evaluation von Forschungsanträgen auf der Basis der vom Vorstand definierten Stan-

dards durch, 
- gibt Empfehlungen über die Einrichtung und das Beenden von Forschungsgruppen und funktions-

übergreifenden Arbeitsgruppen in PhoenixD an den Vorstand, 
- berichtet der Mitgliederversammlung über die Entwicklung des wissenschaftlichen Programms und 

dessen Koordination und 
- plant die Ausbildungskonzepte. 

(4) Im Forschungsausschuss hat jedes Mitglied eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
der Sprecherin bzw. des Sprechers. 

 
§ 9  Vorstand (Board) 
(1) Der Vorstand von PhoenixD besteht aus 

- einer vertretungsberechtigten Sprecherin bzw. einem vertretungsberechtigten Sprecher aus dem 
Kreis der hauptberuflichen Professorinnen und Professoren der Leibniz Universität Hannover, die 
oder der Mitglied von PhoenixD ist, 

- zwei hauptberuflichen Professorinnen oder Professoren der Leibniz Universität Hannover oder be-
teiligter Universitäten, die Mitglieder von PhoenixD sind, 

- der Leiterin bzw. dem Leiter der PhoenixD Research School, 
- der Koordinatorin bzw. dem Koordinator für Chancenvielfalt und Internationalisierung sowie 
- der Geschäftsführerin bzw. dem Geschäftsführer (Chief Operating Officer) von PhoenixD mit bera-

tender Stimme. 
(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung gewählt (vgl. §7 Abs. 5). Die Mit-

gliederversammlung kann ein Vorstandsmitglied dadurch abwählen, dass sie mit einer Zweidrittelmehr-
heit einen Nachfolger bzw. eine Nachfolgerin wählt. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstands beträgt vier Jahre. Wiederwahl ist möglich. 
(4) Der Vorstand führt die Geschäfte von PhoenixD. Er ist verantwortlich für alle Aufgaben von PhoenixD, 

soweit diese Ordnung nichts anderes bestimmt. Insbesondere trägt er für folgende Aufgaben Verantwor-
tung: 

- Abstimmung des Forschungsprogramms mit der Universitätsleitung, 
- Vorbereitung von richtungsweisenden Impulsen für den Forschungsausschuss sowie Entschei-

dung über Empfehlungen des Forschungsausschusses, 
- Vorschlag der Mitglieder von PhoenixD in Berufungskommissionen, 
- Entscheidung über die Verwendung der Finanzmittel von PhoenixD, 
- Entscheidung über Personalangelegenheiten der aus PhoenixD finanzierten Mitarbeitenden, 
- Entscheidung über anzuschaffende Großgeräte, 
- Umsetzung von Maßnahmen zur wissenschaftlichen Qualitätssicherung, 
- Umsetzung und Qualitätssicherung der Verfahren zur internen Mittelverteilung, 
- Organisation des Managements der Forschungsdaten des Clusters, 
- Organisation des Technologietransfers in Industrie und Gesellschaft, 
- Planung von Maßnahmen zur i) Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, ii) Chancenviel-

falt und Internationalisierung vorbehaltlich der Rechte der zuständigen Einrichtung sowie iii) Wis-
senschaftskommunikation und vi) Unterstützung weiterer Drittmitteleinwerbungen, 

- Dialog mit der Universitätsleitung über die Entwicklung des Exzellenzclusters. 
(5) Der Vorstand wird sich eine Geschäftsordnung geben, welche sich auch auf die Verwaltungsabläufe der 

Geschäftsstelle erstreckt. Er tagt mindestens zehnmal pro Jahr, typischerweise einmal im Monat. 
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§ 10  Sprecherin bzw. Sprecher (Coordinator) 
(1) Die Sprecherin bzw. der Sprecher leitet PhoenixD und vertritt dessen Belange innerhalb und außerhalb 

der Universität, insbesondere gegenüber der DFG. Sie oder er ist Vorsitzende bzw. Vorsitzender des 
Vorstandes, des Forschungsausschusses und der Mitgliederversammlung. 

(2) Zu den Aufgaben der Sprecherin bzw. des Sprechers gehören insbesondere 
- Einberufung und Leitung von Vorstandssitzungen, Mitgliederversammlungen und Sitzungen des 

Forschungsausschusses.  
- Bericht über Entscheidungen an den Vorstand sowie den Forschungsausschuss. 
- Information der Mitglieder und Mitarbeitenden. 
- Umsetzung der wirtschaftlichen Entwicklungsplanung sowie Überwachung der Bewirtschaftung der 

Haushaltsmittel. 
(3) In dringenden Fällen, in denen der Vorstand nicht rechtzeitig einberufen werden kann, entscheidet die 

Sprecherin bzw. der Sprecher anstelle des Vorstandes. In der Geschäftsordnung sind hierzu Verfahren 
geregelt. 

(4) Die Sprecherin bzw. der Sprecher wird durch die Geschäftsführerin bzw. den Geschäftsführer sowie die 
Geschäftsstelle von PhoenixD unterstützt. 

(5) Tritt die Sprecherin bzw. der Sprecher vorzeitig zurück oder kann sie oder er das Amt nicht mehr ausü-
ben, so beruft der Vorstand eine Mitgliederversammlung ein, um eine neue Sprecherin bzw. einen neuen 
Sprecher zu wählen. Bis zur Wahl führt die Sprecherin bzw. der Sprecher das Amt kommissarisch weiter. 
Ist dies nicht möglich, so übernimmt ein anderes Vorstandsmitglied kommissarisch. 

 
§ 11  Internationaler Beratungsausschuss (International Advisory Committee) 
(1) Für PhoenixD bestellt die Präsidentin bzw. der Präsident der Leibniz Universität Hannover aufgrund von 

Vorschlägen des Vorstandes einen internationalen Beratungsausschuss. Mitglieder des Ausschusses 
können je zur Hälfte (i) Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem In- und Ausland sein, die auf 
dem Forschungsgebiet von PhoenixD international Anerkennung genießen, oder (ii) Personen aus der 
Wirtschaft, die in führender Position in solchen Unternehmen tätig sind, deren Geschäftsfelder einen Be-
zug zum Forschungsgebiet von PhoenixD haben. Der Ausschuss besteht aus mindestens acht Mitglie-
dern. 

(2) Der Ausschuss hat insbesondere folgende Aufgabe: 
Er gibt Empfehlungen und nimmt Stellung zur grundlegenden thematischen, strukturellen Entwicklung von 
PhoenixD und zur geplanten Vermarktung von Forschungsergebnissen. Grundlage für die Empfehlungen 
ist ein jährlich vom Vorstand vorzulegender Bericht sowie ein mehrtägiges Audit alle zwei Jahre. 

(3) Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Sitzungen des Aus-
schusses sollen mindestens einmal pro Jahr stattfinden. Sie werden in Absprache mit dem Vorstand von 
PhoenixD einberufen. 

(4) An den Sitzungen des Ausschusses können auf dessen Wunsch hin zu einzelnen TOPs die Sprecherin 
bzw. der Sprecher von PhoenixD sowie Mitglieder des Vorstands hinzugezogen werden. 

(5) Die Mitglieder des Ausschusses werden für die Dauer von vier Jahren bestellt. Wiederwahl ist zulässig. 
 
§ 12  Geschäftsstelle (PhoenixD Office) 
(1) Die Geschäftsstelle von PhoenixD wird von der Geschäftsführerin bzw. dem Geschäftsführer geleitet. Die 

Bestellung erfolgt auf Vorschlag der Sprecherin oder des Sprechers. Die Geschäftsführerin bzw. der Ge-
schäftsführer wird von einer Assistentin bzw. einem Assistenten unterstützt. 

(2) Die Geschäftsstelle ist zuständig für: 
- die organisatorische Abwicklung der Aufgaben von PhoenixD. 
- die Unterstützung der Sprecherin bzw. des Sprechers, des Vorstandes, der Leiterin bzw. des Lei-

ters der PhoenixD Research School, der Koordinatorin bzw. dem Koordinator für Chancenvielfalt 
und Internationalisierung sowie des Forschungs- und Beratungsausschusses. 

- die Vorbereitung von Sitzungen sowie von Tagungen, Konferenzen, Workshops usw. 
- das Personal- und Finanzwesen. 
- die Wissenschaftskommunikation und Pflege der Außenkontakte, insbesondere zu den Industrie-

partnerinnen und -partnern. 
- die Koordination der Aktivitäten der PhoenixD Research School. 
- die baubegleitende Koordination bei der Errichtung des PhoenixD-Forschungsbaus.  
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(3) Die Verwaltungsabläufe der Geschäftsstelle (und des Vorstandes) regelt eine Geschäftsordnung, welche 
vom Vorstand beschlossen und bei Bedarf von diesem angepasst werden kann. 

(4) Die Geschäftsstelle umfasst des Weiteren Personal für die (i) Finanzverwaltung (Controlling, Buchhal-
tung), (ii) Wissenschaftskommunikation, (iii) Lehre, Chancenvielfalt und Internationalisierung sowie (iv) für 
den Forschungsbau. 

 
§ 13  Entscheidungen, Wahlen, Protokollierung 
(1) Die Organe von PhoenixD sind nach ordnungsgemäßer Ladung beschlussfähig, soweit die Mehrheit der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Stimmübertragungen sind möglich. 
(2) Stimmberechtigt sind alle anwesenden Mitglieder gemäß § 5 Abs. 1 und 3. 
(3) Stimmrechtsübertragungen sind generell mittels schriftlicher Vollmacht möglich. Bei Abstimmungen gemäß 

§7 Abs. 5 sind keine Stimmrechtsübertragungen möglich. 
(4) Der Vorstand kann Mitglieder der Organe von PhoenixD im Eilverfahren bis zur folgenden Mitgliederver-

sammlung vorübergehend einsetzen. 
(5) Die Mitglieder des Vorstands können in der Geschäftsordnung Beschlussfassungen im Umlauf-verfahren 

vereinbaren. 
(6) Über Sitzungen der Organe von PhoenixD wird ein Ergebnisprotokoll angefertigt, das allen Mitgliedern des 

Organs spätestens mit der Einladung zur nächsten Sitzung zugänglich gemacht wird. 
 

§ 14  Berufungen 
PhoenixD gründete an der Leibniz Universität Hannover die Leibniz-Forschungsschule für Optik & Photonik 
(LSO), die einer Fakultät gleichgestellt ist. Berufungsverfahren an der LSO werden gem. § 18 Abs. 2 der 
Grundordnung der Leibniz Universität Hannover gemeinsam mit der auf dem Fachgebiet kooperierenden 
Fakultät durchgeführt. Die konkrete Durchführung richtet sich nach den Regelungen der Berufungsordnung 
der Leibniz Universität Hannover. 
 
§ 15  Interne Mittelverteilung 
(1) Die Teilhabe an den und die Verwendung der bereitgestellten Mittel ist in § 6 Abs. 2 sowie § 9 Abs. 4 

dieser Ordnung geregelt. 
(2) Mittelflüsse an die beteiligten Einrichtungen erfolgen auf der Basis bilateraler Kooperationsverträge. 

Diese enthalten auch Vereinbarungen zur Nutzung schutzrechtsfähiger Erkenntnisse. 
(3) Der Nachweis über die korrekte Verwendung der Mittel (unter umfassender Beachtung der Verwendungs-

richtlinien für Exzellenzcluster der DFG) obliegt dem nachweisenden Partner (Technische Universität 
Braunschweig, Laser Zentrum Hannover e.V., Max-Planck-Institut für Gravitationsphysik (Albert-Einstein-
Institut Hannover), Physikalisch Technische Bundesanstalt Braunschweig) und wird im Verwendungs-
nachweis durch die rechtsverbindliche Unterschrift der jeweiligen Institution bestätigt. 

 
§ 16  Rechte an Arbeitsergebnissen 
Die Handhabung von im Cluster generierten Arbeitsergebnissen oder Erträgen, die als geistiges Eigentum 
eingestuft werden können, richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, den Richtlinien zum Umgang 
mit geistigem Eigentum (IP) an der Leibniz Universität Hannover und anderen relevanten Universitätsrichtli-
nien in der jeweils gültigen Fassung sowie den Förderrichtlinien der Deutschen Forschungsgemeinschaft für 
Exzellenzcluster und anderen relevanten Förderbestimmungen der Deutschen Forschungsgemeinschaft. 
Die Förderrichtlinien der Deutschen Forschungsgemeinschaft für Exzellenzcluster haben in Fällen, in denen 
die vorgenannten Bestimmungen miteinander in Konflikt stehen, stets Vorrang, soweit es sich nicht um ge-
setzliche Vorgaben handelt. 
 
§ 17  Schlussbestimmungen 
(1) Auf Vorschlag des Vorstandes kann die Mitgliederversammlung Änderungen zu dieser Ordnung gem. §7 

Abs. 4 beschließen. Änderungen bedürfen zusätzlich der Zustimmung des Präsidiums und des Senates 
der Leibniz Universität Hannover und sind im Vorfeld mit der DFG abzustimmen. 

(2) Diese Ordnung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Leibniz Universität Hanno-
ver in Kraft. 
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Das Präsidium der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 08.07.2026 folgende Richtlinie beschlossen: 
 
 

Richtlinie zur Nutzung von E-Mails an der Leibniz Universität Hannover 
 
§ 1 Präambel 
Diese Richtlinie regelt die Nutzung des durch die LUH zentral bereitgestellten E-Mail-Service (kurz E-Mail) 
für alle Mitglieder und Angehörigen der LUH. Die Regelungen gelten für dezentral bereitgestellte E-Mail-
Services von Einrichtungen der LUH entsprechend. 
 
§ 2 Allgemeines/Prinzipien 
1. E-Mail ist das zentrale elektronische Medium für die interne und externe Kommunikation der LUH. Die 

Nutzung durch regelmäßigen Abruf einer dienstlichen oder studentischen E-Mailbox ist für Mitglieder der 
LUH verpflichtend. Informationen seitens der LUH können auch über E-Mail erfolgen. 

2. Studierende erhalten automatisch eine LUH E-Mailbox (Domain: stud.uni-hannover.de). 
3. Beschäftigte haben einen Anspruch auf eine persönliche, einrichtungsspezifische E-Mailbox. 
4. Die Nutzung einer privaten E-Mailbox/E-Mailadresse ist für dienstliche Zwecke unzulässig. Von 

Studierenden ist für die elektronische Kommunikation mit der LUH die LUH E-Mailbox zu nutzen. 
5. Beschäftigte sind verpflichtet, eine dienstliche E-Mailadresse im Account-Manager (https://login.uni-

hannover.de) zu hinterlegen. Diese wird auch als persönliche Kontaktadresse von zentralen IT-Systemen 
genutzt. 

6. Nach der Löschung einer E-Mailbox werden die zugehörigen E-Mailadressen und -aliase für 5 Jahre 
gesperrt, bevor sie wieder vergeben werden können. 

7. Dienstliche E-Mailadressen können in begründeten Ausnahmefällen nach Ausscheiden aus der LUH 
durch die Beschäftigten für einen Übergangszeitraum weiterhin genutzt werden. Dienstliche E-Mails, die 
noch im Postfach gespeichert sind, müssen vor Ausscheiden gelöscht werden. Näheres wird in 
Rundschreiben 16/2026  
(https://www.intern.uni-hannover.de/de/vademecum/detail/id/1451) geregelt. 

 
§ 3 Nutzung 
1. Unterscheidungslose, automatische Weiterleitungen an E-Mailboxen von Drittanbietern (GMail, gmx.de 

usw.) sind unzulässig. 
2. Abwesenheitsassistenten oder Autoresponder sind grundsätzlich so einzurichten, dass die 

automatische Antwortfunktion zeitlich begrenzt ist (z. B. für die Dauer eines Urlaubs). Zusätzlich ist das 
Antwortverhalten so einzustellen, dass jedem Absender höchstens eine automatische Antwort pro Tag 
zugestellt wird. 

3. Lesebestätigungen dürfen nicht automatisiert, sondern müssen manuell ausgelöst werden. 
Entsprechende automatische Funktionen sind im E-Mailprogramm zu deaktivieren. 

4. Skriptgesteuerte, automatisierte Zugriffe auf E-Mailboxen der LUH sind ohne Freigabe durch das LUIS 
unzulässig. 

5. Ein automatisierter Abruf von E-Mailboxinhalten der LUH durch Dienste von externen Anbietern ist 
unzulässig (siehe auch § 5 Sicherheit). 

6. Ein- und ausgehende E-Mails in bzw. von LUH E-Mailboxen von Beschäftigten gelten grundsätzlich als 
dienstlich. Bei Vorliegen dienstlicher Belange kann unter Beteiligung von Personalrat und der oder des 
Datenschutzbeauftragten Einsicht in die LUH E-Mailbox genommen werden. 

 
§ 4 Form und Inhalt 
1. E-Mail-Clients sollen so konfiguriert sein, dass bei empfangenen E-Mails externe Elemente erst nach 

Prüfung der Authentizität des Absenders nachgeladen werden (kein automatisches Nachladen). 
2. Anhänge mit aktiven Inhalten und ausführbaren Dateien (z. B. Microsoft Office-Dokumente mit Makros 

oder .exe-Dateien) dürfen nicht per E-Mail versendet werden und die Zustellung wird blockiert. Solche 
Dokumente sollen über die Cloud-Services des LUIS ausgetauscht werden. 

  

https://login.uni-hannover.de/
https://login.uni-hannover.de/
https://www.intern.uni-hannover.de/de/vademecum/detail/id/1451
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3. Große Dateien sollen nicht als E-Mail-Anhang versendet werden. Stattdessen sollen große Dateien in
den Cloud-Services oder dem Download-Service des LUIS hinterlegt und lediglich der Link versendet
werden.

4. Die Beschäftigten wahren, soweit datenschutzrechtlich geboten, die Anonymität der Empfängerinnen
und Empfänger einer E-Mail untereinander durch Gebrauch der „Bcc“-Funktion.

§ 5 Sicherheit
1. Zur Absicherung des E-Mail-Verkehrs verwendet die LUH die Public-Key-Infrastruktur (PKI) des DFN-

Vereins auf Basis von persönlichen X.509-Zertifikaten mit fortgeschrittener digitaler Signatur. Diese
müssen beim LUIS angefordert werden.

2. Dienstliche E-Mail-Kommunikation soll mit digitaler Signatur erfolgen.
3. Dienstliche E-Mail-Kommunikation muss bei notwendigem Schutzbedarf Ende-zu-Ende verschlüsselt

erfolgen. Personenbezogene Daten der Schutzstufen D und E gemäß Schutzstufenkonzept
(https://lfd.niedersachsen.de/download/137188) der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz
dürfen außerhalb des LUH-Netzes nur dann elektronisch versandt werden, wenn die Vertraulichkeit der
Informationen durch eine dem jeweiligen Schutzbedarf angemessene Verschlüsselung sichergestellt ist.

4. Die E-Mail-Kommunikation zwischen E-Mail-Clients und den E-Mail-Servern der LUH erfolgt
transportverschlüsselt. Nicht entsprechend konfigurierte Clients sind von der E-Mail-Kommunikation
ausgeschlossen.

5. Kennwörter werden initial beim Anlegen einer Mailbox gesetzt und sind beim ersten Zugriff zu ändern.
Kennwörter und der Umgang mit diesen müssen den Kennwortempfehlungen (https://go.lu-
h.de/passwoerter) des LUIS genügen.

6. Persönliche Kennwörter dürfen nicht weitergegeben werden. Kennwörter von Funktionspostfächern
dürfen nur berechtigten Personen zugänglich gemacht werden. Das Kennwort eines
Funktionspostfachs muss beim Ausscheiden einer der berechtigten Personen geändert werden.

7. Kennwörter sind an einem sicheren Ort zu verwahren. Eine Hinterlegung in Online-Passwortmanagern
Dritter oder Internet-Angeboten Dritter ist unzulässig.

§ 6 Domains der LUH
1. Das LUIS kann die Standards und Verfahren der elektronischen Datenverarbeitung ausschließlich für

selbst bewirtschaftete Domains sicherstellen. Eine Liste dieser Domains kann im Netz der LUH
abgerufen (https://go.lu-h.de/maildomains) werden.

2. Werden E-Mails an andere Domains als in § 6, Abs. 1 gelistet gesendet, so verlassen die Informationen
der E-Mail unwiderruflich den Verfügungsbereich des LUIS.

§ 7 Schlussbestimmungen
Diese Richtlinie tritt mit ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der LUH in Kraft.

https://lfd.niedersachsen.de/download/137188
https://go.lu-h.de/passwoerter
https://go.lu-h.de/passwoerter
https://go.lu-h.de/maildomains
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Das Präsidium der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 08.07.2026 folgende Richtlinie beschlossen: 
 

 
Richtlinie für den dienstlichen Einsatz dienstlicher und privater elektronischer Endgeräte 

an der Leibniz Universität Hannover (LUH) 
 
§ 1 Präambel 
Der Einsatz elektronischer Endgeräte (im Folgenden: Endgeräte) wie z. B. PCs, Laptops, Tablets und 
Smartphones im dienstlichen Umfeld erfordert geeignete Maßnahmen zur Sicherstellung von 
Informationssicherheit und Datenschutz. 
In dieser Richtlinie werden grundlegende Regeln für die dienstliche Nutzung dienstlicher und privater 
Endgeräte erlassen. 
 
§ 2 Verantwortlichkeiten für die technische Umsetzung dieser Richtlinie 
1. Für dienstliche Endgeräte werden die aufgeführten technischen Regeln von der jeweilig zuständigen 

Administration umgesetzt. 
2. Für Endgeräte, welche von Beschäftigten eigenverantwortlich administriert werden – dies schließt auch 

private Endgeräte zur dienstlichen Nutzung (u. a. „Bring Your Own Device“) ein – sind die Beschäftigten 
für die technische Umsetzung dieser Richtlinie verantwortlich. 

 
§ 3 Geltungsbereich 
Diese Richtlinie gilt für alle Angehörigen und Mitglieder der LUH, die mittels eines dienstlichen oder privaten 
Endgerätes die IT-Infrastruktur oder IT-Services der LUH dienstlich nutzen. Ausgenommen ist die 
ausschließliche Nutzung von WLAN über eduroam, z. B. für Tagungen oder Events in den Räumen der LUH. 
 
§ 4 Grundsätzliches 
1. Eine Anordnung zur dienstlichen Nutzung privater Endgeräte durch die Dienststelle ist nicht zulässig. 
2. Der dienstliche Einsatz privater Endgeräte muss von der Einrichtungsleitung genehmigt werden. Die 

Verantwortung für die Umsetzung dieser Richtlinie liegt gemäß der Ordnung zur Informationssicherheit 
der LUH bei der jeweiligen Einrichtungsleitung. 

3. Durch die Einrichtungsleitung wird festgelegt, welche dienstlichen Daten auf dienstlich genutzten 
privaten Endgeräten verarbeitet und gespeichert werden dürfen. Die Festlegung soll anhand einer 
Risikobewertung und der damit verbundenen Klassifizierung der Daten erfolgen. 

4. Bei Verdacht auf kompromittierte dienstlich genutzte Endgeräte, Zugangsdaten und 
Berechtigungsnachweise ist dieser durch die Nutzenden unverzüglich der oder dem zuständigen IT-
Beauftragten und der oder dem zuständigen dezentralen Informationssicherheitsbeauftragten zu melden, 
um eine unverzügliche Sperrung der Zugänge zu veranlassen. Die Meldung soll immer auch an 
security@luis.uni-hannover.de erfolgen. 

5. Der Verlust eines Endgeräts oder Hardwaretokens (z. B. Chipkarten für SAP) ist durch die Nutzenden 
der oder dem zuständigen IT-Beauftragten und der oder dem zuständigen dezentralen 
Informationssicherheitsbeauftragten unverzüglich anzuzeigen. Die Meldung soll immer auch an 
security@luis.uni-hannover.de erfolgen. Personalisierte Nutzungszugänge oder Freigaben vom 
verlorenen Endgerät zu IT-Services der LUH sind unverzüglich zu sperren. Das Endgerät ist – soweit 
möglich – durch Fernzugang („remote“) zurückzusetzen. Dies gilt ebenso, wenn Manipulationen am 
Endgerät nicht ausgeschlossen werden können. 

6. Bei Dienstreisen und Dienstorten außerhalb von EU oder EWR sind ergänzend weitere Maßnahmen zu 
beachten. Insbesondere soll hierbei auf die Speicherung dienstlicher Daten auf mitgeführten 
Mobilgeräten verzichtet werden, um einen Zugriff auf dienstliche Daten durch ausländische Geheim- 
bzw. Nachrichtendienste oder anderen Stellen zu erschweren. Entgegen der an der LUH verbindlichen 
Vorgabe muss je nach individueller Einreisebestimmung des Reiseziels ggf. auf eine Verschlüsselung 
verzichtet werden. Personenbezogene oder sensible, dienstliche Daten dürfen auf diesen Geräten nicht 
mitgeführt oder lokal verarbeitet werden. 
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§ 5 Allgemeine Verhaltensweisen 
1. Mobile Endgeräte sind stets an der Person oder an einem sicheren Ort zu verwahren, um Diebstahl 

oder Verlust vorzubeugen. 
2. Mobile Endgeräte dürfen im öffentlichen Raum nie unbeaufsichtigt bleiben, um Manipulationen und 

Diebstahl vorzubeugen. 
3. Die Überlassung dienstlicher Endgeräte an Dritte ist untersagt. Die Überlassung dienstlich genutzter 

privater Endgeräte an Dritte ist nur unter Kontrolle der bzw. des Beschäftigten gestattet, wenn 
sichergestellt ist, dass kein Zugriff auf bzw. keine Einsicht in dienstliche Daten erfolgt. 

4. Der Zugriff auf dienstliche Daten darf ausschließlich über vertrauenswürdige und verschlüsselte 
WLAN-Verbindungen erfolgen. Sollte dies nicht sichergestellt werden können, so ist das VPN der LUH 
zu verwenden. Bluetooth-Verbindungen sind nur mit vertrauenswürdigen Geräten gestattet. 

5. Die Nutzung und der Anschluss von Datenträgern und (USB-)Geräten aus unbekannter oder 
zweifelhafter Herkunft ist untersagt. 

6. Smartphones, Tablets und ähnliche Geräte dürfen grundsätzlich nicht direkt über USB an fremde 
mobile Geräte oder Ladeterminals angeschlossen werden. In diesen Fällen soll ein USB Data 
Blocker verwendet werden. 

7. Vor Außerbetriebnahme oder einer Reparatur durch Dritte – insbesondere auch bei dienstlich 
genutzten privaten Endgeräten – sind die auf dem Endgerät gespeicherten dienstlichen Daten 
unwiederbringlich und vollständig zu löschen oder der Zugriff auf die Daten zu verhindern. z. B. 
kann die Konfiguration des Gerätes zurückgesetzt werden oder Datenträger können physisch zerstört 
oder entnommen werden, so dass von dem Gerät nicht mehr auf die IT-Infrastruktur und IT-Services der 
LUH – etwa E-Mail-Zugänge, Dateiablagen oder VPN-Zugänge – zugegriffen werden kann. 

 
§ 6 Datenhaltung 
1. Auf Endgeräten sollen so wenig dienstliche Daten wie möglich lokal gespeichert werden. Zur 

Datenhaltung ist eine Einbindung von Netzlaufwerken der LUH oder die Nutzung der IT-Services in der 
LUH-Cloud (z. B. Seafile) angeraten, auch um einem Datenverlust vorzubeugen. Die Nutzung von 
außerhalb der LUH angebotenen Cloud-Services soll für dienstliche Daten vermieden werden. 

2. Dienstliche Daten die lokal gespeichert werden, sollen regelmäßig auf Serversysteme der LUH gesichert 
werden. Grundsätzlich dürfen wichtige Daten nicht ausschließlich lokal auf Endgeräten vorgehalten 
werden. 

3. Ein Zugriff der Dienststelle auf private, dienstlich genutzte Endgeräte findet nicht statt. 
 
§ 7 Sicherheitseinstellungen 
1. Alle Endgeräte sind mit einer Zugriffssperre (sicherer Pin-Code, sicheres Kennwort, usw.) zu versehen, 

um eine unbefugte Nutzung zu verhindern. 
2. Dienstlich genutzte Endgeräte müssen sich bei Inaktivität automatisch sperren. Grundsätzlich ist eine 

maximale Dauer von 10 Minuten vorzusehen, für Smartphones von 2 Minuten. 
3. Schnittstellen und Funktionen (z. B. Bluetooth, WLAN, Entwicklermodus) sollen nur aktiviert sein, 

während sie benötigt werden. 
 
§ 8 Geräteanforderungen 
1. Datenträger in mobilen Endgeräten und dienstliche Daten auf privaten Endgeräten sind grundsätzlich zu 

verschlüsseln, um gespeicherte Daten bei Verlust des Endgerätes zu schützen. 
2. Betriebssysteme sind regelmäßig – idealerweise automatisiert – zu aktualisieren. Insbesondere sind 

sicherheitskritische Aktualisierungen unverzüglich zu installieren. 
3. Ein iOS Jailbreak, Android Rooting und vergleichbare Eingriffe in Betriebssysteme von Endgeräten mit 

dienstlicher Nutzung sind grundsätzlich nicht gestattet. 
4. Die Nutzung von Endgeräten mit den Nutzenden bekannten Sicherheitslücken ist grundsätzlich nicht 

zulässig. 
5. Zum Schutz vor Schadprogrammen ist auf Endgeräten mindestens die vom Betriebssystem vorgesehene 

Malware-Protection-Software („Virenscanner") zu aktivieren. Für diese ist eine automatisierte 
Aktualisierung zwingend erforderlich. Auf dienstlichen Endgeräten ist grundsätzlich die vom LUIS 
zentral bereitgestellte Software zu nutzen. 
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6. Der Einsatz des zentral vom LUIS bereitgestellten Inventarisierungs-Tools ist für sämtliche Client- und 
Server-Systeme der LUH verpflichtend, deren technische Architektur unterstützt wird. 

 
§ 9 Software und Anwendungen/Apps 
1. Es ist nur Software aus vertrauenswürdigen Quellen zulässig (z. B. LUIS Softwareverteilung, Google 

Play Store, Apple App Store, Microsoft Store). 
2. Bei der Installation von Apps aus den in Abs. 1 genannten Quellen sind alle Berechtigungen der zu 

installierenden App stets zu überprüfen. Apps, welche Rechte ohne erkennbaren Bezug zur 
Funktionalität erfordern, sind zu vermeiden. Das Geschäftsmodell vermeintlich kostenloser Apps ist stets 
zu hinterfragen, teils droht ein unberechtigter Datenzugriff oder das Einschleusen von Schadsoftware 
(„Malware“). 

3. Es sollen nur notwendige Apps und Anwendungen installiert werden. Apps und Anwendungen, welche 
nicht mehr benötigt werden, sollen unverzüglich deinstalliert werden. Jede installierte Anwendung stellt 
einen möglichen Angriffspunkt dar, über welchen beispielsweise Daten abfließen können oder das 
Netzwerk der LUH kompromittiert werden kann. 

4. Die korrekte Lizenzierung der eingesetzten Software ist zu beachten. Insbesondere ist zu prüfen, ob 
der Einsatz von Hochschullizenzen auf dienstlich genutzten, privaten Endgeräten durch die 
Lizenzbedingungen abgedeckt ist. Umgekehrt ist der dienstliche Einsatz von für die private Nutzung 
lizenzierter Software häufig ebenfalls nicht zulässig. 

5. Eingesetzte Software ist regelmäßig – idealerweise automatisiert – zu aktualisieren. Insbesondere sind 
sicherheitskritische Aktualisierungen unverzüglich zu installieren. 

6. Die Nutzung von Software mit den Nutzenden bekannten Sicherheitslücken ist grundsätzlich nicht 
zulässig. 

 
§ 10 Rechteminimierung 
1. Grundsätzlich sind nicht-privilegierte Zugangskonten zu verwenden (keine Administrationsrechte). 

Zugangskonten mit administrativen Privilegien dürfen nur temporär und ausschließlich zu 
administrativen Zwecken verwendet werden. 

2. Auf Endgeräten mit mehreren, unabhängigen Zugangskonten ist sicherzustellen, dass alle 
Zugangskonten nur genau die Rechte erhalten, die sie benötigen. Zugangskonten, welche nicht mehr 
verwendet werden, sind unverzüglich zu entfernen. 

 
§ 11 Schlussbestimmungen 
Diese Richtlinie tritt mit Ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der LUH in Kraft. 
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